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Refidensffade lien. 


Erſcheint jeden Dienstag und Freitag abends. 


Nr. 33. 


Dienstag, den 23. April 1895. 


Jahrgang IV. 


„Für Wien: ohne Zuſtellung ganzjährig 6 fl., halbjährig 3 fl. 
„ niit Zuſtellung ganzjährig 7 fl., halbjährig 3 fl. 50 kr. 


Pränumerationspreiſe: , 


Sr die Provinz: ganzjährig 8 fl., halbjährig 4 fl. 


Einzelnexemplare à 10 kr. im Redactionslocale im Rathhauſe. 


emeinderath. 
Stenographiſcher Bericht 


über die Öffentliche Sitzung des Gemeinderathes der k. k. 
Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt Wien vom 19. April 
1895 unter dem Vorſitze des Bürgermeiſters Dr. Raimund 
Grübl und des Vice-Bürgermeiſters Dr. Albert Richter. 


Vürgermeiſter Dr. Grübl: Die Verſammlung iſt be⸗ 
ſchluſsfähig; ich erkläre die Sitzung für eröffnet. 

1. Herr Gem.⸗Rath Herold entſchuldigt fein Ausbleiben 
von der heutigen Sitzung durch die Theilnahme an dem Jubi— 
läumsfeſte des öſterreichiſchen Gaſtwirteverbandes, deſſen Gründer 
er iſt; ebenſo Herr Gem.-⸗Rath Edlhofer; ferner entſchuldigt 
ſeine Abweſenheit Herr Gem.-Rath Dr. Lerch wegen Krankheit; 
die Herren Gem.⸗Räthe Lechner, Dr. v. Billing und Erndt ſind 
wegen Unwohlſeins verhindert, der heutigen Sitzung beizuwohnen. 

2. Dr. Hermann Ziegler, Hof- und Gerichts⸗Advocat, 
erlegte noe. Frau Jeannette Weiſenfeld v. Weisach infolge 
teſtamentariſcher Beſtimmung ihres verſtorbenen Gatten des Herrn 
Julius Weiſenfeld Ritt. v. Weisach für die Armen Wiens 
zu Handen des Herrn Bürgermeiſters 300 fl. ö. W. 

3. Herr Fritz Goldberger in Paris hat mir anläjslid) 
des Ablebens ſeines Bruders Felix Goldberger einen Betrag 
von 500 Francs zur Vertheilung an Arme übermittelt. 

4. Herr Dr. Julius Wagner als Erbenvertreter nach Anna 
Lorenz, verehelichte v. Galliuff, hat mir infolge teſtamen— 
tariſcher Beſtimmung derſelben einen Betrag von 1000 fl. zur 
Vertheilung an Arme übergeben. 

5. Herr Heinrich Jantſch hat anläſslich einer Wohlthätigkeits⸗ 
Vorſtellung im Theater im k. k. Prater für Arme Wiens den 
Betrag von 50 fl. erlegt. 

Den Spendern wird der Dank ausgeſprochen. 


6. In Beantwortung einer in der letzten Sitzung einge— 
brachten Interpellation des Herrn Gem.-Rathes Bärtl habe ich 
die Ehre, Folgendes zu bemerken: 

Die Herſtellung einer transparent beleuchteten Standuhr auf 
dem Kärnthnerthormarkte im IV. Bezirke wurde infolge Stadt— 
rathe⸗Beſchluſſes vom 27. December 1894 genehmigt und die 
Lieferung derſelben mit dem Koſtenbetrage per 4134 fl. 50 kr. 
der Firma Emil Schauer, VII., Bernardgaſſe 26, übertragen. 

Die Anfertigung der Uhr iſt bei der genannten Firma ſeit 
längerer Zeit im Zuge. Der viermonatliche Lieferungstermin läuft 
Mitte Mai d. J. ab. Bemerkt wird aus Anlass vorliegender 
Interpellation, dafs die Verhandlungen über das Zuſtandekommen 
dieſer Uhr ſich deswegen in die Länge zogen, weil lange Zeit 
weder vom Bauamte noch von einem Unternehmer ein vollkommen 
geeignetes Project zu erhalten war, die Platzfrage weitgehende 
Verhandlungen nöthig machte, und dafs ſich ſowohl das Magi— 
ſtratsgremium als auch der Stadtrath wiederholt mit dieſem 
Gegenſtande eingehend beſchäftigten. 

Ich bitte, dies zur Kenntnis zu nehmen. 


7. Herr Gem.⸗Rath Schlögl hat in der letzten Sitzung 
wegen der Sperrung des Durchhauſes in der Reichsapfelgaſſe 
interpelliert. Diesfalls habe ich die Ehre, Folgendes zu bemerken: 

Der Durchgang durch das Haus Reichsapfelgaſſe Nr. 23 
iſt ein freiwillig geſtatteter; die Abſperrung des Durchganges 
erfolgte lediglich deshalb, um auf eine raſchere Erledigung eines 
von der Hauseigenthümerin überreichten Geſuches hinzuwirken. 

Über Intervention des Magiſtrates hat ſich die Hauseigen— 
thümerin bereit erklärt, den Durchgang ſofort wieder zu eröffnen. 
(Beifall.) 


8. Es liegt eine Einladung des Vorortes des deutſchen Gabels— 
berger Stenographenbundes vor. Derſelbe theilt mit, daßs auf 
Grund eines früher gefaſsten Beſchluſſes der deutſche Gabelsberger 
Stenographenbund heuer ſeine Verſammlung in Wien abhalten 
wird. Es wird hierin der große Aufſchwung der Stenographie in 
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Oſterreich auseinandergeſetzt und wird der löbliche Gemeinderath 
um ſein theilnahmsvolles Intereſſe gebeten. 


Dieſe Einladung wird im Protokolle mitgetheilt werden. 


(Die Eingabe hat folgenden Wortlaut: 

„An das hochlöbliche Präſidium des Gemeinderathes der k. k. 
Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt Wien! 

Auf Einladung der Wiener Gabelsberger Stenographen— 
vereine und gemäß dem Beſchluſſe des IV. deutſchen Gabelsberger 
Stenographentages wird der V. deutſche Gabelsberger Steno— 
graphentag in der Zeit vom 22. bis 24. Juli d. J. in Wien 
ſtattfinden. 


Die Gabelsberger'ſche Stenographie hat in Oſterreich eine 
außerordentlich weite Verbreitung gefunden. Der deutſche Gabels— 
berger Stenographenbund, der ſich die Fortbildung, Förderung 
und Verbreitung der Gabelsberger'ſchen Stenographie zur Aufgabe 
geſetzt, erſtreckt fich über Oſterreich, Deutſchland und die Schweiz, 
umfaſst alle Gabelsberger Stenographen deutſcher Zunge und zählt 
zur Zeit 670 Vereine mit nahezu 19.000 Mitgliedern, worunter 
ſich Angehörige aller gebildeten Stände befinden. 


Mit lebhafter Freude werden zahlreiche Vertreter der Bundes⸗ 
vereine zum Stenographentage nach Wien kommen. Unvergeſslich 
hat ſich ja dem Gedächtniſſe aller Theilnehmer an der feierlichen 
Enthüllung des Denkmals Gabelsbergers zu München im Jahre 
1890 jener Augenblick eingeprägt, da namens der k. k. Reichs— 
haupt⸗ und Reſidenzſtadt Wien durch ein verehrtes Mitglied des 
Gemeinderathes ein herrlicher Lorbeerkranz am Fuße des Denkmals 
niedergelegt wurde. 


Wien iſt ſeit Jahrzehnten in allen ſtenographiſchen Kreiſen 


berühmt als hervorragende Pflegeſtätte der Gabelsberger'ſchen Steno- 
graphie nach jeder Richtung hin. 


In Wien wirkte Gabelsbergers Schüler Ignaz Jakob Heger 
mit großem Erfolge und gründete bereits im Jahre 1849 einen 
der älteſten Gabelsberger Stenographenvereine. 


Auf Wien blickt die Gabelsberger'ſche Schule mit Stolz als 
einen Hauptſitz der ſtenographiſchen Praxis, aber auch des fteno- 
graphiſchen Unterrichtes. 


Tauſende von Schülern erlernen allzährlich an den Lehr— 
anſtalten Wiens die Gabelsberger'ſche Stenographie. Insbeſondere 
in den höheren ſtädtiſchen Schulen erfreut ſich der Stenographie— 
Unterricht aufmerkſamſter Pflege und ſteht in ſchönſter Blüte. 


Da auf der Tagesordnung des V. deutſchen Stenographen⸗ 
tages verſchiedene wichtige, namentlich auch den Stenographie- 
Unterricht berührende Fragen ſtehen, wird der diesjährige Steno- 
graphentag eine beſondere Bedeutung gewinnen. 


Im Hinblicke auf den hohen Wert, den die Stenographie 
für alle gebildeten Berufsſtände hat, im Hinblicke ferner auf die 
hervorragende Pflege, welche die Gabelsberger'ſche Stenographie 
ſeit Jahrzehnten in Wien genießt, und auf die Wichtigkeit des 
V. deutſchen Gabelsberger Stenographentages geſtattet ſich der 
ehrerbietigſt unterfertigte Ausſchuſs, das hochlöbliche Präſidium 
des Gemeinderathes und die verehrten Mitglieder der Gemeinde— 


vertretung zur gnädigen Theilnahme am Stenographentage, ſeinen 


Verhandlungen und feſtlichen Veranſtaltungen ergebenſt einzu- 
laden. 
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In größter Ehrerbietung und Ergebeuheit geharren namens 
des Vorortes des deutſchen Gabelsberger Stenographenbundes: 
Paſſau, den 11. März 1895. 


Joſef Alteneder, Domvicar, 
I. Vorſitzender. 
Franz Franziszi, 
kgl. Gymnaſiallehrer und ſtädt. Schulrath. 
Namens des Wiener Feſtausſchuſſes: 
Conſt. Noske, Karl Weizmann, 
Vorſitzender. I. Stellvertreter des Vorſitzenden. 
Franz Plotzek, 
Schriftführer.“ 
Ich bitte um Mittheilung des Einlaufes. 


Schriftführer Gem.-Nath Schrenckh (liest): 

9. Abſchrift eines Erlaſſes der k. k. u.⸗5. Statthalterei 
vom 18. April 1895, Z. 37989, an die Wiener Tramway⸗ 
Geſellſchaft. 


Mit der Eingabe vom 15. Februar 1895, Nr. 1203, hat die geehrte 
Geſellſchaft mit Außerachtlaſſung der erwieſenen Unzulänglichkeit des vorjährigen 
Sommerfahrplanes und in Nichtberückſichtigung der für den Sommer 1895 
mit Sicherheit zu gewärtigenden weiteren Steigerung der Perſonenfrequenz 
einen Eutwurf der Sommerfahrordnung pro 1895 vorgelegt, welcher gegenüber 
dem Sommerfahrplane des Jahres 1894 auch nicht in einem einzigen Punkte 
eine Verbeſſerung aufweist. 

Dieſe von der geehrten Geſellſchaft eingenommene, angeſichts der über— 


Naager, kgl. Advocat, 
II. Vorſitzender. 


raſchend günſtigen finanziellen Ergebniſſe des abgelaufenen Betriebsjahres 


doppelt befremdliche Haltung zeigt aufs neue, dafs es der geehrten Geſellſchaft 
lediglich darum zu thun iſt, das in ihre Hände gegebene Vorrecht der Be— 


nützung der Hauptverkehrsſtraßen Wiens zum Pferdebahnbetriebe im alleinigen 


Intereſſe momentaner finanzieller Erfolge zu verwerten, es ihr aber noch 
immer ferne liegt, den berechtigten Auſprüchen des die Tramway benützenden 
Publieums aus eigenem Autriebe und ohne äußeren Zwang Rechnung zu 
tragen und dadurch übrigens auch eine dem geſellſchaftlichen Unternehmen 
ſchließlich ſelbſt zugute kommende nachhaltige Steigerung des Geſammtverkehres 
herbeizuführen. 

Der vorgelegte Fahrplanentwurf hat denn auch ſeitens der zur Wahrung 


der öffentlichen Verkehrsintereſſen in erſter Linie berufenen Factoren, der 


hieſigen k. k. Polizeidirection und der Gemeinde Wien die abfälligſte Be⸗ 
urtheilung erfahren. 5 

Nach dem Inhalte der nahezu vollſtändig mit dem eingeholten Gut— 
achten der k. k. General⸗Inſpectiou der öſterreichiſchen Eiſenbahnen überein⸗ 
ſtimmenden Außerungen der genannten Stellen kommen in der Hauptſache 
folgende weſentliche Mängel des ganz unannehmbar befundenen Fahrplanes 
zu verzeichnen: | 

1. Die gegenüber dem thatſächlichen Verkehrsbedürfniſſe weitaus zu gering 
bemeſſene Anzahl der in Betrieb zu ſetzenden Wagen. 

2. Der zu ſpäte Beginn des Betriebes am Morgen auf den von den 
Remiſen abliegenden Routen. | 

3. Die vorzeitige Reducierung des Betriebes in den Abendftunden. 

4. Das Fehlen von Beſtimmungen über die Abfahrtszeiten der einzelnen 
Wagen, beziehungsweiſe über deren Eintreffen an den Kreuzungspunkten. 

5. Der noch immer zu weitreichende Einſpännerbetrieb, und endlich 

6. die Gebrauchsmöglichkeit der Begünſtigung des 7 kr. Tarifes weſentlich 
beſchränkende Wageninſtradierung. 

Mit Rückſicht auf dieſes nach jeder Richtung hin ablehnende Votum der 
k. k. General⸗Inſpection der öſterreichiſchen Eiſenbahnen, der Wiener k. k. 
Polizeidirection und der Gemeinde Wien ſieht ſich die Statthalterei außer⸗ 
ſtande, dem vorgelegten Entwurfe des Sommerfahrplanes für das Jahr 1895 
die der Staatsverwaltung gemäß der grundlegenden Erläſſe des hohen k. k. 
Handelsminiſteriums vom 25. Februar 1865, 3. 16814/1595, und vom 
11. März 1867, Z. 4386/44, conceſſionsmäßig vorbehaltene Genehmigung 
im Namen des genannten hohen Miniſteriums zu ertheilen. 

Auf Grund des vorerwähnten Gutachtens der k. k. General⸗Inſpection 
der öſterreichiſchen Eiſenbahnen erhält die geehrte Geſellſchaft vielmehr, und 
zwar unter dem ausdrücklichen Hinweiſe auf die Beſtimmungen des § 12 der 
Miniſterial⸗Verordnung vom 14. September 1854 (R.⸗G.⸗Bl. Nr. 238) und 
beziehungsweiſe jene der 88 138 und 152 des Gewerbegeſetzes vom 20. De⸗ 
cember 1859 (R.⸗G.⸗Bl. Nr. 227) den gemeſſenen Auftrag, ſofort mit Beginn 
der Sommerperiode, das iſt mit 1. Mai 1895, eine die im vorgelegten Fahr— 
plane vorgeſehene Fahrtleiſtung überſteigende Wagenanzahl nach Maßgabe der 
folgenden Anweiſungen in Betrieb zu ſetzen. 

Juſoweit nach der vorgelegten Fahrordnung eine Vergrößerung der 
Intervalle gegenüber dem gegenwärtig in Kraft ſtehenden Winterfahrplane 
einzutreten hätte, wird zur Vermeidung einer ſolchen Einſchränkung der heute 
beſtehenden Verkehrsgelegenheiten zu den unten beſtimmten Zeiten die daſelbſt 
bezifferte Wagendotierung der hier in Betracht kommenden Routen vorzu⸗ 
nehmen ſein, und zwar: 
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a) Remiſe Hernals —Ottakringerſtraße — Favoriten. Remiſe in der Zeit 
von 5 Uhr nachmittags bis 8 Uhr abends, 10 Wagen pro Stunde; 

b) Simmering II— Rennweg Porzellangaſſe in der Zeit von 2 Uhr 
nachmittags bis 8 Uhr abends, 15 Wagen pro Stunde; 

c) Praterſtern —Burggaſſe in der Zeit von 5 Uhr nachmittags bis 
8 Uhr abends, 11 Wagen pro Stunde; 

d) Döbling — Meidling in der Zeit von 2 Uhr nachmittags bis 5 Uhr 
nachmittags, 13˙3 Wagen pro Stunde und in der Zeit von 5 Uhr nachmittags 
bis 8 Uhr abends, 15 Wagen pro Stunde; 

e) Favoriten —Remiſe —Faſangaſſe— Quai —Remiſe —Währing in der 
Zeit von 5 Uhr nachmittags bis 8 Uhr abends, 12 Wagen pro Stunde; 

f) Rudolfsheim —Nordweſtbahn in der Zeit von 5 Uhr nachmittags bis 
8 Uhr abends, 15 Wagen pro Stunde; 

g) Prater —Ring —Rudolfsheim in der Zeit von 5 Uhr nachmittags bis 
8 Uhr abends, 10 Wagen pro Stunde; 

h) Weinhaus — Ring —St. Marx — Simmering I in der Zeit von 5 Uhr 
nachmittags bis 8 Uhr abends, 13˙3 Wagen pro Stunde; 

Außer dieſer Wagenvermehrung hat eine 20percentige Erhöhung der 
Fahrtleiſtung in den nachbezeichneten Routen, und zwar in der Zeit von 2 Uhr 
nachmittags bis 8 Uhr abends platzzugreifen auf den Routen: 

a) Dornbach— Alsbachſtraße — Quai — Prater (jeder 
Rotunde); 

b) Remiſe Hernals —Ottakringerſtraße —-Ring —Favoriten-Remiſe; 

c) Rudolfsheim — Quai —Nordweſtbahnhof (jeder zweite Wagen Penzing); 

d) Penzing —-Ring — Sophienbrücke; 

e) Bäder —Prater-Remiſe — Ring — Rudolfsheim; 

f) Döbling — Ring — Meidling — Schönbrunn; 

g) Transverſalroute in beiden Richtungen; 

h) Remiſe Favoriten —Faſangaſſe — Quai —Remiſe Währing; 

i) Central⸗Friedhof— Rennweg —Porzellangaſſe; 

k) Weinhaus — Ring —St. Marx (jeder zweite Wagen Simmering); 

1) Praterſtern — Augartenſtraße —Burggaſſe. 


zweite Wagen 


Dieſe 20percentige Erhöhung der Fahrtleiſtung hat um 2 Uhr ab den 


Remiſen zu beginnen und erſt um 8 Uhr an den beiden Endpunkten zum 
Abſchluſſe zu kommen. 


Im Falle der Nichtbefolgung dieſer Anordnungen würde die Statthalterei 
ſich genöthigt ſehen, ſofort die Sequeſtration des geſellſchaftlichen Unternehmens 
zum Zwecke der Durchführung eines den öffentlichen Intereſſen entſprechenden 
Betriebes beim hohen Handelsminiſterium zu beantragen und hätte die Ge— 
ſellſchaft überdies bei fortgeſetzter Weigerung der verkehrsbehördlichen An— 
ordnungen Folge zu leiſten, die Conceſſionsentziehung im Sinne der ſchon 


oben citierten betreffenden Beſtimmung der Gewerbeordnung zu gewärtigen. 


Die geehrte Geſellſchaft wird ferner angewieſen, unbeſchadet der nach 
vorſtehenden Anordnungen mit 1. Mai 1895 in Vollzug zu ſetzenden provi— 
ſoriſchen Fahrordnung binnen 14 Tagen vom Tage der Zuſtellung dieſes 
Erlaſſes einen neuen Fahrordnungsentwurf zur Genehmigung vorzulegen, 
welcher folgenden Anforderungen zu entſprechen haben wird: 

1. Die verfügte Erhöhung der Fahrtleiſtung iſt im Fahrplane zum 
Ausdrucke zu bringen. 

2. Der Frühbeginn des Betriebes iſt derart einzurichten, daſs ab 6 Uhr 
morgens eine Befahrung ſämmtlicher Routen, alſo auch der von den Remiſen 
abgelegenen eintritt. 


3. Die im gegenwärtigen Fahrplane vorgeſehene eventuelle Verſchiebung 
in der Wageninſtradierung hinſichtlich der Routen Hietzing —-Ring —Sophien— 
brücke und Währing — Quai— Favoriten behufs höherer Dotierung des Prater— 
verkehres, ferner die fallweiſe Dirigierung der Meidlinger Ring- und Rudolfs⸗ 
heimer Quai — Prater⸗Wagen nach den Bädern unter gleichzeitiger Vergrößerung 
der fahrplanmäßigen Intervalle auf dieſen Strecken, endlich die im Fahrplane 
vorbehaltene willkürliche Reducierung des Wagenverkehres in den Stunden 
vom Beginne des Betriebes bis 7 Uhr morgens und von 9 Uhr abends bis 
zum Schluſſe des Betriebes bis zu 20 Percent des Intervalles darf in den 
neuen Fahrplanentwurf nicht wieder aufgenommen werden. Für den erhöhten 
Bedarf des Prater- und Bäderverkehres hat die geehrte Geſellſchaft anderweitig 
vorzuſorgen. 

4. Der Einſpännerbetrieb iſt nach Thunlichkeit noch weiter einzuſchränken. 

5. Die Benützung des 7 kr.⸗Tarifes iſt durch eine entſprechende Wagen— 
inſtradierung (eventuell Einführung eigener Ringfahrten) zu erleichtern. Es 
bleibt übrigens der geehrten Geſellſchaft unbenommen, dem gedachten Zwecke 
etwa durch Ausdehnung des Umſteigrechtes auf die 7 kr.-Karten gerecht zu 
werden. | 

Schließlich wird ſchon jetzt bemerkt, daſs die Statthalterei ſich vorbehält, 
auch nach erfolgter Genehmigung der im Sinne der vorſtehenden Anordnungen 
zu verfaſſenden und vorzulegenden neuen Fahrordnung nach Maßgabe der aus 
deren Durchführung ſich ergebenden Erfahrungen unter Umſtänden eine noch 
weitergehende Erhöhung der Fahrleiſtung zu fordern, im Falle des Fort— 
beſtandes der Überfüllung in den Einſpännerwägen die fernere Verwendung 
dieſer Wägen gänzlich zu unterſagen, endlich bei ſich ergebenden Anſtänden 
wegen Nichteinhaltung der Fahrordnung die fahrplanmäßige Feſtſetzung der 
genau einzuhaltenden Abfahrts- und Ankunftszeiten der einzelnen Wägen zu 
verlangen. 

Eine etwaige Beſchwerde gegen vorſtehende aus öffentlichen Rückſichten 
ergehenden Verfügungen hat keine aufſchiebende Wirkung. 


Nürgermeiſter: Wird dem Stadtrathe zur geſchäftsordnungs— 
mäßigen Behandlung zugewieſen. 
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Schriftführer Gem.-Nath Schrenckh: 

10. Eine Petition, überreicht durch Gem.⸗Rath Schlögl, 
betrifft das Haus Nr. 23 Reichsapfelgaſſe, und die Gefertigten 
ſtellen an den Gemeinderath die Bitte, derſelbe wolle ſich von der 
Nothwendigkeit der dringenden Beſeitigung dieſes Verkehrshinder— 
niſſes die Überzeugung verſchaffen und den Magiſtrat veranlaſſen, 
dafs dieſer Übelſtand ehemöglichſt beſeitigt werde. 

Mürgermeiſter: Das ſteht im Zuſammenhange mit der heute 
beantworteten Interpellation. Dem Anſuchen iſt bereits durch die 
Intervention des Magiſtrates Folge geleiſtet worden. 


Schriftführer Gem.-Rath Schrenckh (liest): 

11. Interpellation des Gem.-Nathes Schlögl: 

Nachdem ſchon wiederholt von mehreren Seiten Anträge wegen Herab— 
ſetzung der Schlachtgebüren für mindergewichtiges Vieh eingebracht wurden, 
ſelbe aber bis heute noch nicht erledigt worden ſind, die Verhältniſſe aber für 
die betreffenden Intereſſenten ſich immer mifslicher geſtalten, fo erlaube ich 
mir an den hochgeehrten Herrn Bürgermeiſter die Anfrage zu ſtellen, 

wann eigentlich dieſe für die Betreffenden jo hochwichtige Frage 
erledigt wird? 

Rürgermeiſter: Das Referat liegt vor und wird demnächſt 
im Stadtrathe zur Verhandlung kommen. 


Schriftführer Gem.-Nath Schrenckh (liest): 
12. Interpellation des Gem.⸗Nathes Herold: 


Seit Wochen ſind die Viehpreiſe auf dem Central-Viehmarkte zu St. 
Marx ſo niedrige, wie ſie lange vorher nicht geweſen ſind. Allein von dieſer 
Ermäßigung der Viehpreiſe hat die Bevölkerung nicht den geringſten Vortheil. 

Die Fleiſchpreiſe im Detailhandel ſind heute noch immer ſo hoch, wie zu 
jener Zeit, als für beſte Qualität von Maſtvieh 67 bis 70 fl. für 100 kg ge- 
zahlt wurden, während heute der Preis für Maſtvieh beſter Qualität bereits 
auf 62 bis 60 fl. geſunken iſt. Dieſes Sinken des Viehpreiſes per 100 kg um 
4 bis 5 fl. repräſentiert per Stück Vieh einen Preisnachlaſs von 20 bis 30 fl. 
Allein die Fleiſchpreiſe in den Ständen und Bänken haben dieſelbe Höhe wie 
im November des vorigen Jahres zur Zeit des Viehmangels! Nur in der 
Großmarkthalle auf dem täglichen Fleiſchmarkte iſt das Fleiſch billig und auch 
nur, wenn man „geeignete Stücke“, wie es die Marktordnung geſtattet, bei 
den En gros-Händlern kauft. Denn in den Detailſtänden, die unmittelbar an 
der Großmarkthalle angebaut ſind, iſt das Fleiſch ſchon weſentlich vertheuert! 

Da uns nach dem gegenwärtigen Stande der Geſetzgebung die Mittel 
fehlen, eine Verwohlfeilung des Fleiſches in den Ständen und Bänken zu 
erzwingen und die Fleiſchhauer trotz niedrigen Einkaufes aus eigenem Antriebe 
die Fleiſchpreiſe nicht herabſetzen, ſo bleibt vorerſt kein anderes Mittel, um der 
Bevölkerung den Einkauf billigen Fleiſches zu ermöglichen, als das: den Beſuch 
des täglichen Fleiſchmarktes zu erleichtern; den Fleiſchmarkt auszugeſtalten, damit 
räumlich ſeine Einrichtungen den Anforderungen des Verkehres entſprechen; für 
eine Vermehrung der Zufuhr zu ſorgen und den Handel fo einzurichten, dass 
er der geſammten Bevölkerung zugute komme. 

Nun iſt ſchon vor langer Zeit vor der Decentraliſierung des Marktes die 
Rede geweſen, allein geſchehen iſt nichts. 

N Ich erlaube mir deshalb an den Herrn Bürgermeiſter die Fragen zu 
richten: 


Welche Urſachen ſtehen der Decentraliſierung des Fleiſchmarktes 
entgegen? 

Gedenkt der Herr Bürgermeiſter den Magiſtrat zu beauf— 
tragen, ſchleunigſt eine Vorlage über die Decentraliſierung des 
Fleiſchmarktes auszuarbeiten? 


Iſt der Herr Bürgermeiſter geneigt, den Übelftänden auf dem 
Fleiſchmarkte, als da ſind: verſpätete Zufuhr, ungenügende Eis— 
vorräthe in den Waggons, Mangel an Raum auf dem Markte, 
Zulaſſung einer übergroßen Zahl von Commiſſionären auf unge⸗ 
eignetem Platze, Verzögerung in der Markteröffnung u. ſ. w., ent⸗ 
gegenzutreten und dafür zu ſorgen, daſs Wien endlich einen 
Fleiſchmarkt erhalte, ſo wie er den Bedürfniſſen der Bevölkerung 
einer Großſtadt entſpricht? 

Bürgermeifter : Ich werde dieſe Interpellation dem Markt⸗ 
amte zur Veranlaſſung des Erforderlichen in den angedeuteten 
Richtungen übergeben. 
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Schriftführer Gem.-Nath Schrenckh (liest): 

13. Interpellation des Gem.-Nathes Steiner: 

Nathaniel Freiherr v. Rothſchild, welcher ſeine Gärten auf der 
Hohen Warte im XIX. Bezirke in echt menſcheufreundlicher Weiſe gegen Ent- 
gelt dem Publicum zur Schau ſtellt, hat begreiflicherweiſe ein hohes Intereſſe, 
die von ihm und ſeiner Familie auf ſo überaus mühſame Art erworbenen 
Schätze zu erhalten. 

Nun traf es ſich leider, dafs zu den koloſſalen Anlagen das zur Erhaltung 
derſelben nöthige Waſſerquantum in den vorhandenen Brunnen verſiegte. 

Herr Baron Rothſchild ſah ſich daher in die Nothwendigkeit verſetzt, 
das ihm fehlende Waſſerquantum irgendwo zu beſchaffen, und zu dieſem Zwecke 
richtete derſelbe an den Magiſtrat der Stadt Wien das Anſuchen, ihm zu ge— 
ſtatten, dafs er von ſeinen Gärten auf der Hohen Warte bis zum Donau— 
canale eine circa 2 km lange Waſſerleitung erbauen dürfe. . 

Über dieſes Geſuch fand am 4. November 1894 eine Localaugenſcheius— 
Commiſſion, und zwar in der Boſchgaſſe im XIX. Bezirke ſtatt, zu welcher 
jedoch lediglich die Anrainer dieſer Gaſſe, und zwar Herr Alexander Scharf 
(Watt), Herr und Fran Guidenus, die Neue Wiener Tramway-Geſellſchaft 
und die Gemeinde Wien als Eigenthümerin des Schlachthauſes eingeladen 
waren. Von Seite dieſer Intereſſenten wurden keine Einwendungen erhoben 

Die Intereſſenten auf der circa 1 km langen Grinzingerſtraße hat man 
einzuladen nicht für gut befunden. N 

Nach dem Commiſſionsprotokolle wurde dem Herrn Baron Rothſchild 
geſtattet, die Waſſerleitung auf Straßengrund zu errichten gegen einen jühr- 
lichen Pachtzins von 10 kr. per laufenden Meter und gegen dem, daſßs der 
Geſuchswerber für alle eventuell entſtehenden Schäden hafte. 

Vor ungefähr 14 Tagen hat nun Herr Baron Rothſchild mit der 
Errichtung der erwähnten Waſſerleitung begonnen und legte zunächſt in den 
Untergrund des von der Grinzingerſtraße auf die Hohe Warte führenden 
Verbindungsweges circa 15 cm ſtarke Eiſenrohre. n 

Dieſer Verbindungsweg (Fußſteig) liegt zum guten Theile im Terri— 
torium des alten Heiligenſtädter Friedhofes, und es ruhen dortſelbſt im Schoße 
der geweihten Erde noch die Gebeine der alten Heiligenſtädter Bürger. 

Es wurden nun — man höre und ſtaune — bei der Erdaushebung für 
die Cunette Gräber und Grüfte in vandaliſcher Weiſe mit Krampen und 
Schaufeln geöffnet (Rufe links: Hört! Hört! Scandal! — Gem.-Rath 
Gregorig: Hinaus mit den Juden!) 


Nürgermeiſter: Ich bitte, Herr Gemeinderath nicht in 
dieſer Weiſe. (Widerſpruch links und Rufe: Da ſoll man ſtill 
ſein? Bei einer ſolchen Beleidigung!) Ich bitte um Ruhe. 

Gem.-Nath Gregorig: Ja freilich, wir werden uns von 
den Juden alles gefallen laſſen! 

Dürgermeifter: Ich bitte um Ruhe, Herr Gem.-Rath 
Gregorig! 

Gem.⸗Nath Gregorig: Da gibt es keine Ruhe mehr, in 
einem ſolchen Falle, wenn man ſo vorgeht. 

Nürgermeiſter: Mäßigen Sie ſich! 

Gem.-Nath Gregorig: Da gibt es keine Mäßigung. Ich 
bin Chriſt und laſſe mir das nicht gefallen! 

Bürgermeiſter: Ich werde die Interpellation beantworten. 


Gem.- Rath Gregorig: Das wird Schön ausfallen! (Heiter⸗ 
keit links.) 
Schriftführer Gem.-Nath Schrenckh (liest weiter): 


die im Wege ſtehenden Gebeine herausgenommen (Rufe links: 
Hört! Hört! Scandal!) und erſt dann über eine Verfügung des magiſtratiſchen 
Bezirksamtes des XIX. Bezirkes mittels Fourgons entfernt. 

Eine circa Am große Gruft war ganz vollgefüllt mit Gebeinen, und es 
wurden ans derſelben ſoviele Menfchenkuochen in gemüthlicher Weiſe heraus— 
geworfen, als zur Durchlegung der Waſſerleitungsrohre erforderlich war. 
(Rufe links: Hört! Hört! Unerhört! — Gem.-Rath Gregorig: Das 
geſchieht in Wien, in der Reichshauptſtadt! — Der Bürgermeiſter gibt das 
Glockenzeichen.) 

Die Rohre des Herrn Baron Rothſchild liegen alſo heute that— 
ſächlich mitten unter den Gebeinen unſerer Altvordern, und es iſt wohl nur 
zu begreiflich, welche Aufregung dieſe vandaliſche und pietätloſe Handlungs— 
weiſe in der Bevölkerung von Heiligenſtadt hervorgerufen hat. 

Während heute der ſeit mehr als hundert Jahren nicht mehr belegte 
Judenfriedhof in der Seegaſſe in der Roſsau und der Judenfriedhof bei der 
Nufſsdorferlinie ſelbſt für öffentliche Zwecke völlig unantaſtbar find, hat es hier 
ein Jude — leider mit Zuſtimmung unſerer Behörden — unternommen, einen 
unſerer Gottesäcker, und zwar lediglich behufs Verfolgung ſeiner perſönlichen 
Zwecke, zu entweihen. 

Bei weiterer Durchführung der Rohrleitung in der Grinzingerſtraße legte 
man die Rohre, entgegen dem Commiſſionsprotokolle vom 4. November 1894, 
welches zur Bedingung machte, daſs die Rohre 30 em vom Rinnſale entfernt 
gelegt werden müſſen, gerade in die zukünftige Baulinie am Trottoir, und 
nachdem ich über Aufforderung der Anrainer Mittwoch den 10. April d. J., 
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vormittags, den Herrn Bürgermeiſter perſönlich davon, ſowie auch von dem 
Umſtande in Kenntnis ſetzte, dafs die Aurainer in geſetzwidriger Weiſe gar 
nicht verſtändigt worden find, fandte der Herr Bürgermeiſter am ſelben Tage 
nachmittags eine Commiſſion zur Erhebung des Thalbeſtandes ab, über deren 
Initiative dann am nächſten Tage zwar die Rohrleitung wieder entfernt und 
die Cunette wieder zugeſchüttet wurde, der Weg jedoch bis heute nicht paſſierbar 
hergeſtellt worden iſt. ö n 

Entgegen der von der Behörde geſtellten Bedingung wurden nun die 
Rohre nur 20 em vom Rinnſale entfernt gelegt, und theilweiſe nur 40 em 
unter dem Straßenuiveau. a 

Leiter der Commiſſion fol der Herr Magiſtratsrath Dr. Ferdinand 
Kronawetter geweſen fein (Gem.-Rath Gregorig: Das wundert 
mich nicht!), und derſelbe iſt daher für die ſtriete Einhaltung der geſetzlichen 
Vorſchriften in dieſer Sache verantwortlich. 

Nach dem Gemeindeſtatut (Erſte Abtheilung, Band II 6, 8 18) iſt der 
Gemeinderath berufen, in ſeinem Selbſtbeſtimmungsrechte die Benützung des 
Gemeindegutes, zu welchem die öffentlichen Straßen gehören, für Privatzwecke 
zu geſtatten oder zu verweigern, und es hat daher im vorliegenden Falle 
überhaupt eine flagrante Verletzung des Geſetzes ſtattgefunden, nachdem weder 
der Stadtrath noch der Gemeinderath irgendeine Bewilligung ertheilt oder 
auch nur eine Verſtändigung erhalten hat. 

Ich ſtelle daher die Anfrage: 

1. Iſt der Herr Bürgermeiſter geneigt, unverzüglich Sorge 
zu tragen, dafs die Angelegenheit dem Geſetze gemäß dem Gemeinde— 
rathe zur Berathung und Beſchluſsfaſſung unterbreitet wird? 

2. Iſt der Herr Bürgermeiſter geneigt, den Magiſtrat, ins- 
beſondere den Herrn Magiſtratsratch Dr. Kronawetter zu 
beauftragen, daſs in Hinkunft auch Herrn Baron Rothſchild 
gegenüber ſtrenge auf die Einhaltung der geſetzlichen Vorſchriften 
gedrungen wird? 

3. Was gedenkt der Herr Bürgermeiſter zu thun, um für 
den im vorliegenden Falle begangenen Friedhofsfrevel die gerechte 
Sühne eintreten zu laſſen? 

Vürgermeiſter: In Beantwortung dieſer Interpellation 
muss ich Folgendes bemerken: Über eine Anzeige des Herrn Gem. 
Rathes Steiner, daſs auf einem Wege, in einer Straße in 
Döbling ein Waſſerrohr in Widerſpruch mit der ertheilten Be— 
willigung gelegt werde, und dafs überhaupt bei der Ertheilung der 
Bewilligung nicht in entſprechender Weiſe vorgegangen werde, 
habe ich mir den betreffenden Act vorlegen laſſen. Ich habe mich 
nach der Einſichtnahme in den Act überzeugt, dass das Verfahren 
in geſetzlicher Weiſe eingeleitet und durchgeführt worden iſt, daſs 
diejenigen Perſonen, welche überhaupt einzuladen waren, auch 
eingeladen worden find, und das ein Anſtand nicht angemeldet 
worden iſt. Es handelt ſich einfach darum, an Stelle eines 
Brunnens in Döbling, welcher der Nachbarſchaft nicht angenehm 
iſt, weil dort wenig Waſſer vorhanden iſt, an Stelle dieſes 
Brunnens alſo einen ſolchen in der Nähe des Donaucanales anzu⸗ 
legen, damit dort Waſſer für die Gärten in Ober-Döbling 
entnommen werden könne, ohne die Nachbarſchaft oder irgend 
jemanden zu genieren. Natürlich iſt eine Verbindung des Brunnens 
mit den Gärten in Ober-Döbling nothwendig. Die Herſtellung 
dieſer Leitung iſt im Plane genau vorgezeichnet und auf Grund 
dieſes Planes iſt die Bewilligung ertheilt worden. (Gem.⸗Rath 
Gregorig: Auch durch den Friedhof?) Ich komme jetzt darauf 
zu ſprechen, beruhigen Sie ſich. Ich habe den Herrn Gem.-Rath 
Steiner, der dieſe Behauptung hier aufſtellte, heute gefragt, ob 
dort ein Friedhof ſich befindet. Er hat ſelbſt zugegeben, dass 
dort an der Stelle, wo das Rohr gelegt wird, ſich kein Friedhof 
befinde. (Gem.⸗Rath Steiner: Ja, der Friedhof der ehemaligen 
Gemeinde Heiligenſtadt, Herr Bürgermeiſter!) Aber, ich bitte ... 
(Gem.⸗Rath Steiner: Dann verdrehen Sie das nicht! — 
Lebhafte Unruhe links; Widerſpruch rechts.) Herr Gem. Rath 
Steiner, ich rufe Sie zur Ordnung! (Gem.-Rath Steiner; 
Das können Sie thun, aber verdrehen Sie nicht!) (Unruhe rechts.) 
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Ich erkläre Ihnen Folgendes. (Gem.⸗Rath Gregorig: Ruhig, 
Juden drüben!) Herr Gem.⸗Rath Gregorig ich rufe Sie zur 
Ordnung! (Gem.⸗Rath Gregorig: Da liegt mir gar nichts 
daran bei einer ſolchen Wirtſchaft!) Meine Herren, wenn Sie 
in der Weiſe fortfahren, ſo werde ich die Sitzung ſchließen! 
(Gem.⸗Rath Gregorig: Da liegt uns auch nichts daran!) Gut, 
mir auch nicht, aber ich werde die Sitzung ſchließen, dieſe ganz 
ungerechtfertigten Vorgänge werde ich nicht dulden! 

Herr Gem.⸗Rath Steiner hat gejagt, daſs ſich dort derzeit 
ein Weg befindet, ein Weg, für jedermann paſſierbar, und in 
dieſem Wege iſt das Rohr gelegt worden. 

Nun kann es allerdings vorkommen und iſt ſchon oft 
geſchehen, dafs auf einer Straße, die über einen ehemaligen 
Friedhof führt, Knochen, Leichentheile gefunden werden. Es iſt 
das oft vorgekommen und wird noch häufig vorkommen. (Rufe 
rechts: Richtig!) Wenn mit dieſen Knochen, Beſtandtheilen von 
Leichen, in einer der Pietät widerſprechenden Weiſe vorgegangen 
worden iſt, jo kann ich das nur lebhaft bedauern; ich mus aber 
ſagen, es iſt ein Unrecht, den Baron Rothſchild dafür ver— 
antwortlich zu machen, weil derſelbe gewiſs bei der Bauführung 
nicht zugegen war, er auch für die Bauführung nicht verantwortlich 
iſt und ſich an Ort und Stelle nicht aufhält. Es kann daher die 
Verantwortung für dieſen Vorgang gewiſs nur diejenigen Perſonen 
treffen, welche mit der Bauführung betraut und für die jtricte 
Ausführung derſelben verantwortlich ſind. Dagegen iſt, glaube ich, 
nichts einzuwenden, und ich bedauere daher, daſss in dieſer Weiſe 
die Interpellation eine Spitze erhalten hat, welche nach meiner 
Anſicht den Verhältniſſen nicht entſpricht. (Gem.-Rath Gregorig: 
Die Juden müſſen geſchützt werden!) Ich ſchütze jeden, der zu 
ſchützen iſt, und ſtrafe jeden, der zu ſtrafen iſt; ich habe das auch 
in dieſem Falle gethan. Ich habe über die Anzeige des Herrn 
Gem.⸗Rathes Steiner mich überzeugt, dass die Rohrlegung 
nicht in jener Weiſe ſtattgefunden hat, wie ſie hätte ſtattfinden 
ſollen; infolgedeſſen iſt auch ſofort das nicht in richtiger Weiſe 
gelegte Rohr beſeitigt und der frühere Zuſtand hergeſtellt worden. 
(Zwiſchenruf: Ohne Beſchluſs des Gemeinderathes!) 

Nun wird die Frage geſtellt (liest): „Iſt der Herr Bürger— 
meiſter geneigt, unverzüglich Sorge zu tragen, daſs die Angelegenheit 
dem Geſetze gemäß dem Gemeinderathe zur Berathung und Beſchluſs— 
faſſung unterbreitet werde?“ 

In dieſer Richtung habe ich in Erfahrung gebracht, daſs 
kein Verkauf und auch keine Verpachtung auf feſte Zeit ſtatt— 
gefunden hat, ſondern auf Widerruf, und dazu iſt der Magiſtrat 
competent. (Gelächter und Unruhe links.) Ich bitte, laſſen Sie 
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nur immer wiederholen, daſs vor dem Geſetze alle gleich ſind. 
(Rufe links: Gleich fein ſollten!) Auch in dieſem Falle habe ich 
das bewieſen, weil in dieſem Falle ſofort, als bekannt geworden 
war, dafs die mit der Bauführung betrauten Perſonen das Rohr 
anders legen, als es im Plane vorgezeichnet iſt, dieſelben ver— 
anlajst worden find, das Rohr von der Stelle wegzunehmen und 
an die im Plane vorgeſchriebene Stelle zu legen. Das iſt ſelbſt— 
verſtändlich und das wird in allen Fällen gehandhabt, ohne An— 
ſehung der Perſonen. 

Dritteus wird gefragt (liest): „Was gedenkt der Herr 
Bürgermeiſter zu thun, um für den im vorliegenden Falle be— 
gangenen Friedhoffrevel die gerechte Sühne eintreten zu laſſen?“ 

Ich werde erheben, ob wirklich in der Weiſe vorgegangen . 
wurde, daſs die Pietät verletzt worden iſt. Sollte das der Fall 
ſein, ſo werde ich gegen die ſchuldtragenden Perſonen vorgehen, 
das Erforderliche veranlaſſen und Sorge dafür tragen, daſs über— 
haupt in allen derlei Fällen, in welchen bei einer Bauführung 
auf derartige Überrefte geſtoßen wird, mit der entſprechenden Pietät 
und Schonung des Gefühles vorgegangen wird. 

Ich bitte, fortzufahren. (Gem.-Rath Gregorig: Das ſind 
ſchöne Zuſtände! — Gem.-Rath Hawranek: Großartig!) 

Schriftführer Gem.-Ralh Schrenckh (liest): 

14. Interpellation des Gem.-Nathes Mareſch: 


Obwohl die Unternehmer verpflichtet find, die durch die von ihnen be— 
ſorgte Verbindung der Hochquellenwaſſerleitung mit den einzelnen Häuſern 
entſtandenen Offnungen des Straßenkörpers wieder in den früheren Zuſtand 
zu bringen, ſo beſtehen ſowohl in den gepflaſterten als in den makadamiſierten 
Straßen und Gaſſen des XVI. Bezirkes ſchon ſeit Beginn dieſer Arbeiten 
ſoviele dadurch verurſachte Gebrechen, dafs die Paſſage für Wägen und Fuß— 
gänger an vielen ſolchen Stellen geradezu gefährlich und die Straßenreinigung 
außerordentlich erſchwert iſt. Zweifelsohne mufs infolgedeſſen auch die Straßen— 
erhaltung und Straßenreinigung zum großen Schaden der Gemeinde bedeutend 
vertheuert werden. 

Aus den Kreiſen der Bevölkerung kommen dem Herrn Bezirksvorſteher 
und mir, ſowie den anderen Herren Gemeinderäthen des Bezirkes vielfache, 
vollkommen berechtigte Klagen zu, und der erſtere hat nach ſeiner Angabe ſchon 
wiederholt Veranlaſſung geuommen, durch die ſtädtiſchen Organe auf Ab— 
ſtellung dieſer Übelſtände hinzuwirken, bisher jedoch ohne Erfolg. 

Ich erlaube mir daher an den Herrn Bürgermeiſter die dringende Frage 
zu ſtellen: 


Iſt derſelbe geneigt, ohne Verzug den ſtrengen Auftrag zu 
erlaſſen, daſs die Waſſerleitungs-Unternehmer unter Verhängung 
von Ordnungsſtrafen ſtrengſtens zur Erfüllung ihrer Pflicht ver— 
halten werden, damit ſowohl die bereits beſtehenden Beſchädigungen 
der Straßen mit größter Beſchleunigung ausgebeſſert und künftigen, 
aus gleichem Anlaſſe drohenden Beſchädigungen vorgebeugt wird? 

Würgermeiſter: Ich werde über den Gegenſtand Erhebungen 


pflegen und das Erforderliche veranlaſſen. 


mich ausreden. (Gem.⸗Rath Dr. Lueg er: Das iſt nicht richtig, 


Herr Bürgermeiſter! — Gem. Rath Purſcht: Weil es für den 
Juden gehört!) Ich werde übrigens dieſe Frage prüfen, und wenn 
zu dieſer Verfügung mit Gemeindegut nicht der Magiſtrat com— 
petent iſt, ſondern der Stadtrath, beziehungsweiſe der Gemeinde— 
rath, ſo werde ich die Competenz wahren und der competenten 
Körperſchaft die Angelegenheit zur Entſcheidung vorlegen. 

Zweitens wird gefragt (liest): „Iſt der Herr Bürgermeiſter 
geneigt, den Magiſtrat und insbeſondere den Herrn Magiſtratsrath 
Dr. Kronawetter zu beauftragen, dass in Zukunft auch Herrn 
Baron Rothſchild gegenüber ſtrenge auf die Einhaltung der 
geſetzlichen Vorſchriften gedrungen wird?“ 

Eine ſolche ſpecielle Vorſchrift zu erlaſſen, habe ich keine 
Veranlaſſung, weil es ſich von ſelbſt verſteht; und ich kann 


Schriftführer Gem.-»Rath Schrenckh (liest): 
15. Antrag des Gem.-Nathes Schlögl: 


Da im Meidlinger Schlachthauſe alljqährlich größere Viehſchlachtungen für 
ärariſche Lieferungen ſtattfinden, dort ſich aber nicht einmal eine Brückeuwage 
befindet, wo ſich die controlierenden Finanzorgane von der Richtigkeit der an— 
gegebenen Gewichte überzeugen können, wöchentlich auch viele Fourageartikel 
eintreffen, welche gewogen werden ſollen, jo ſtelle ich den Antrag: 


Es möge eheſtens eine für die dortigen Verhältniſſe ent— 
ſprechende Brückenwage errichtet werden. | 

Würgermeiſter: Der Antrag geht zur geſchäftsordnungs— 
mäßigen Behandlung. 

Schriftführer Gem.⸗Rath Schreuckh (liest): 

16. Antrag des Gem.-Rathes Mareſch: 


Ju der Sitzung vom 18. Mai 1885 wurde vom Gemeindeausſchuſſe des 
ehemaligen Vorortes Ottakring die Errichtung einer Gemeindeſparcaſſa be— 
ſchloſſen. Als das zur Ausführung dieſes Beſchluſſes gewählte Comité am 


2. Juni 1890 hierüber Bericht erſtattet hatte, wurde in der Sitzung am 
2. Juni 1890 der definitive Beſchluſs gefasst, die projectierte Sparcaſſa in 
Verbindung mit einer Pfandleihanſtalt zu activieren, die entworfenen Statuten 
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beider Anſtalten genehmigt und der Bürgermeiſter ermächtigt, die der Gemeinde 
gehörige Realität Nr. 29 Abelegaſſe (Conſer.⸗Nr. 154) als Pfand zur Sicher⸗ 
ſtellung der geſetzlichen Caution zu beſtellen, ſowie das Conceſſionsgeſuch ſofort 
zu überreichen. 

Mit Beſchluſs vom 1. Auguſt 1890 wurden weiters zur Adaptierung der 
Localitäten zur Unterbringung der Sparcaſſa und Pfandleihanſtalt 5000 fl. 
bewilligt. | 

Leider wurde das Conceſſionsgeſuch der Gemeinde Ottakring ſchon im 
October 1890 von der hohen k. k. n.⸗ö. Statthalterei unter Hinweis auf die 
bevorſtehende Einbeziehung abgewieſen. Dieſe Abweiſung kann doch nur den 
Sinn haben, dass es der künftigen Großgemeinde Wien vorbehalten bleiben 
müſſe, die Beſchlüſſe der ehemaligen Vorortegemeinde Ottakring ins Werk zu 
ſetzen und die damit verbundenen Koſten und Inveſtitionen aus der Wiener 
Stadteaſſa zu bewilligen. Bedauerlicherweiſe haben die damaligen, mit der 
Sachlage vertrauten Vertreter des Bezirkes Ottakring nicht darauf gedrungen, 
daſs dies geſchehen wäre, und die Gemeinde Wien, welche das bedeutende 
Activvermögen der Gemeinde Ottakring einzog, war noch weniger darauf 
bedacht, es zu thun. 

Noch mehr zu bedauern iſt es aber, dafs inzwiſchen gegen oder vielmehr 
ohne Wiſſen und Willen der Vezirksvertreter zwei Pfandleihanſtalten con— 
ceſſioniert wurden, welche der armen Bevölkerung dieſes Bezirkes bisher und 
ſicher auch in Zukunft nicht zum Segen gereichen, ſondern höchſt nachtheilig 
und dabei miſsliebig ſind. Selbſt wenn auch an dieſen beiden Anſtalten nichts 
anderes zu bemängeln wäre, als dass das bedeutende Erträgnis derſelben 
Privatleuten zugute kommt, welche die Bevölkerung mit gutem Grund lieber 
von der Erlangung ſolcher Conceſſionen ausgeſchloſſen geſehen hätte, iſt es von 
der Gemeinde Wien eine bedauerliche Unterlaſſung, dafßs ſie nicht ſelbſt durch 
Errichtung einer Sparcaſſa und Pfandleihanſtalt das gewinnbringende Geſchäft 
gemacht hat, weil dann wenigſtens der Gewinn einer namhaften Zahl von 
Beamten und ſonſtigen Angeſtellten der Gemeinde hätte zugewendet und der 
Überſchuſs zu gemeinnützigen Zwecken verwendet werden können. 

Es iſt aber auch gar nicht ausgeſchloſſen, dafs eine Communal-Pfand— 
leihanſtalt bedeutend billiger als die beiden Privatauſtalten, vielleicht ſogar in 
derſelben Weiſe wie die k. k. Verſatzämter hätte arbeiten können, wodurch der 
armen Bevölkerung, welche jetzt an Zinſen und Nebengebüren über 20 Percent 
zahlen muſs, wirklich eine Wohlthat erwieſen worden wäre. 

Die beiden Privatinhaber der Ottakringer Pfandleihanſtalten haben 
hoffentlich durch ihre Conceſſionen kein ausſchließliches Privilegium zum Pfand— 
leihgewerbe in Ottakring erlaugt und es iſt anzunehmen, daſs die Gemeinde 
Wien, wenn ſie ſich um die Conceſſion zum Betricbe eines ſolchen Gewerbes 
bewirbt, mindeſtens ebenſo vertrauenswürdig erſcheinen wird, wie die ſattſam 
bekannten Inhaber der Ottakringer Pfandleihanſtalten. 

Deswegen dürfte es nicht zu ſpät ſein, weun die Gemeinde Wien als 
Nachfolgerin der Gemeinde Ottakring in deu dieſer zugeſtandenen Rechten und 
Pflichten ernſtlich und entſchloſſen an die Ausführung der oben erwähnten 
Beſchlüſſe der Ottakringer Gemeindevertreſung ſchreitet. 

Ich ſtelle deshalb den Antrag: 


Der hochlöbliche Gemeinderath der k. k. Reichshaupt- und 
Reſidenzſtadt Wien wolle beſchließen: 

Es wird in Ausführung der von der Ottakringer Gemeinde— 
vertretung gefaſsten Beſchlüſſe vom 18. Mai 1885, vom 2. Juni 
1890 und vom 1. Auguſt 1890 in dem Gebiete der ehemaligen 
Vorortegemeinde Ottakring, beziehungsweiſe des XVI. Bezirkes 
eine Communal⸗Sparcaſſa in Verbindung mit einer Pfandleih- 
anſtalt mit thunlichſter Beſchleunigung errichtet. 

Der Herr Bürgermeiſter wird ermächtigt, ſofort die nöthigen 
Schritte zur Ausführung dieſes Beſchluſſes einzuleiten. 

Der hochlöbliche Stadtrath wird erſucht, in Erwägung zu 
ziehen, ob es nicht möglich wäre, vorläufig in allen Vororte⸗ 
bezirken derartige Communal-Sparcaſſen in Verbindung mit Pfand- 
leihanſtalten zu creieren, um die arme Bevölkerung vor Ausbeutung 
durch Privatunternehmer zu ſchützen. 2 | 

Dieſer Beichlufs ift allen Bezirksvertretungen und dem Magi⸗ 
ſtrate mitzutheilen, um im Sinne desſelben die künftige Verleihung 
neuer Conceſſionen an Private, Vereine oder Erwerbsgenoſſen— 
ſchaften und dadurch das weitere Überhandnehmen von Privat⸗ 
Pfandleihanſtalten in Wien zu verhüten. 

Nürgermeiſter: Geht zur geſchäftsordnungsmäßigen Vor: 
berathung. 1 

Schriftführer Gem.- Rath Schrenckh (liest): 

17. Antrag des Gem.-Nathes Nißaweg: 

Ein Theil der dem Bürgerſpitalsfonde gehörigen Gründe, welche an der 
Simmeringerſtraße bis zur Quellengaſſe im X. Bezirke liegen, iſt au den 


ſtädtiſchen Kontrahenten für Fuhrwerksleiſtung zum Zwecke der Schneeablagerung 
verpachtet. 
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Wenn man bedenkt, welche große Menge von Unrath verſchiedener Art 
mit dem Schnee auf dieſen Gründen abgelagert wird und dort in Fäulnis über⸗ 
geht. Wenn weiter erwogen wird, dass dieſe Gründe an Straßen augrenzen, 
welche täglich tauſende Menſchen paſſieren, und weiters eine große Anzahl von 
Häuſern und ſelbſt eine Schule ſich in nächſter Nähe befindet, ſo muj3 die 
Verwendung ſolcher Gründe zu vorerwähnten Zwecken als hohnſprechend auf 
die in einer Millionſtadt mit vollem Rechte ſtrengen ſanitären Beſtimmungen 
bezeichnet werden; überdies wird auch noch der von den Straßen abgezogene 
Koth dortſelbſt abgelagert und planiert, wodurch dieſe Gründe mit der Zeit 
in ein höheres Niveau gelegt und hiedurch entwertet werden. 

Es geht nicht an, wenn vielleicht heute noch von Seite des Stadtbau— 
amtes der Einwurf gemacht werden ſollte, es ſeien zu vorerwähntem Zwecke 
keine verwendbaren Gründe in der Nähe und würde die Verführung des 
Schnees nach einem entlegeneren Orte der Gemeinde größere Koſten verurſachen; 
aus ſanitären Gründen in erſter Linie iſt es dringend geboten, daſs einem 
eventuellen derartigen Einwurfe mit allem Nachdrucke begegnet wird, denn 
Leben und Geſundheit der Bewohnerſchaft iſt ein unbedingt wertvolleres Gut, 
als eine verhältnismäßig eintretende Vertheuerung der Schneeverführung an 
einen entlegenen Ort. Es wird daher der Antrag geſtellt: 


1. Der Herr Bürgermeiſter wolle das Stadtbauamt beauf— 
tragen, unverzüglich einen für die Schneeablagerung geeigneteren 
Ort ausfindig zu machen, fo dafs dieſelbe ſchon für den kommenden 
Winter ſeiner Beſtimmung zugeführt werde; 

2. die Leitung des Bürgerſpitalsfondes von den vorangeführten 
Umſtänden zu verſtändigen und zu veranlaſſen, dass dem derzeitigen 
Pächter dieſer Gründe rechtzeitig der Pachtvertrag gekündet werde. 

Bürgermeiſter: Wird dem Magiſtrate zur Vorberathung 
zugewieſen. Die Herren ſind einverſtanden? (Zuſtimmung.) 

Herr Gem.-Rath Wünſch zur Geſchäftsordnung! 

Gem.-Rath Wünſch: Meine Herren! Sie finden auf der 
Tagesordnung für die heutige vertrauliche Sitzung das von dem 
Herrn Bürgermeiſter zu erſtattende Referat über die Gasfrage. 
Bei der hohen Bedeutung, welche dieſe Angelegenheit für die Stadt 
Wien hat, iſt es begreiflich, daſs dem Gemeinderathe daran liegt, 
durch ein erſchöpfendes Referat über dieſen Gegenſtand möglichſt 
gut inſtruiert zu werden. Ich glaube, es unterliegt keinem 
Zweifel, daj8 eine derartige genaue Information nur in einer 
vertraulichen Sitzung ſtattfinden kann, in welcher dem Herrn 
Bürgermeiſter Gelegenheit gegeben iſt, ſich rückhaltlos über alle 
Verhältniſſe der Frage auszuſprechen. Anders ſteht es jedoch be— 
züglich der Discuſſion über dieſen Gegenſtand. Es iſt bekannt, 
daſs die Bevölkerung dieſer Frage ein großes Intereſſe entgegen- 
bringt, und ich glaube, es wäre der Wunſch berechtigt, daſs die 
Verhandlung über den Gegenſtand ſelbſt in öffentlicher Sitzung 
ſtattfinde. Ich erlaube mir daher im Namen einer Anzahl von Ge— 
ſinnungsgenoſſen jetzt ſchon für die vertrauliche Sitzung den Antrag 
zu ſtellen, es ſei wohl das Referat vom Herrn Bürgermeiſter in 
vertraulicher Sitzung zu erſtatten, die Verhandlung ſelbſt aber über 
dieſen Gegenſtand ſei auf die Tagesordnung der nächſten öffent— 
lichen Sitzung zu ſtellen. (Beifall rechts.) 

NVürgermeiſter: Nach § 6 der Geſchäftsordnung iſt über 
dieſen Antrag in der vertraulichen Sitzung, auf deren Tages— 
ordnung der berührte Gegenſtand ſteht, zu verhandeln. 

Zur Geſchäftsordnung Herr Gem.-Rath Steiner! 

Gem.-Nath Steiner (zur Geſchäftsordnung): Nachdem es 
nach der Geſchäftsordnung eine Debatte über eine Interpellations⸗ 
beantwortung nicht gibt, die Interpellation aber von Seite des 
Bürgermeiſters nicht erſchöpfend beantwortet wurde, erlaube ich 
mir an den Herrn Bürgermeiſter die Bitte, in der nächſten Sitzung 
dieſe Interpellation, insbeſondere bezüglich der Competenz bei Be⸗ 
willigung der Legung dieſer Waſſerleitungsröhren erſchöpfend zu 
beantworten. 

Bürgermeifter: Darauf kann ich nur erwidern, dafs ich 
dieſen Punkt der Interpellation vollſtändig erſchöpfend beantwortet 
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habe (Unterbrechung links) — darf ich bitten, mich nicht zu unter: 
brechen — ſoweit als das überhaupt möglich war. Ich habe den 
Act jetzt begreiflicherweiſe nicht bei der Hand. Ich habe nur er— 
klärt, ich werde mir den Act vorlegen laſſen und werde genau 
prüfen, in welche Competenz die Bewilligung über die Weglegung 
der Rohre gehört, und danach werde ich vorgehen. Gehört die Ent— 
ſcheidung in die Competenz des Gemeinderathes, werde ich den 
Act dem Gemeinderathe vorlegen; iſt der Gemeinderath nicht com— 
petent, kann ich demſelben auch den Act nicht vorlegen. In dieſem 
Augenblicke habe ich ein genaues Urtheil über die Angelegenheit nicht 
und kann daher auch nicht mehr erklären, als was ich erklärt habe. 

Zur Geſchäftsordnung Herr Gem.-Rath Gregorig! 

Gem.-Rath Gregorig (zur Geſchäftsordnung): Ein Antrag, 
wie ihn der Herr Gem.-Rath Wünſch geſtellt hat, kann nach 
der Geſchäftsordnung nicht in öffentlicher Sitzung geſtellt werden. 
Die Herren ſtellen ſich immer als Born der Weisheit hin und 
wenn es ſich darum handelt, die Geſchäftsordnung zu interpretieren, 
fo zeigt es ſich, dafs dieſelben fie gar nicht kennen. Ein Vorſchlag, 
wie der vom Herrn Gem.-Rathe Wünſch, kann überhaupt nicht 
platzgreifen. Wenn jemand wünſcht, dafs über einen Gegenſtand 
eine öffentliche Debatte ſtattfindet, der auf der Tagesordnung einer 
vertraulichen Sitzung ſteht, jo mußs dieſer Autrag in der vertrau— 
lichen Sitzung geſtellt werden. 

Vürgermeiſter: Der Autrag des Herrn Gem. -Rathes 
Wünſch kann nur in vertraulicher Sitzung in Verhandlung ge— 
nommen werden, nach dem S 6 der Geſchäftsordnung. 

Wir kommen zur Tagesordnung. 

Ich erſuche den Herrn Gem.-Rath Schlechter zum Referate. 

18. (2784.) Referent Gem.⸗Rath Schlechter: Ich habe 
die Ehre, zur Geſchäftszahl 2784 zu referieren. Es handelt ſich 
um den Antrag Seiler wegen Regulierung des Platzes um die 
Herz⸗Jeſu⸗Kirche in Kaiſermühlen. Es mufs in dieſer Richtung 
bemerkt werden, dass bereits im Vorjahre ſich von Seite des 
bezüglichen Vereines an den Magiſtrat gewendet wurde, dafs dieje 
Anſchüttung des ganzen Platzes um die Kirche herum vorgenommen 
wird. Nachdem ſich aber der Magiſtrat auf den Standpunkt ſtellt, 
dajs nach dem Baugeſetze der Bauherr immerhin verpflichtet iſt, 
das Trottoir in der vorgeſchriebenen Breite herzuſtellen, dasſelbe 
aber zur Zeit noch nicht hergeſtellt iſt, hat der Magiſtrat im eigenen 
Wirkungskreiſe das damalige Anſuchen zurückgegeben. Mittlerweile 
iſt der Antrag Seiler gekommen und es hat der Magiſtrat an— 
läſslich der diesbezüglichen Antragſtellung denſelben Standpunkt 
vertreten. 

Nun war aber der Stadtrath der Meinung, dass, nachdem 
es ſich um ein neues, ſehr ſchönes Bauwerk handelt und in kurzer 
Zeit, am 28. April, die feierliche Conſecration der Kirche ſtatt— 
findet, es angezeigt ſei, daſs die Gemeinde alles thut, was einer 
ſolchen Feierlichkeit entſprechend wäre. Der Stadtrath war nun der 
Meinung, um der vorerwähnten Rechtsfrage bezüglich des Trottoirs 
nicht vorzugreifen, und in weiterer Berückſichtigung des Umſtandes, 
daſs das Stadtbauamt hervorhebt, dass zur Anſchüttung des Platzes 
das Material verwendet werden könnte, welches bei der Canali— 
ſierung von Kaiſermühlen gewonnen wurde, es ſich vorläufig 
lediglich um die Herſtellung und gute Inſtandhaltung der Zufahrts— 
ſtraße zu dem Hauptportale der Kirche und eine entſprechend 
breite Anſchüttung um die Kirche herum, welche Breite mit 6 m 
in Ausſicht genommen iſt, handeln dürfte, folgenden Antrag empfehlen 
zu ſollen: 
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Der geehrte Gemeinderat wolle beſchließen: Es ſei eine 
Subvention von 1000 fl. dem gedachten Vereine zu bewilligen. 
Derſelbe möge dafür in der Breite von mindeſtens 6m eine An— 
ſchüttung um die Kirche herum vornehmen. 

Ich glaube, in dieſer Weiſe wird die Angelegenheit am beſten 
erledigt. Ich bitte um die Genehmigung dieſes Antrages. 

Nürgermeiſter: Keine Einwendung? — Angenommen. 
Beſchluſs: Dem Herz⸗Jeſu⸗Kirchenbauvereine in Kaiſermühlen 

wird zum Zwecke der Anſchüttung des um die Kirche 
gelegenen Platzes in der mindeſten Breite von 6 m eine 
Subvention von 1000 fl. bewilligt. 

19. (2794.) Referent Gem.-Nath Schlechter: Es handelt 
ſich hier um die Beſtellung von Aufſichtsorganen für die Schöpf— 
werke im XVII. Bezirke. In dieſer Beziehung mußs bemerkt 
werden, dafs. von Seite des Stadtbauamtes vorgeſchlagen wurde, 
daſs für die Schöpfwerke in Hernals, Dornbach und Neuwaldegg 
je ein Aufſeher beſtellt werde. Es wird vorgeſchlagen, dieſe in der 
Weiſe zu entlohnen, dajs für die Zeit der Beſpritzungsperiode, 
d. i. vom 1. April bis 15. October jeden Jahres, ein Taglohn 
von 1 fl. 50 kr., für die übrige Zeit, wo die Aufſeher lediglich 
dem Bezirksvorſteher zur Verfügung ſtehen, ein Taglohn von I fl. 
ausgeſprochen werde. 

Ich bitte um Genehmigung diejes Antrages. 

NBürgermeiſter: Herr Gem.⸗Rath Sebaſtian Grünbeck! 

Gem.-Nath Hebaſtian Grünbeck: Es iſt ſehr traurig, dass 
gerade mit den Schöpfwerken, reſpective mit der Beſtellung des 
Perſonales ſo lange gebraucht wurde. Die Ausſchreibung der 
Straßenbeſpritzung war am 12. April. Es wuſste noch niemand, 
wer der Erſteher iſt. Am 13. April wurde hinaustelegraphiert . . . 

Bürgermeifter (unterbrechend): Herr Gemeinderath, das 
ſteht nicht auf der Tagesordnung; wir haben ſoviel auf der Zages- 
ordnung, hier handelt es ſich ... 

Gem.-Nath Sebaſtian Grünbeck: Herr Bürgermeiſter, das 
Schöpfwerk iſt nicht in Ordnung, nicht in Gang ... 

Nürgermeiſter: Wenn Sie mir das mittheilen, werde ich 
gewiſs ſofort das Erforderliche anordnen, damit das Schöpfwerk 
in Betrieb geſetzt wird. (Gem.-Rath Sebaſtian Grünbeck: Es 
iſt höchſte Zeit!) Es iſt mir bekannt, wir find etwas im Nüd- 
ſtande, aber das ſteht nicht im Zuſammenhange mit der Bewilligung 
der Mittel für die Aufſichtsorgane. 

Gegen den Antrag iſt keine Einwendung erhoben; derſelbe iſt 
angenommen. | 
Beſchluſs: Zur Beaufſichtigung der Schöpfwerke im XVII. Be⸗ 

zirke werden zwei Aufſeher mit dem Taglohne von je 
1 fl. 50 kr. für die Beſpritzungsſaiſon, d. i. vom 
1. April bis 15. October, und von je 1 fl. für die 
Zeit vom 16. October bis 31. März beſtellt. 

20. (2561.) Referent Gem.-Nath Schlechter: Es handelt 
ſich um eine Subvention für die Commiſſion der XII. Wiener 
Möbelausſtellung. Der Club der Induſtriellen für Wohnungs— 
einrichtung, beziehungsweiſe die Commiſſion veranſtaltet im Mai 
und Juni in der Gartenbau-Geſellſchaft die XII. Möbelausſtellung. 
Zweck derſelben iſt, herbeizuführen, daſs eine unmittelbare Ver— 
bindung zwiſchen Producenten und Conſumenten ſtattfindet. Das 
iſt gewiſs ein gemeinnütziges Unternehmen. Der Gemeinderath 


hat dieſe Möbelausſtellungen, die in Vorjahren ſtattgefunden haben, 
zu wiederholtenmalen mit Subventionen bedacht und wurde auch 
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dieſesmal von allen Organen vorgeschlagen, dieſe Möbel-Induſtrie⸗ 
Ausſtellung mit einer Subvention von 300 fl. zu bedenken. 

Ich bitte um Ihre Zuſtimmung. 

Bürgermeifler: Keine Einwendung? — Angenommen. 
Beſchluſs: Der Commiſſion für die XII. Wiener Möbel-Aus- 

ſtelung 1895 wird eine Subvention von 300 fl. be- 
willigt. 

Bürgermeiſter: Herr Gem.⸗Rath Wurm! 

21. (2613.) Referent Gem.-Nath Wurm: Es handelt 
ſich hier um die Niveaubeſtimmung für einen Theil der Gürtel— 
ſtraße zwiſchen der Mittelgaſſe im VI. Bezirke und dem Wien⸗ 
fluſſe. Ich habe die Ehre gehabt, über die Baulinienbeſtimmung 
der Gürtelſtraße am 4. Mai v. J. zu referieren. Ich konnte aber 
damals nur die Anträge bezüglich des Niveaus in der Strecke 
von der Mariahilferlinie bis zur Mittelgaſſe ſtellen, weil durch 
den Bau der Stadtbahn es möglich geweſen wäre, dafs da einige 
neue Beſtimmungen des Niveaus nachträglich platzgreifen müſsten. 
Nachdem nun eine Vereinbarung mit der Bauleitung der Stadt⸗ 
bahn auch bezüglich des Niveaus für dieſen Theil getroffen worden 
iſt, iſt der Stadtrath in der Lage, definitive Anträge zu ſtellen. 
Das Niveau wurde ſeinerzeit ſchon beſtimmt und vom Miniſterium 
genehmigt und auf der äußeren Gürtelſtraße ſoll auch das bereits 
genehmigte Niveau aufrecht erhalten werden. Nur an der inneren 
Gürtelſtraße werden ganz unbedeutende Anderungen vorgeſchlagen, 
inſofern als das gegenwärtige Niveau von dem zukünftigen eine 
geringere Differenz erhalten ſoll, als nach der miniſteriell ge⸗ 
nehmigten Beſtimmung beantragt war. Die einzelnen Niveau— 
coten ſind in dem vorliegenden Plane eingezeichnet und ich bitte 
die Herren, dieſes Niveau zu genehmigen ſowohl für die äußere 
als innere Gürtelſtraße. 

Bürgermeifler: Keine Einwendung? — Angenommen. 


Beſchluſs: Die im Plane eingezeichneten Niveaucoten für die 
innere und äußere Gürtelſtraße zwiſchen der Mittel- 
gaſſe im VI. Bezirke und der Wienflufszeile werden 
genehmigt. 

22. (2326.) Referent Gem.-Rath Wurm: Hier handelt 
es ſich um die Baulinienbeſtimmung für die Mariengaſſe, Kramer— 
gaſſe, Rothgaſſe, einen Theil der Wollzeile, des Bauernmarktes und 
der Landskrongaſſe. Es iſt nämlich in letzter Zeit für eine größere 
Reihe von Häuſern daſelbſt um die Baulinienbeſtimmung einge— 
ſchritten worden, und zwar bezüglich der Rothenthurmſtraße 
Nr. 11, Rothenthurmſtraße Nr. 19, dann den ſogenannten Belegarde⸗ 
hof, das iſt Bauernmarkt Nr. 14 Ecke der Landskrongaſſe mit 
einer Fagade gegen den Wildpretmarkt. Dieſe Anſuchen um Bau⸗ 
linienbeſtimmung erfordern nun, die Baulinienbeſtimmung für dieſen 
ganzen Stadttheil in Erwägung zu ziehen. 

Den Herren iſt wohl allen bekannt, das die Ausmündung 
der Wollzeile gegen die Rothenthurmſtraße keine entſprechende 
Fortſetzung findet. Der Verkehr durch die Wollzeile iſt höchſt be— 
deutend, und wenn man von der Wollzeile weiter gelangen will, 
auf den Hohen Markt, ſo iſt man gezwungen, im rechten Winkel 
abzubiegen, um über den Lichtenſteg auf den Hohen Markt zu 
kommen. 

Die Rothenthurmſtraße iſt bekanntlich äußerſt frequentiert, 
und es iſt gewiſs ein Übelſtand, wenn in dieſer Straße von der 
Wollzeile bis zum Lichtenſteg noch eine größere Verkehrsdichtigkeit 
hergeſtellt wird, als unbedingt nothwendig iſt. 
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Um dem nun abzuhelfen, beantragt der Stadtrath, die Marien— 
gaſſe entſprechend zu erweitern, fo dafs der Verkehr von der Woll— 
zeile aus auf den Hohen Markt durch die Mariengaſſe ermöglicht 
iſt, und auch gleichzeitig eine Verbindung gegen die Landskron⸗ 
gaſſe ermöglicht wird, um auch durch dieſe direct zu den Tuch⸗ 
lauben zu gelangen. 

Die Wollzeile hat bekanntlich eine Breite von 15:17 m, und 
dieſe Breite iſt nicht mehr zu ändern; angenehm wäre es ja, wenn 
ſie größer wäre, aber, nachdem auf beiden Seiten ſchon Neubauten 
ſtehen, läſst ſich nichts mehr thun. 


Bei der Ausmündung iſt es jedoch möglich, eine geringe Ver— 
breiterung vorzunehmen, welche auch für den Verkehr von Vortheil 
wäre, da derſelbe bei der Ausmündung ſehr dicht iſt. Es 
iſt auch zweckmäßig, an der Ausmündung Abkappungen zu machen, 
ſowohl rechts als links, damit man leichter in die Rothenthurm⸗ 
ſtraße gelangt. 

Die Verbreiterung an der Ausmündung ift von 15°17 m auf 
16 m beantragt und die Abkappungen rechts und links mit 4 m. 
Die Breite der Mariengaſſe iſt mit 15 m beantragt, fo dass ein 
ungehinderter Verkehr von der Wollzeile zum Bauernmarkt ſtatt— 
finden kann. Der Bauernmarkt hat gegenwärtig eine Breite von 
11˙38 m, und jener Theil, welcher gegen den Hohen Markt ge⸗ 
legen iſt, ſoll auch auf 15 m gebracht werden. Es iſt dort ein 
Bruch der Straße und durch entſprechende Abkappung iſt es ſehr 
leicht möglich, einen Übergang zu finden von der geringeren zur 
größeren Breite. Die größere Breite iſt dort von hoher Bedeutung, 
wenn der Verkehr direct auf den Hohen Markt geführt werden ſoll. 


Was die Breite der Kramer- und Rothgaſſe anbelangt, ſo iſt 
eine Verbreiterung dieſer außerordentlich engen Gaſſen, welche 
geradezu ſanitätswidrig ſind, höchſt wünſchenswert, jedoch kann 
hier eine Verbreiterung nicht in übermäßiger Weiſe ſtattfinden, 
weil ſonſt die Koſten zu bedeutende wären, aber es lässt ſich immer: 
hin eine Verbreiterung erzielen, wodurch dieſe Gaſſen, welche 
parallel zur Rothenthurmſtraße gehen, gewiſs in Verkehrs- und 
in ſanitärer Beziehung gewinnen würden. Es iſt eine Breite von 
10 m beantragt. Dieſer Antrag ſtößt nahezu auf keine Schwierig: 
keiten, nachdem dort an jener Seite, an welcher die Verbreiterung 
vorgenommen werden ſoll, lauter tiefe Häuſer ſind mit Ausnahme 
von ein paar Häuſern, welche bei jeder Verbreiterung fallen müſsten, 
weil ſie außerordentlich ſeicht ſind. Alſo dieſe Verbreiterung iſt 
ohne übermäßige Koſten durchzuführen. 

Was nun die überführung des Verkehres von der Wollzeile 
gegen den Bauernmarkt, beziehungsweiſe Landskrongaſſe und Hohen 
Markt anbelangt, jo iſt es vor allem nothwendig, ſofort eine Be- 
ſtimmung zu treffen bezüglich der Häuſer Nr. 11 und 13. Das 
Haus Nr. 11 iſt bereits demoliert und zum Umbaue beſtimmt. 
Nr. 13 iſt ein ganz ſchmales Haus und die Verbauung der 
Realität Nr. 11 mit einem Theile der Realität Nr. 13 iſt eine 
ganz rationelle. Darum wurde auch mit dem Eigenthümer des 
Hauſes Nr. 11 verhandelt, um ihn zu veranlaſſen, das Haus 
ir. 13 zu erwerben, worauf dann die Gemeinde eine entſprechende 
Schadloshaltung zu gewähren ſich bereit erklärt hat. Das Haus 
Nr. 13 wurde mit dem Betrage von 210.000 fl. gerichtlich 
geſchätzt. Das iſt eine feſtſtehende Summe, an der abſolut nicht 


zu rütteln iſt, nachdem einmal eine gerichtliche Schätzung ſtatt— 
gefunden hat, und da es ſich überhaupt um eine Erbangelegenheit 
handelt, welche gerichtlich durchzuführen iſt, iſt die Siche ein fait 
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accompli. Es iſt nicht möglich, von dieſer Summe abzugehen. 
Nun hat es ſich darum gehandelt, welche Schadloshaltung die Ge— 
meinde zu leiſten hat, wenn der reſtliche Theil dieſes Hauſes mit 
der Realität Nr. 11 zugleich verbaut wird. Die Grundfläche des 
geſammten Hauſes beträgt gegen 390 m?, fo dafs zur Realität 
Nr. 11 eine Fläche von circa 133 m? kommt, während für die 
Straße abzutreten eine Fläche von 257 m? erübrigt. Es kommen 
alſo circa zwei Drittel zur Straße, circa ein Drittel wieder zur 
Verbauung. Nach langen Verhandlungen — es hat nämlich das 
Comité, welches für die Ausführung des General⸗Regulierungsplanes 
beſtimmt iſt, dieſe Verhandlung zu führen gehabt — iſt es endlich 
gelungen, eine Vereinbarung zu treffen, welche mit Bezug auf andere 
gezahlte Schadloshaltungsſummen gewiss günſtig genannt werden 
mufs. 

Wenn man berückſichtigt, dans das Haus Nr. 13 die ganze 
Fagade in der Rothenthurmſtraße verliert, jo muss man jagen, 
daſs ein Einheitspreis von etwas über 400 fl. per m? gewiss 
nicht hoch gegriffen iſt, nachdem ein Preis von 400 fl. ſeinerzeit in 
der Kramergaſſe von Schätzleuten beſtimmt wurde, wo auch ein Haus, 
das zum Umbaue gekommen iſt, ſehr beſchnitten wurde. Dann wurden 
in der Seilergaſſe 400 fl. beſtimmt, überhaupt in jenen Fällen, wo 
wenig Grund bei der Verbauung übrig bleibt, iſt dieſe Summe in 
dieſer Gegend bewilligt worden. Die Fläche, welche zu dieſem Hauſe 
kommt, iſt um circa die Hälfte kleiner als jene Fläche, welche 
abgetreten wird, und ſoll zu demſelben Preiſe bewertet werden. 
Zudem kommt noch, daſs der Eigenthümer der Realität Nr. 11, 
welcher die Realität Nr. 13 erwirbt, noch die ganzen Übertragungs- 
gebüren und alle jene Nebenkoſten zu tragen hat, welche bei einem 
Hauskaufe vorkommen. Demnach ſtellt der Stadtrath folgende 
Anträge (liest): 

1. Als Baulinien werden beſtimmt: 

für die Kramergaſſe die Linien K N und LO mit einer 
Straßenbreite von 10 m; 

für die Mariengaſſe die Linen E F, G H, I K, L M mit einer 
Straßenbreite von 15 m und die 4 m langen Abkappungen F P. 
und G G“; 

für die Landskrongaſſe die Linien I Z, pg, rs t, uy mit 
einer Straßenbreite von 10 m und die Abkappungen v w mit 
4 m und xy mit 5 m; 

für den Bauernmarkt die Linie ww“ mit einer Straßenbreite 
von 15 m; 

für die Rothgaſſe die Linien A B und C D mit einer Straßen- 
breite von 10 m; 

für die Wollzeile die Linien aß und 7 d mit einer Straßen— 
breite von 16 m an der Ausmündung und den 4 m breiten Ab— 
kappungen a a’ und 8 d“. 

2. Die Beſtimmung der Schadloshaltung für den vom Hauſe 
Or.⸗Nr. 13 Rothenthurmſtraße zur Mariengaſſe abzutretenden 
Grund im Ausmaße von circa 257 m? mit dem Pauſchalbetrage 
von 105.000 fl. wird genehmigt. 

Ich bitte dieſe Anträge anzunehmen. 


Nürgermeiſter: Herr Gem.⸗Rath Schuh! 


Gem.⸗Rath Schuh: Ich kenne die Schwierigkeiten dieſer 
Regulierung ſehr genau; ich möchte aber wünſchen, dass die Ecke 
der Rothenthurmſtraße und Mariengaſſe nicht ſo ausgeführt werde, 
wie es hier eingezeichnet iſt, ſondern daſs eine abgebrochene Ecke 
hergeſtellt werde. Es hat das inſofern große Bedeutung. weil 
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der Verkehr hier ein ſehr reger iſt. Schon mit Rückſicht auf die 
vis-à-vis gelegene. Wollzeile und die Einmündung der Mariengaſſe 
in die Roth enthurmſtraße iſt es auch in architektoniſcher Beziehung 
wünſchenswert, dass die Ecke abgebrochen werde. Ich möchte alſo 
beantragen, daſs dies auch in die Baulinienbeſtimmung auf⸗ 
genommen werde. 

Bürgermeifler: Herr Referent! 

Referent: Das iſt ganz richtig, was der Herr Vorredner 
gejagt hat, aber wir glauben, dafs das Eck unter allen Bedingungen 
abgeſtumpft werden wird, und zwar durch den Bauherrn. Wenn 
das aber durch den Bauherrn geſchieht, was in allen ähnlichen 
Fällen vorgekommen iſt, wenn der Winkel ſo geſpitzt iſt, jo mußs 
der Bauherr jene Flächen, welche innerhalb der Baulinie gelegen 
ſind, umſonſt abtreten, wenn er eine Abkappung macht. (Gem.⸗ 
Rath Schuh: Wenn er es aber nicht thut?) Das iſt aber in 
allen Fällen geſchehen, wo ſpitze Winkel ſind. Es iſt keine Sache 
von Bedeutung, wenn das in die Baulinie aufgenommen wird, 
wir erleiden aber den Verluſt, da wir für dieſe Flächen keinen 
Erſatz bekommen. 

Aürgermeiſter: Stellen Herr Gemeinderath einen Antrag? 
(Gem.⸗Rath Schuh: Ja!) Bitte, denſelben zu formulieren. 

Gem.-Rath Schuh: Mein Antrag geht dahin, dajs die 
Baulinie nicht einen ſpitzen Winkel beſtimmt, ſondern abgebrochen 
werde. 

Vürgermeiſter: Herr Gem.⸗Rath Gregorig! 

Gem.-Nath Gregorig: Hier in der Vorlage iſt wohl erwähnt 
von dem Hauſe in der Rothenthurmſtraße, die Nummern ſind hier 
nicht eingezeichnet, per 105.000 fl. Was wird das vis -A- vis 
ſtehende Haus in der Mariengaſſe koſten? Das iſt ein noch 
größerer Raum. Sie wollen da über 200.000 fl. für die Ver⸗ 
breiterung einer ganz wertloſen Gaſſe ausgeben. Das iſt ſehr 
schön! Die Kramergaſſe iſt nur 7½ m breit, iſt alſo ein Schlauch. 
Nur damit die Herren Doppelhäuſer bekommen, wird die Commune 
Wien hergehen und wird 200.000 fl. ausgeben! Zahlen die Haus⸗ 
herren dazu, wenn ihre Häuſer im Werte ungeheuer erhöht werden? 
Da ſtehen lauter neugebaute Häuſer, die erſt kürzlich gebaut wurden. 
Da wird die Gemeinde wieder die Wurzen für ein paar Bau— 
ſpeculanten ſein. Mit der Geſchichte, wie ſie hier vorgelegt iſt, 
kann ich mich im Intereſſe der Steuerträger entſchieden nicht ein— 
verſtanden erklären. Es werden hier Straßen geſchaffen und 
Summen hinausgeworfen, die ſehr hoch genannt werden müſſen. 
Wenn es zur Zahlung kommt, werden wir nicht wiſſen, wo wir 
das Geld hernehmen ſollen, wenn Sie ſo fortmachen, geht das 
ganze Vermögen der Stadt Wien allein auf die Innere Stadt 
verloren, nur zum Nutzen von Bauſpeculanten. Schauen Sie die 
Kramergaſſe an; dort ſind tiefe Häuſer, die hätte leicht breiter 
gemacht werden können, nein, da iſt ſie ſo ſchmal, wie ein Schlauch, 
ein Stückel iſt ſchmal, ein anderes wieder breiter, es iſt gar kein 
Syſtem in der ganzen Sache. Mir macht das den Eindruck, als 
wenn einige Bauſpeculanten, die beſondere Freunde hier haben, das 
durchführen. 

Vürgermeiſter: Wenn Sie den Eindruck haben, bitte ich, 
die Güte zu haben, dies näher zu motivieren. 


Gem.-Nath Gregorig: Es macht mir den Eindruck, ich kann 
mir nicht helfen. Wie die Sache hier ſteht, iſt von öffentlichem 


Wohle gar keine Spur. Die großen, reichen Leute werden ſich auf 
Koſten der Commune noch mehr bereichern. Ihre Häuſer bekommen 
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zwei Fagaden, fie haben das doppelte Zinserträgnis und wir 
zahlen da über 200.000 fl. Das mag verantworten, wer will — 
ich werde für dieſe Angelegenheit nicht ſtimmen. 

Bürgermeifler: Herr Gem.⸗Rath Tag leicht! 

Gem.⸗Nath Tagleicht: Was die Wollzeile und was ins— 
beſondere die Erweiterung der Mariengaſſe und Landskrongaſſe 
betrifft, ſo iſt wohl jedermann von der geradezu eminenten Zweck— 
mäßigkeit einer Regulierung überzeugt, jeder iſt davon überzeugt, 
daßs da eine Verbreiterung ſtattfinden muss, wenn auch Opfer gebracht 
werden ſollen. Allein es iſt eine ſehr fragliche Sache, daſs der 
Stadtrath vorſchlägt, auch die Rothgaſſe und den unteren Theil 
der Kramergaſſe zu verbreitern und eine Baulinie hinauszugeben. 
Es liegen ja keine Bau. (Rufe: O ja! Es wird gebaut!), 
zudem ſind dort größtentheils neue Objecte und es iſt demnach 
nach meiner Anſicht kein Grund, ſie in die jetzige Baulinien— 
beſtimmung einzubeziehen. Ich beantrage daher, daſs für die 
Wollzeile und für die Landskrongaſſe die Baulinienbeſtimmung 
hinausgegeben werde, dass aber die Vorlage des Stadtrathes be— 
züglich der unteren Kramer- und Rothgaſſe derzeit abgelehnt werde 
und für die General-Regulierungsplanarbeiten vorbehalten bleiben. 

Bürgermeiſter: Ich bitte, den Antrag ſchriftlich zu über— 
reichen. — Herr Gem.⸗Rath Markl! 

Gem.⸗Rath Markl: Meine Herren! Ich hätte gedacht, 
daſs bei ſolchen Gaſſenänderungen womöglich darauf Rückſicht 
genommen wird, daſs wir bei den neuen Gaſſen und Straßen 
gerade Linien bekommen. Nun ſehe ich aber auf dem Plane, dais 
die Linie der Mariengaſſe und der Landskrongaſſe in der alten 
Richtung beibehalten wird; es iſt hier von der Rothenthurmſtraße 
gegen die Mariengaſſe eine ſchiefe Einfahrt projectiert, wie fie 
bis jetzt beſtanden hat, nur daſßs fie etwas breiter geführt werden 
ſoll. Das iſt aber eine ganz hässliche Figur, die man beſeitigen 
ſollte. 

Von der Landskrongaſſe aus iſt es leicht möglich, dass eine 
gerade Linie gegen die Rothenthurmſtraße führt. Allerdings wird 
die Einfahrt der Rothenthurmſtraße gegen die Mariengaſſe dadurch 
enger, aber ſie bleibt immerhin breit genug. 

Nun möchte ich mir eine Anfrage an den Herrn Referenten 
erlauben. Die längere Straße, die Landskrongaſſe, wurde mit 10 m 
beantragt, warum alſo die kurze Mariengaſſe mit 15 m? (Referent: 
Wegen des Verkehres auf den Hohen Markt hinaus!) 

Ich glaube, daſs, wenn die Landskrongaſſe als die längere 
Gaſſe mit 10 m genügend beſtimmt iſt, dann auch die Marien— 
gaſſe mit 10 m genug breit iſt. 

Ich erlaube mir den Antrag zu ſtellen, daſs die Mariengaſſe 
gegen die Landskrongaſſe in möglichſt gerader Linie geführt und mit 
der Breite von 10 m beſtimmt werde. 

Vürgermeiſter: Der Antrag geht alſo dahin, daſs die Marien— 
gaſſe gegen die Landskrongaſſe in möglichſt gerader Linie und die 
Mariengaſſe in einer Breite von nur 10 m geführt werde. 

Dieſer Antrag müfste an den Stadtrath gehen, weil er neu 
ausgearbeitet werden mufs. Eine möglichſt gerade Linie, das iſt 
keine beſtimmte Linie, das müſste erſt neu gezeichnet werden. — 
Herr Gem.-Rath Frauenberger! 

Gem.-Nath Frauenberger: Ich möchte mir an den Herrn 
Referenten die Anfrage erlauben, wie breit jetzt die Mariengaſſe iſt. 
(Referent: Jetzt iſt fie 3 bis 4m!) Meine Herren! Eine Gaſſe, 
die jo kurz iſt und jetzt zwiſchen 3 und 4 m breit iſt, wollen Sie 
jetzt auf einmal 15 m breit machen! (Referent: Damit man 
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fahren kann!) Da mußs ich den Antrag meines Herrn Vorredners 
wirklich unterſtützen. Das iſt ja etwas ganz Unerhörtes, eine ſo 
kurze Gaſſe in dieſer Breite auszuführen! 

Nürgermeiſter: Herr Vice⸗Bürgermeiſter Dr. Richter! 

Bice-Bürgermeifter Dr. Richter: Ich möchte nicht gerne 
zur Sache ſprechen. Ich will nur meiner Verwunderung Ausdruck 
geben, dass, nachdem ſich in dieſer Verſammlung eine große Reihe 
von Sachverſtändigen befindet, dieſelben zu der Sache noch nicht 
Stellung genommen haben. Ich glaube, es iſt eine Verkehrsfrage 
erſten Ranges, um die es ſich hier handelt, und da ſollte man 


glauben, dafs doch einer oder der andere der Herren Architekten 


oder Baumeiſter ſich veranlaſst ſehen wird, uns Laien ſozuſagen 


ein Licht bei dieſer Geſchichte aufzuzünden, wie die Verhältniſſe 


ſtehen. Es iſt allgemein bekannt, dass der Verkehr dort eingeengt 


iſt, und dafs es ſich dort um die Herſtellung einer wichtigen 


Paſſage für den Wagenverkehr und um eine Entlaſtung des Lichten— 
ſteges, ich möchte ſagen, um die Einleitung einer Regulierung 
handelt. Das können wir Laien alle ganz gut ſehen. Warum 
aber nicht einer der Herren Architekten uns in der Sache 
behilflich iſt und die Geſchichte erklärt, das verſtehe ich nicht. 
Ich habe geglaubt, dass eben darin die glückliche Zuſammen— 
ſetzung des Gemeinderathes liegt, daſs demſelben Männer aus 
den verſchiedenſten Berufskreiſen angehören, damit in jeder Frage 
— ich möchte ſagen — ein Sachverſtändiger ſprechen kann. Aber 
alle dieſe Referate gehen ſpurlos vorüber, und es ſprechen eigentlich 
ausſchließlich nur Laien. (Gem.-Rath Gregorig: Der Markl 
hat's ſchon verjtanden!) 

Mürgermeiſter: Aber, Herr Gemeinderath, melden Sie ſich 
zum Worte, wenn Sie ſprechen wollen. (Gem.-Rath Gregorig: 
Wird ſchon kommen! — Heiterkeit links.) 

Vice-Würgermeiſter Dr. Richter: Wenn Sie nichts anderes 
thun wollen, als an Stelle des Gäſschens mit 2 m, eines mit 
5 oder 6 m zu ſetzen, dann iſt es wirklich ſchade um das Geld 
der Gemeinde. Eine Auslage, wie ſie hier beantragt iſt, wäre nur 
gerechtfertigt, wenn Sie für den Verkehr etwas thun wollen, und 
dafs man dort etwas thun mufs, das wird jeder von den Herren 
beſtätigen, der die Gegend und die Verhältniſſe kennt. Ich glaube 
daher, Sie haben nur die Wahl, entweder die Anträge des Herrn 
Referenten, die ich für ſehr durchdacht halte, anzunehmen, oder 
überhaupt zu erklären, wir wollen kein Geld ausgeben und laſſen die 
Sache beim alten. Aber es geht nicht an zu ſagen: anſtatt des Gässchens 
mit 3 m, machen wir eines mit 5 oder 6 m und zahlen auch die 
100.000 fl. Das hätte keinen Sinn, denn Sie können die 5 m auch 
nicht erreichen, wenn Sie nicht die 100.000 fl. ausgeben. Darum 
glaube ich, Sie ſollen ſich entſcheiden, entweder für den Verkehr 
oder für die Belaſſung des gegenwärtigen Zuſtandes, aber nicht 
dafür, ein Palliativ anzuſtreben, welches nicht 5 fl. wert iſt, gewiss 
nicht die Rieſenſumme, die wir auszugeben bemüſſigt wären. Ich 
wäre dafür, daſs wir dem Verkehre die Wege ſchaffen, die noth— 
wendig find, daſs man ſich zu dieſer allerdings großen Auslage 
entſchließt, um den Zuſtand, der dort herrſcht und der ein uner— 
träglicher iſt, zu verbeſſern, und darum bitte ich, die Anträge des 
Herrn Referenten anzunehmen. (Beifall rechts.) 

Bürgermeifter: Herr Gem.⸗Rath Gregorig! 

Gem.-Rath Gregorig: Der geehrte Herr Vorredner hat 
erklärt, dafs man aus einer 3 m breiten Straße eine 5 m breite 
Straße machen will; von dem hat niemand geſprochen, aber ein emi— 
nenter Fachmann, ein Kaufmann, Herr Gem.-Rath Markl, der 
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dort wohnt und die Verhältniffe genau kennt, erklärt, es ſei nicht noth- 
wendig, und er hat den Nagel auf den Kopf getroffen. Wenn Sie 
eine Verkehrsader ſchaffen wollen, ſo hätten Sie die Kramergaſſe 
breiter anlegen ſollen; das war möglich, dort ſind tiefe Häuſer. 
Das wäre leicht gegangen und hätte nicht viel Geld gekoſtet und 
eine Ableitung des Verkehres hätte ſtattgefunden; aber hier von 
einer Ableitung des Verkehres über die Landskrongaſſe und durch 
die Tuchlauben zu ſprechen, iſt eine Ironie. Der Lichtenſteg ſoll 
verbreitert werden; ob es geſchieht, weiß ich nicht; es iſt hier 
eingezeichnet. Wir können uns der Hoffnung hingeben, dafs es 
geſchieht, aber dieſe ſchiefe Gaſſe in dieſer Breite iſt ein Unſinn, 
ich bedauere dieſen Ausdruck hier gebrauchen zu müſſen. 

Ich bin ein großer Freund von breiten Straßen, aber wenn 
man die Steuerzahler in der Weiſe belaſtet, um den Ideen 
einzelner Herren zu entſprechen, kann ich damit nicht einverſtanden 
ſein. Die Landskrongaſſe kann geradeausgehen gegen die Rothen— 
thurmſtraße, da genügt eine Breite von 10 m vollkommen, wir 
haben noch ſchmälere Straßen in der Stadt; da ſind die Plätze 
zu theuer; wir haben kein überflüſſiges Geld, wir haben ein Budget 
mit einem Deficit von fünf Millionen, was wollen Sie neuerdings 
Schulden machen. Das ſind 250.000 fl. mindeſtens, die Sie 
brauchen, um das einzulöſen. Wo werden Sie das Geld hernehmen 
bei einem ſolchen Deficite? Man kann zu ſolchen rieſigen Aus: 
gaben nicht ſchreiten. Ich werde den Antrag Markl, der ganz 
vernünftig iſt und das Richtige trifft, unterſtützen, der dahin geht, 
die Landskrongaſſe in gerader Linie bis zur Rothenthurmſtraße in 
einer Breite von 10 m durchzuführen. 

Dürgermeifter: Herr Gem.⸗Rath Stiaßny! 

Gem.-Rath Stiaßny: Der Zweck der hier geplanten Ver— 
änderung beſteht darin, einen Verkehr, der an einer beſtimmten 
Stelle unerträglich geworden iſt, weil der Querſchnitt der Straße 
nicht mehr genügt, um denſelben aufzunehmen, in eine Richtung zu 
bringen, in welche er mit Leichtigkeit geführt werden kann. Durch die 
Wollzeile kommt ein bedeutender Verkehr an Menſchen und Wagen 
in der Richtung gegen die Rothenthurmſtraße. In der Rothen⸗ 
thurmſtraße ſelbſt iſt nach beiden Richtungen hin bekanntlich ein großer 
Wagenverkehr. Stellen Sie ſich nun vor, daſs eine große Anzahl 
von Menſchen und von Wagen durch die Wollzeile auf den Hohen 
Markt gelangen will, ſo müſſen dieſelben nicht nur das ſehr ſtark 
befahrene Stück in der Rothenthurmſtraße, ſondern ſie müſſen, was 
noch viel ärger iſt, die Kreuzung der Rothenthurmſtraße mit dem 
Lichtenſteg und dem Lugeck paſſieren. An dieſer Stelle iſt oft das Ge⸗ 
wirre von Wägen und das Gedränge von Menſchen lebensgefährlich. 

Um dieſen Kreuzungspunkt entgehen zu können, iſt das vor- 
liegende Project verfaſst worden. Der Verkehr wird ſich dann durch die 
Wollzeile, und zwar in ſchräger Richtung über die Rothenthurm— 
ſtraße durch die verbreiterte Mariengaſſe und über den verbreiterten 
Bauernmarkt auf den Hohen Markt bewegen. Wenn Sie ſich aber 
dieſe Verkehrsrichtung vor Augen halten, dann müſſen Sie auch 
die Dimenſionen, wie ſie vom geehrten Herrn Referenten vor— 
geſchlagen werden, beibehalten. Denn der Verkehr in der Wollzeile, 
einer an ihrer Ausmündung 16 m breiten Straße, kann nicht 
durch ein 3 oder 6 und 9 m breites Gäjschen, ſondern nur 
durch eine 15 m breite Straße geführt werden. Es ſieht allerdings 
im Plane nicht beſonders gut aus, daj8 die neu zu eröffnende 
Straße in der Achſe der Kramergaſſe einen Bruch erleidet. Wenn 
Sie aber die näheren Umſtände betrachten, die Schwierigkeiten, 
welche bei der Verbauung der zu bildenden Parcellen erwachſen 
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werden, ſo werden Sie, und wenn Sie vorurtheilsfrei urtheilen, billig 
zugeben müſſen, dafs die vorgeſchlagene Löſung nicht nur in dieſem 
Falle die beſte, ſondern überhaupt eine ganz zutreffende iſt. 

Es iſt der Wunſch ausgeſprochen worden, in umgekehrter 
Richtung vorzugehen und die Landskrongaſſe geradlinig bis zur 
Rothenthurmſtraße zu verlängern. Sie würden durch dieſe Straßen- 
führung nichts erreichen und nichts weiter erzielen, als dass die 
Landskrongaſſe geradlinig fortgeſetzt iſt und in die Rothenthurm 
ſtraße mündet. Aber eine Hinüberleitung des Verkehres aus der 
Wollzeile auf den Hohen Markt, was hier beabſichtigt iſt und 
ganz beſtimmt erreicht wird, würden Sie durch die gerade Führung 
der Landskrongaſſe nicht erzielen. Der Betrag, der beanſprucht 
wird, iſt ein bedeutender, aber nach meiner überzeugung iſt auch 
der Effect, der erzielt werden würde, ein ganz anſehnlicher. Ich 
bitte Sie, meine Herren, dem vorgeſchlagenen Projecte, das ich, 
der ich in der Sache ganz unbefangen bin, der ich an dem Zu— 
ſtandekommen dieſes Projectes nicht mitgewirkt habe, als ein vor» 
treffliches bezeichne, zuzuſtimmen. 

Vürgermeiſter: Herr Gem.⸗Rath Noske! 

Gem.-Nath Noske: In dieſer Angelegenheit liegt, glaube 
ich, ſeitens des Stadtrathes eine irrige Auffaſſung vor. Der 
Stadtrath iſt bei feinem Antrage offenbar von der Meinung aus— 
gegangen, daſs der Verkehr ſich von der Wollzeile durch die neu 
verbreiterte Mariengaſſe und durch jenes Stück des Bauernmarktes, 
welches zwiſchen der Mündung der Mariengaſſe und dem Lichtenſteg 
liegt, auf den Hohen Markt verpflanzen, daſs alſo die allerdings 
ſchmale und, wie ich aus ſehr häufiger Erfahrung weiß, unzulängliche 
Straße, der Lichtenſteg, dadurch entlaſtet wird. Ich glaube, darin 
liegt der Irrthum. Denn der Lichtenſteg wird in dem Augenblicke 
nicht entlaſtet, wo der ganze Verkehr, der aus der Mariengaſſe 
herübergeht, wieder an der Ecke des Lichtenſteges, und zwar zwei 
Häuſer weiter, mit dem Verkehre zuſammentrifft, der durch die 
Rothenthurmſtraße und den Lichtenſteg geht. Wenn eine Entlaſtung 
— und das gebe ich ohneweiters zu, daſs eine Entlaſtung des 
Verkehres auf dem Hohen Markte unbedingt nothwendig iſt, ich 
wohne auch in der Gegend und habe oft und oft Gelegenheit, 
dort zu verkehren, mit Wägen zu verkehren und zu ſehen, daßs 
man einfach am Hohen Markte nicht mehr weiter kann, weil dort 
ein fo koloſſaler Verkehr ſich entwickelt hat — wenn dieſe Ent- 
laſtung aber vor ſich gehen ſoll, dann darf ſie nicht auf dieſem 
Wege angeſtrebt werden, ſondern der Verkehr mufßs durch die 
Landskrongaſſe bis zu den Tuchlauben eine Entlaſtung finden, 
weil das wirklich eine Parallelſtraße zum Hohen Markte iſt. In 
dieſer Richtung iſt aber das Project des Stadtrathes unzulänglich, 
denn es beginnt mit einer 15 m breiten Mariengaſſe, die ſich 
dann an einer zwei Drittel fo breiten Straße, nämlich der Lands— 
krongaſſe, die 10 m breit fortgeführt wird, bricht. 

Das Richtige liegt nun nach meiner Meinung darin, das 
entweder die Landskrongaſſe, wenn es möglich iſt — was ich im 
Augenblicke nicht unterſuchen kann — in einer Breite von 15 m 
fortgeführt wird oder, wenn das nicht möglich iſt, die Mariengaſſe 


auch nicht mit 15 m fortgeführt werde, ſondern man ſoll dann 


auch 10 m beibehalten, wie fie für die Landskrongaſſe projectiert ſind. 
Was die Anregung des Herrn Collegen Markl betrifft, 
dafs die Linie gerade fortgeführt wird und nicht gebrochen, ſo 


würde ich dem nicht beipflichten, aus dem einfachen Grunde, weil 


offenbar der Stadtrath von dem, wie mir vorkommt, richtigen 
Gedanken ausgegangen iſt, dafs der Verkehr, der ſich dort ent— 
2* 
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wickelt, auf die Wollzeile abgelenkt werden ſoll und weil es für 
dieſen Verkehr bequemer iſt, in einer ſchiefen Linie zur Wollzeile 
zu gelangen, als gerade auf die Rothenthurmſtraße zu fahren und 
dann in kurzen Intervallen um zwei Ecken zu biegen und erſt 
dann in die Wollzeile zu gelangen. In dieſer Richtung kann ich 
alſo ſeiner Anregung nicht beipflichten. 

Ich glaube aber auch, dass die Bedenken in dieſer Frage fo 
viele und fo viele berechtigte find, daſs die Sache heute nicht 
ſpruchreif erſcheint, und ich beantrage daher, zunächſt die Angelegenheit 
an den Stadtrath zur Erſtattung einer neuerlichen Vorlage zurück— 
zuleiten. (Bravo! rechts.) 

Bürgermeifler: Dieſen Antrag faſſe ich nicht als einfachen 
Bertagungs-Antrag auf, ſondern als motivierte Vertagung, als 
Vertagung mit einem Auftrage, deſſen Gehalt die hier vor— 
gebrachten Anträge ſind. Wir ſetzen alſo die Debatte fort. — Herr 
Gem.⸗Rath v. Neumann! 

Gem.- Bath Ritt. v. Neumann: Meine Herren! Gewöhnlich 
wird uns der Vorwurf gemacht, daj8 die Straßen im I. Bezirke 
mit einer zu geringen Breite projectiert werden, und dieſer Vor— 
wurf iſt theilweiſe gerechtfertigt. Nun kommt der Stadtrath mit 
einer Vorlage, in der eine Straßeubreite gewählt iſt, wie ſie dem 
I. Bezirke entſpricht, und merkwürdigerweiſe wird nun dem Stadt— 
rathe vorgeworfen, daj3 dieſe Breite zu groß gewählt ſei, daſs man 
eine geringere Breite anwenden ſollte. 

Meine Herren, der Fall iſt ja compliciert; es handelt ſich 
hiebei um die Frage, welche Verbindungen von Oſt nach Weſt 
als Hauptdurchgangsſtraßen geſchaffen werden ſollen. 

Zweifellos iſt die Wipplingerſtraße in der Fortſetzung zu den 
Tuchlauben und dem Hohen Markte eine Hauptverbindungslinie 
und wäre es daher gewiſs geboten, auch die Verbindung der 
Wollzeile mit dem Hohen Markte möglichſt zweckmäßig und in 
ausgiebiger Weiſe zu erreichen. Es wäre freilich zweckmäßiger, 
dieſe Verbindung diagonal zu führen, nämlich von dem Punkte, 
wo die Wollzeile die Rothenthurmſtraße traverſiert, direct nach dem 
Hohen Markte eine Diagonalſtraße zu legen, und das wurde auch 
im Stadtrathe angeregt; dieſe würde aber bedeutend mehr koſten. 
Wir mufſsten uns alſo mit einer Abbiegung begnügen, die nicht 
belangreich iſt, aber immerhin dem Zwecke genügen wird. Die 
Verbindung durch die Landskrongaſſe in derſelben Breite wäre ja 
auch wünſchenswert, darüber iſt kein Zweifel; es würde dieſe 
Verbindung aber nur dann einen beſonderen Wert haben, wenn 
ſie auch eine Verlängerung erhält nach dem Judenplatze, beziehungs— 
weiſe in die Hohenſtaufengaſſe. In den Regulierungsprojecten iſt 
nun auch dieſer Zug von vielen Projectanten beantragt, nämlich 
Wollzeile, Landskrongaſſe, Judenplatz, Hof, weiters Hohenftaufen- 
gaſſe. 

Im Stadtrathe iſt man nun der Anſicht geweſen, dafs dieſe 
Verbindung doch große Koſten verurſachen würde, und dafs es 
daher zweckmäßiger wäre, die Brandſtätte zum Ausgangspunkte zu 
nehmen, jo daſs man vom Stephansplatze über die Brandſtätte nach 
dem Hofe eine Verbindung ſchafft, und iſt daher der Vorwurf, dafs 
man die Landskrongaſſe nicht verbreitert, damit widerlegt, weil 
eben eine andere Hauptverbindung, nämlich durch die Brandſtätte, 
geſchaffen werden ſoll. Ich würde ſehr bedauern, wenn Sie die 
Straßenbreite von om in der Mariengaſſe vermindern, und 
wenn Sie insbeſondere ein Übereinkommen perhorreſcieren wollten, 
welches nur unter großen Schwierigkeiten zuſtande gekommen iſt. 
Wenn die Hauseigenthümer gegen eine derartige Regulierung 
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proteſtieren, jo verſtehe ich das, das begreife ich. Die Haus— 
eigenthümer ſind aber damit einverſtanden. Wie aber dann im 
Gemeinderathe dagegen opponiert werden kann, iſt mir unver: 
ſtändlich. Die Hauseigenthümer hätten von ihrem Standpunkte 
aus ein Intereſſe zu ſagen, dieſe Verbreiterung treffe ſie zu hart. 
Der betreffende Hausherr iſt einverſtanden und hat auch ein 
Übereinkommen in dieſer Weiſe proponiert. 

Noch auf eines möchte ich aufmerkſam machen. Es iſt eine 
einſeitige Anſicht, daſs man die Straßenbreite lediglich dann mit 
der Normalbreite ausführen ſoll, wenn ein Verkehrsbedürfnis 
dafür ſpricht; gewiſs iſt das ein Grund, aber das iſt nicht der 
alleinige. Die größeren Straßenbreiten ſind nothwendig, um Licht 
und Luft den Wohnungen zuzuführen, und die neue Bauordnung 
wird ja die Haushöhe von der Straßenbreite abhängig machen. 
Beſtrafen Sie doch nicht die zukünftigen Bauherren damit, daſs 
Sie heute die Straßenbreite ſo beſtimmen, wo nur eine geringe 
Haushöhe möglich ſein wird. Sie werden doch alle mit mir einer 
Überzeugung fein, dass endlich die neue Bauordnung in Kraft 
treten ſoll, welche für den I. Bezirk beſtimmt, dafs die Haushöhe 
nur 1½ der Straßenbreite betragen darf. Nehmen Sie eine 
Straßenbreite von 10 m an, fo bekommt das Haus eine Höhe 
von 15m im I. Bezirke, wo der Baugrund ſo theuer iſt. Das 
iſt ſehr unpraktiſch. Zukünftig wird man darum beſonders 
petitionieren, die Straßen breit zu machen, um möglichſt hohe 
Häuſer bauen und den Grund möglichſt verwerten zu können. Ich 
würde es ſehr bedauern, wenn eine Angelegenheit, die ſo reiflich 
erwogen wurde, und wo die Bauherren ſo intereſſiert und zu jedem 
Compromißs bereit find, jetzt im Gemeinderathe bekämpft werden 
würde. Ich bitte, den Referenten-Antrag anzunehmen. (Zuſtimmung.) 

Dürgermeifler: Es iſt niemand mehr zum Worte gemeldet. 
Die Debatte iſt geſchloſſen; der Herr Referent hat das Schlusswort. 

Referent: Dieſe Frage wurde gewiſßs ſehr reiflich im 
Generalbaulinien⸗Comité überlegt, und es ift abſolut nicht möglich, 
eine entſprechendere Löſung als die vorliegende zu finden, weil 
Sie hier ſo vielen widerſprechenden Anforderungen begegnen. Es 
iſt abſolut unmöglich, eine Durchführung der Landskrongaſſe gegen 
die Rothenthurmſtraße zu planen, wie Herr College Markl will. 

Eine gerade Durchführung, wenn auch nur mit 10 m Breite, 
würde weit mehr koſten, als eine gebrochene mit 15 m. Die Gerade 
würde eine ganze Reihe von Demolierungen fordern, die hier umgangen 
werden. Was Herr College Gregorig angeregt hat, dass die 
Koſten ſehr bedeutende ſein werden, iſt auch nicht richtig. Die 
Koſten ſind nur bedeutend bezüglich der Einlöſung des einen 
Hauſes Nr. 13 Rothenthurmſtraße, weil hier in der Rothenthurm— 
ſtraße die ganze Fagade getroffen wird. Das iſt aber nicht zu 
umgehen, weil man von der Wollzeile möglichſt direct in die 
Mariengaſſe fahren mufs. Bei allen anderen Abtretungen iſt die 
ganz gemeine Schadloshaltung, wie ſie immer eintritt, wenn gut 
verwertbare Plätze übrig bleiben. In allen ſolchen Fällen iſt ſie 
nicht ſo hoch, als wo ein unverbaubarer Reſt übrig bleibt; nur 
dann iſt ſie theuer. 

Was die Breite der Landskrongaſſe betrifft, ſo kommt in 
dieſe ſchon ein getheilter Verkehr. Jeder, der die Verkehrsverhält— 
niſſe kennt, weiß, daſs das Gros des Verkehres von der Marien— 
gaſſe nach dem Hohen Markte ſtrömt. Ein Theil dieſes Verkehres 
wird allerdings in die Landskrongaſſe abgelenkt werden. Für einen 
Theil des Verkehres iſt aber auch nur ein Theil der Straßenbreite 
nothwendig. Es iſt nur logiſch, dass jene Straße, welche die 
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Rothenthurmſtraße mit dem Bauernmarkte verbindet, wo zum 
Hohen Markte und in die Landskrongaſſe gegangen und gefahren 
wird, breiter wird, als der Theil der Landskrongaſſe, wo nur ein 
Theil des Verkehres iſt. Die Straßenbreite iſt überall mit Nüd- 
ſicht auf den Verkehr möglichſt ökonomiſch gehalten, aber eine 
Verbindung der Wollzeile mit dem Hohen Markte, der Wollzeile 
mit dem Bauermarkte mufs eine Breite von 15 m haben, ſonſt 
nützt die Straße nichts. Eine Verbreiterung der Rothgaſſe iſt 
gewiſs auch motiviert. Alle geſtellten Anträge find nur aus einer 
Zwangslage hervorgegangen. Überall eine gerade Straße zu machen, 
geht nicht. Das koſtet noch viel mehr. Dieſe Straße wird auch 
äſthetiſch ganz befriedigend ſein, denn der Bruch der Mariengaſſe 
iſt in der Achſe der Rothgaſſe gelegen, alſo durchaus nicht unſchön. 
Was die Schmäle der Kramergaſſe anbelangt, welche der Herr College 
Gregorig beſprochen hat, ſo iſt nur der alte Theil bedauer— 
licherweiſe 7˙59 m breit, aber dort, wo wir die Baulinien— 
beſtimmung vorgenommen haben, iſt auch die Verbreiterung auf 
10 m angenommen, und es iſt ſehr bedauerlich, daſs man früher 
die Straßenbreite zu gering genommen hat. In allen Theilen, wo 
fie heute geführt wird, iſt eine Straßenbreite von 10 m das 
Minimum. Dem Antrage des Herrn Collegen Schuh will ich 
nicht widersprechen. Er iſt ganz begründet. Die Ecke mufs abge— 
ſtumpft werden, und ich ſetze voraus, wenn gebaut wird, wird ſie 
jedenfalls abgeſtumpft, es iſt gar kein Zweifel. Wenn die Herren 
aber vollkommene Beruhigung haben wollen, können Sie heute 
auch ſchon das abgeſtumpfte Eck annehmen. Das alteriert den Plan 
nicht weiter; ich bitte aber, den Plan nicht wieder an den Stadtrath 
zurückzuweiſen, weil dieſe ſchwierigen Verhandlungen wegen der Trans— 
action bezüglich des Hauſes Nr. 13 vielleicht gegenſtandslos werden. 
Denn nur mit Widerwillen iſt der Eigenthümer des Hauſes Nr. 11 
darauf eingegangen. Das Haus iſt demoliert, es muſste demoliert 
werden, weil es baufällig wurde, aber die Localitäten des Neu— 
baues ſind ſchon vermietet. Es iſt höchſt peinlich für denjenigen, 
der dort bauen will und nicht bauen kann. Es wurde die Hinaus— 
gabe der Baulinie verzögert und er will alle Schritte einleiten, 
um die Baulinie zu bekommen, und baut dann ohne Rückicht 
darauf, wie wir uns behelfen, die Mariengaſſe zu verbreitern. 
Wenn das Haus Nr. 11 allein gebaut wird — was wir vielleicht 
nicht hindern können — iſt die Verbreiterung der Mariengaſſe 
ausgeſchloſſen und die Fortſetzung der Wollzeile auf den Hohen 
Markt durch eine neue fahrbare Straße abjolnt unmöglich. Ich 
bitte daher, die Anträge des Stadtrathes anzunehmen. 

Nürgermeiſter: Wir ſchreiten nun zur Abſtimmung. (Unruhe.) 
Ich bitte, meine Herren, jetzt um Ihre Aufmerkſamkeit. Gegen die 
Referenten⸗Anträge find zwei Gegen-⸗Anträge geſtellt worden: 
Erſtens der Antrag des Herrn Gem.-Rathes Noske, welcher 
dahin geht, es ſei der Gegenſtand an den Stadtrath zurückzuleiten 
mit dem Auftrage, ein neues Baulinienproject vorzulegen. 

Bis zu einem gewiſſen Grade identiſch mit dieſem Antrage 
iſt der Antrag des Herrn Gem.-Rathes Markl, welcher dahin 
geht, es ſei die Mariengaſſe in möglichſt gerader Fortſetzung der 
Landskrongaſſe zu führen, und zwar ſei auch die Breite der Marien— 
gaſſe mit 10 m zu beſtimmen. Auch dieſer Antrag iſt ein Gegen— 
Antrag, weil, wenn er angenommen würde, ein ganz anderes 
Project ausgearbeitet werden müſste, und auch der Antrag 2 des 
Herrn Referenten keinen Rechtsbeſtand mehr hätte, da dann gewiſs 
eine andere Entſchädigung, beziehungsweiſe Schadloshaltung zu 
zahlen wäre, als wenn die Breite der Straße mit 15 m beſtimmt 
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wird. Alſo auch das iſt ein Gegen-Antrag und die Annahme des— 
ſelben hätte die Zurückweiſung an den Stadtrath zur Folge. 

Herr Gem.-Rath Markl zur Abſtimmung! 

Gem.-Rath Markl (zur Abſtimmung): Nachdem Herr 
Gem.⸗Rath Noske ebenfalls einen Antrag geſtellt hat, der ziemlich 
identiſch iſt mit meinem, ziehe ich meinen Antrag zu Gunſten des 
Antrages Noske zurück. 

Vürgermeiſter: Herr Gem.⸗Rath Markl hat feinen Antrag 
zu Gunſten des Antrages Nos ke zurückgezogen. 

Wir ſchreiten zur Abſtimmung über den Antrag Nos ke. Die 
Herren, welche mit der Zurückweiſung des Gegenſtandes an den 
Stadtrath einverſtanden ſind, mit dem Auftrage, daſs im Sinne 
der heute geſtellten Anträge ein neues Baulinienproject vorzulegen 
ſei, bitte ich, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) Iſt die Minorität. 

Wir kommen nun zu den Referenten-Anträgen. Bezüglich der 
Kramergaſſe iſt ein Gegen-Antrag nicht geſtellt worden. 

Die Herren, welche alſo mit der Baulinienbeſtimmung, wie 
ſie hier für die Kramergaſſe vorgeſehen iſt (in der erſten Zeile) 
einverſtanden ſind, bitte ich, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) 
Majorität. 

Ebenſo iſt gegen die Mariengaſſe eine Einwendung nicht er- 
hoben worden. Die Herren ſind einverſtanden? (Zwiſchenrufe 
links.) Wir müſſen getrennt abſtimmen, weil Herr Gem.⸗Rath 
Tagleicht beantragt hat, dass die Baulinienbeſtimmung für die 
Rothgaſſe, welche ein Theil des ganzen Projectes iſt, abgelehnt 
werde. Deswegen mußs ich über dieſen Theil ſeparat abſtimmen 
laſſen. Alſo, die Kramergaſſe iſt angenommen worden. 

Die Herren, welche mit der vom Referenten beantragten 
Baul nienbeſtimmung und Breite, wie fie hier im Referate an 
gegeben iſt, einverſtanden ſind mit dem Vorbehalte der Abſtimmung 
über den Antrag Schuh, dafs die ſpitze Ecke bei der Mariengaſſe 
und Rothenthurmſtraße abgeſtumpft werde, die Herren alſo, welche 
mit dem Referenten-Antrage einverſtanden ſind, welcher ſich auf die 
Baulinienbeſtimmung in der Mariengaſſe mit einer Breite von 
15 m bezieht, bitte ich, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) Majorität. 
Angenommen. | 

Die Herren, welche mit dem Antrage Schuh einverſtanden 
ſind, der dahin geht, die Ecke in der Mariengaſſe-Rothenthurm— 
ſtraße mit 4 m abzuſtumpfen, bitte ich, die Hand zu erheben. 
(Geſchieht.) Majorität. Angenommen. 

Die Herren, welche mit den Anträgen hinſichtlich der Lands— 
krongaſſe einverſtanden ſind, bitte ich, die Hand zu erheben. 
(Geſchieht.) Angenommen. 

Die Herren, die mit dem Antrage hinſichtlich des Bauern— 
marktes einverſtanden ſind, bitte ich, die Hand zu erheben. 
(Geſchieht.) Angenommen. 

Nun kommt die Rothgaſſe. Da beantragt Herr Gem.-Rath 
Tagleicht, dieſe Baulinienbeſtimmung, wie ſie hier enthalten 
iſt, abzulehnen. 

Ich bringe den poſitiven Antrag des Herrn Referenten zur 
Abſtimmung. Die Herren, welche auch hinſichtlich der Rothgaſſe 


mit dem Referenten-Antrage einverſtanden ſind, bitte ich, die Hand 
zu erheben. (Geſchieht.) Majorität. Angenommen. 

Nun kommen wir zum Antrage 2. Die Herren, welche mit 
dieſem Antrage einverſtanden ſind, bitte ich, die Hand zu erheben. 
(Geſchieht.) Angenommen. 

Über die Wollzeile iſt noch abzuſtimmen. Die Herren, welche 
einverſtanden ſind mit dem Antrage des Referenten, welcher ſich 
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auf die Wollzeile bezieht, bitte ich, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) 

Angenommen. 

Es ſind alſo ſämmtliche Anträge angenommen mit dem Zuſatz— 
Antrage Schuh. 

Beſchluſs: 1. Als Baulinien werden beſtimmt: 

für die Kramergaſſe die Linien K N und LO 
mit einer Straßenbreite von 10 m; 

für die Mariengaſſe die Linien EF, G H, IK, LM 
mit einer Straßenbreite von 15 m und 4 m lange 
Abkappungen bei J, FF und G G“; 

für die Landskrongaſſe die Linien V2, pq, rst, 
u v, mit einer Straßenbreite von 10 m und die Ab— 
kappungen vw mit 4 m und xy mit 5 m; 

für den Bauernmarkt die Linie w w‘ mit einer 
Straßenbreite von 15 m; 

für die Rothgaſſe die Linien A B und C D mit 
einer Straßenbreite von 10 m; 

für die Wollzeile die Linien aß und y 6 mit einer 
Straßenbreite von 16 m an der Ausmündung und den 
4m breiten Abkappungen a “ und d d“. 

2. Die Beſtimmung der Schadloshaltung für den 
vom Hauſe Or.⸗Nr. 13 Rothenthurmſtraße zur Marien— 
gaſſe abzutretenden Grund im Ausmaße von circa 
257 m? mit dem Pauſchalbetrage von 105.000 fl. 
wird genehmigt. 

Mürgermeiſter: Herr Gem.⸗Rath Dr. Vogler! 

23. (2213.) Referent Gem.⸗-Rath Dr. Vogler: Der 
Stadtrath hat im vorigen September beſchloſſen, gegen verſchiedene 
Erläſſe des Landesſchulrathes, mit welchen die Syſtemiſierung von 
Lehrſtellen in einigen Schulen in den Bezirken IX, XIV, XVII, 
XVIII und II verfügt worden war, den Recurs zu ergreifen. Es 
handelte ſich in allen dieſen Fällen um Mädchenſchulen und in 
allen dieſen Fällen geſtaltete ſich die Syſtemiſierung fo, dafs die 
ſämmtlichen Stellen als mit weiblichen Lehrkräften zu beſetzen be- 
ſtimmt worden ſind. Das Miniſterium hat nun dieſen Recurs der 
Gemeinde Wien zurückgewieſen und ſich auf einen Miniſterial-Erlaſs 
vom 3. November 1894 berufen, mit welchem in einer ähnlichen An⸗ 
gelegenheit dem Recurſe mit der Begründung keine Folge gegeben 
wurde, daj8 durch die Frage der Syſtemiſierung noch nicht über die 
Frage entſchieden ſei, ob in allen zukünftigen Fällen dieſe Lehr— 
ſtellen mit weiblichen Lehrkräften zu beſetzen ſind. 

Es wird nun über Antrag des Magiſtrates beantragt, von 
einer weiteren Beſchwerdeführung gegen dieſen Erlaſs des Mini— 
ſteriums abzuſehen, weil die Gemeinde in dieſer Angelegenheit 
bereits zweimal — oder mehreremale — an den Verwaltungs- 
gerichtshof gegangen iſt, und in allen dieſen Fällen die Rechts— 
anſchauung des Verwaltungsgerichtshofes derart ausgeſprochen 
wurde, dass auch in dieſen Fällen ein Erfolg nicht zu erwarten iſt. 

Ich bitte alſo, dies zur Kenntnis zu nehmen. 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Richter (der während des vor⸗ 
ſtehenden Referates den Vorſitz übernommen hat): Wünſcht jemand 
das Wort? (Niemand meldet ſich.) Es iſt nicht der Fall; an— 
genommen. 

Beſchluſs: Gegen die Entſcheidung des k. k. Unterrichtsminiſteriums 
über die Recurſe der Gemeinde Wien gegen die 
Syſtemiſierung von Lehrerinnenſtellen für Mädchen-, 
reſpective Knaben- und Mädchen⸗Schulen im IX., 
XV., XVII. und XVIII. Bezirke und gegen die 
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proviſoriſche Beſetzung der Lehrſtellen für die an der 
Mädchen⸗Bürgerſchule II. Bezirk, Staudingergaſſe, und 
an der Mädchen⸗Volks- und Bürgerſchule II. Bezirk, 
Holzhauſergaſſe, eröffneten Parallelclaſſen mit weib- 
lichen Lehrkräften iſt eine Beſchwerde an den Ver— 
waltungsgerichtshof nicht zu ergreifen. 

24. (2284.) Referent Gem. -Rath Dr. Vogler: Nr. 76 
der Beilagen. In der Gemeinderaths-Sitzung vom 20. März 
wurde bei der Gruppe „Steuerweſen“ vom Herrn Gem.-Rathe 
Wünſch der Antrag geſtellt, daſs der Stadtrath beauftragt werde, 
über die neuen Steuervorlagen, insbeſondere behufs Unterſuchung 
der aus denſelben erwachſenden Pflichten der Steuerträger in 
kürzeſter Friſt Anträge zu ſtellen. Ich erlaube mir nun zu 
bemerken, dafs der Gemeinderath bereits im Jahre 1892 zu der 
damals vorliegenden Regierungsvorlage, betreffend die allgemeine 
Erwerbſteuer, Stellung genommen hat. In der ſeitherigen Be— 
rathung der neuen Steuervorlagen iſt ein Theil der damaligen 
Wünſche der Gemeinde vollkommen berückſichtigt worden. Ich 
mache ferner darauf aufmerkſam, dafs die neuen Steuervorlagen 
auch den Gegenſtand eines Referates bildeten, welches ich hier im 
Gemeinderathe aus Anlaſs der Einberufung des Städtetages in 
Wien erſtattet habe, und dafs über dieſe Angelegenheit auch auf 
dieſem Städtetage, welcher am 21. und 22. Februar d. J. in 
Wien abgehalten worden iſt, referiert wurde. Wie die Herren ſich 
erinnern, gieng der damalige Antrag, der auch auf dem Städte— 
tage zum Beſchluſſe erhoben worden iſt, dahin, dajs an die beiden 
Häuſer des Reichsrathes eine Petition des Inhaltes gerichtet 
werde, dass ein Theil des Einganges der Perſonal-Einkommenſteuer 
den Städten zugewieſen werden ſoll, ähnlich wie es in den Steuer— 
vorlagen bezüglich der Landesfonde feſtgeſetzt iſt. Es handelt ſich 
nunmehr, nachdem ein ſolcher Antrag im Gemeinderathe geſtellt 
und dem Stadtrathe zugewieſen worden iſt, um die Frage, welche 
Stellung die Gemeinde Wien gegenüber dieſen Steuervorlagen, 
die ja gegenwärtig das Plenum des Abgeordnetenhauſes beſchäftigen, 
einnehmen ſoll. Ich glaube, die Richtung iſt ſchon durch dasjenige 
gegeben, was bereits früher geſchehen iſt, und daſs man weiter 
auf der Grundlage ſtehen muſs, welche die Gemeinde Wien auf 
dem öſterreichiſchen Städtetage eingenommen hat. Ich glaube 
nicht, daſs ich es nothwendig habe, die Grundſätze, auf welchen 
die neuen Steuervorlagen aufgebaut ſind, den Herren hier aber— 
mals auseinanderzuſetzen, und ich möchte mich daher lediglich auf 
ſehr weniges beſchränken. 

Bei Beurtheilung der Rückwirkung der neuen Steuervorlagen 
kommt in erſter Linie in Betracht, welche Wirkungen dieſelben 
ſpeciell auf die ökonomiſchen Verhältniſſe der Gemeinde Wien 
haben werden. In dieſer Richtung iſt zu bemerken, dass zunächſt 
durch die im Geſetzentwurfe in Ausſicht genommenen Nachläſſe an 
einzelnen Steuergattungen — Grundſteuer, Gebäudeſteuer, Erwerb— 
ſteuer — eine Verringerung der Umlagebaſis für die Gemeinden 
ſtattfinden wird. Es iſt allerdings von einer Seite ausgeſprochen 
worden, dass bezüglich der Grund- und Gebäudeſteuer eine Ver- 
ringerung der Umlagebaſis für die Zuſchläge nicht eintreten werde, 
weil die Steuer nach wie vor in demſelben Ausmaße wie jetzt 
vorgeſchrieben wird und die Nachläſſe ſpäter ſeparat berechnet 
werden. Es wird daraus die Anſicht gefolgert, daſs die Gemeinden 
ohneweiters berechtigt ſind, auf Grund der Geſammthöhe der 
betreffenden vorgeſchriebenen Steuer die Umlagen auszuſchreiben. 
Ich muss ſagen, dafs ich einen beſtimmten Anhaltspunkt dafür 
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im Geſetze nicht gefunden habe und es immerhin zweifelhaft iſt, 
ob die Gemeinde Wien in einem concreten Falle mit einer ſolchen 
Anſicht durchdringen wird. Zweifellos iſt, daßs bezüglich der allge- 
meinen Erwerbſteuer eine Verringerung der Umlagebaſis jedenfalls 
eintreten wird, weil hier die Steuervorſchreibung ſich gleich auf 
den reducierten Betrag ſtellen wird. | 

Es iſt weiter zu bemerken, daſs der Gemeinde Wien ein 
Entgang an Umlagen dadurch zugehen wird, dajs in den neuen 
Steuervorlagen beſtimmt iſt, dafs die Beſoldungsſteuer erſt bei 
Bezügen von 3200 fl. beginnt. Heute ſind Dienſtesbezüge überhaupt 
von 630 fl. aufwärts der Beſteuerung unterworfen, unterliegen 
der gegenwärtigen Einkommenſteuer zweiter Claſſe des Einkommen— 
ſteuerpatentes vom Jahre 1849. Das ſoll nun in Zukunft anders 
werden, und nur die Bezüge von 3200 fl. aufwärts werden der 
Beſoldungsſteuer unterliegen. Allerdings werden die Bezüge der 
Beamten und Bedienſteten, welche weniger als 3200 fl. betragen, 
deshalb nicht vollkommen ſteuerfrei ſein, weil ſie die Perſonal— 
Einkommenſteuer zu leiſten haben werden. Aber die Perſonal— 
Einkommenſteuer ſoll von den Zuſchlägen der Gemeinde gänzlich 
befreit ſein. Es beſteht alſo hier die Gefahr, daſs die Gemeinde 
gewiſſe Steuern nicht mit Umlagen belegen kann, beziehungsweiſe 
daſs auch hier eine Verringerung der Umlagenbaſis eintritt. 

Ein weiterer Entgang an Gemeindeumlagen wird den Ge— 
meinden und ſpeciell der Gemeinde Wien dadurch zugehen, dajs 
eine Anderung in der Beſteuerung der Eiſenbahnen platzgreifen 
wird. Gegenwärtig ſind dieſe Normen durch ein Geſetz vom 
Jahre 1869 beſtimmt, und dieſe Normen ſollen durch die neuen 
Steuervorlagen abgeändert werden, und zwar in einer ſolchen 
Weiſe, dass ſich die Verhältniſſe für Wien bedeutend ungünſtiger 
ſtellen werden mit Rückſicht auf den Umſtand, daſs in Wien 
ſehr viele Eiſenbahn-Geſellſchaften ihren Sitz haben. In Zukunft 
ſoll die Steuerquote, welche den Gemeinden am Sitze der 
Eiſenbahn⸗ Unternehmungen zugewieſen wird, verringert werden. 
Dagegen werden die Länder, welche die Eiſenbahn durchzieht, 
eventuell an Steuern gewinnen. Ein ähnliches Verhältnis tritt 
ein bei den zur öffentlichen Rechnungslegung verpflichteten Unter— 
nehmungen, beziehungsweiſe den Handelsunternehmungen, Credit— 
inſtituten, Verſicherungsanſtalten und dergleichen, bei welchen Sitz 
und Betriebsſtätte nicht zuſammenfallen. Auch hier tritt eine 
Anderung der gegenwärtig beſtehenden Geſetzgebung, welche ſich 
insbeſondere auf ein Geſetz vom Jahre 1871 ſtützt, ein. Und auch 
in dieſer Richtung wird eventuell eine Benachtheiligung der Gemeinde 
zu gewärtigen ſein. Ich ſage eventuell, weil dieſe Frage auch 
gewiſſen Widerſprüchen unterliegt und von mancher Seite auch 
beſtritten worden iſt. 

Durch all das, was ich eben angeführt habe, wird der 
Gemeinde Wien ein Entgang an Umlagen zugehen. Wie hoch 
dieſer Entgang ſein wird, darüber iſt es allerdings ziemlich ſchwer, 
eine vollkommen richtige und abſolut durchſchlagende Berechnung 
anzuſtellen, aber immerhin kann erklärt werden, dafs dieſer Entgang 
an Umlagen der Gemeinde Wien ſchon im erſten Jahre ungefähr 
eine Million betragen und daS dieſe Summe ſich eventuell noch 
ſteigern wird. Es iſt nun ſelbſtverſtändlich, daſs die Gemeinde 
Wien, die einen ſolchen Entgang an Steuern nicht einfach erleiden 
kann, auf andere Weiſe wird vorzuſorgen haben, um dieſe Einbuße 
zu decken. Die Wege dazu ſind ſehr ſchwierig, vielleicht geradezu 
verſchloſſen. Deshalb wurde auch ſchon auf dem Städtetage im 
Februar der Antrag geſtellt, dafs der Staat da den Gemeinden 
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zuhilfe kommen ſoll, insbeſondere den Stadtgemeinden, und 
daſs dies dadurch geſchehen ſoll, daſs man einen Theil der zu 
gewärtigenden Mehreingänge der Perſonal-Einkommenſteuer den 
Stadtgemeinden überlaſſe. Ich mache aufmerkſam, daßs in den 
Vorlagen beſtimmt iſt, daſs von dem Eingange der Perſonal— 
Einkommenſteuer den Ländern ein Betrag von drei Millionen zu— 
gewieſen wird, welcher eventuell bei entſprechender Erhöhung des 
Erträgniſſes der Perſonal⸗Einkommenſteuer ſich noch erhöhen kann. 
Ahnlich wie ein ſolches Averſum den Ländern zugewieſen wird, 
wäre es möglich, den Städten ein ſolches zuzuweiſen. Speciell die 
Gemeinde Wien, welche nachzuweiſen in der Lage iſt, daßs fie 
eine bedeutende Einbuße an Umlagen durch die Steuervorlagen 
erleidet, wird wohl berechtigterweiſe den Wunſch und die Bitte 
ausſprechen dürfen, daſs ihr ein Betrag von der Perfonal- Ein- 
kommenſteuer überlaſſen werde. 

Es wurde von anderer Seite im Stadtrathe der Wunſch 
ausgeſprochen, der gelegentlich eines anderen Referates, welches am 
öſterreichiſchen Städtetage im Februar d. J. erſtattet wurde, 
gleichfalls geſtellt, und in einer Petition an beide Häuſer des 
Reichsrathes gerichtet wurde, dass neuerdings an den Reichsrath 
auch die Bitte geſtellt werde, der Gemeinde die Verzehrungsſteuer, 
die Thorſteuer, die wir heute in Wien haben, zu überlaſſen. 

Im Stadtrathe hat man aber bei Gelegenheit der Berathung 
dieſes Gegenſtandes auch gefunden, daßs es doch für die Gemeinde 
ſehr hart wäre, wenn die Perſonal-Einkommenſteuer vollſtändig 
dem Zugriffe der Gemeinde entrückt iſt, und man hat gemeint, 
daſs dadurch für die Zukunft jede Erhöhung des Einkommens der 
Gemeinde gewiſſermaßen illuſoriſch gemacht wäre. 

Um das zu verhindern, wurde der Antrag geſtellt, daſs 
wenigſtens bei einem Einkommen von 3200 fl. aufwärts der 
Staat geſtatten möge, daſs die Gemeinden Umlagen auf die 
Perſonal⸗Einkommenſteuer legen dürfen. In dieſem Sinne wurde 
der Antrag auch vom Stadtrathe ſtiliſiert. 

Nachdem man aber nicht gleichzeitig einerſeits die Über⸗ 
laſſung eines Theiles des Ertrages der Perſonal-Einkommenſteuer 
und andererſeits die Überlaſſung der Verzehrungsſteuer und ein 
Zuſchlagsrecht verlangen kann, ſo wurde der Antrag des Stadt— 
rathes dahin formuliert, daſs die Bitte an das Abgeordneten- und 
Herrenhaus geſtellt werde: Es möge entweder das eine oder das 
andere der Gemeinde gewährt werden. 

Bei Gelegenheit des Referates über die Steuervorlagen iſt 
es aber auch natürlich, und wurde auch in dem Antrage des 
Collegen Wünſch ſeinerzeit zum Ausdrucke gebracht, daſs man 
über die Rückwirkungen ſpricht, welche dieſe Steuervorlagen even— 
tuell auf die Steuerträger der Stadt habe. In dieſer Richtung 
kann Folgendes angeführt werden: 

Zunächſt ſind die Wiener Gewerbetreibenden durch den gegen— 


wärtigen Modus der Erwerbſteuer außerordentlich empfindlich höher 


belaſtet als alle Gewerbetreibenden im übrigen Oſterreich, weil 
unſere Erwerbſteuerſätze bekanntlich das doppelte und dreifache 
deſſen betragen, was ſie in den anderen Städten, beziehungsweiſe 
auf dem Lande betragen. Wien hat die allerhöchſten Erwerbſteuer— 
ſätze ſchon nach dem Patente vom Jahre 1812 und den ſpäteren 
Nachtrags- Verordnungen. Dieſes Verhältnis wird nun für die 


Zukunft ſtabiliſiert, indem eine Contingentierung der Erwerbſteuer, 


gegen welche vom ſteuerpolitiſchen Standpunkte gewiſs nichts ein— 
zuwenden iſt, welche im Gegentheile gewiſs zu begrüßen iſt, in 
Dadurch aber, daj3 die Contingentie— 


Ausſicht genommen wird. 
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rung in der Weiſe erfolgen ſoll, dass für die einzelnen Ver— 
anlagungsbezirke — und Wien wird gewijs einen eigenen Ver— 
anlagungsbezirk bilden — derjenige Betrag, welcher gegenwärtig 
an Erwerbjtener mit Hinzurechnung der als Zuſchläge zur Er— 
werbſteuer gezahlten Einkommenſteuer I. Claſſe gezahlt wird, 
maßgebend ſein ſoll, dadurch wird die Stabiliſierung der 
heutigen Mehrbelaſtung der Wiener Gewerbetreibenden für alle 
Zukunft herbeigeführt. | 

Ich weiß nicht, ob ſich das in irgendeiner Art hätte ändern 
laſſen; heute wird es ſich ſchwerlich mehr richten laſſen und wir 
müſſen dieſe Thatſache hinnehmen, aber jedenfalls bei Gelegenheit 
der Bitte, die wir an das Abgeordnetenhaus ſtellen, darauf ver— 
weiſen. 

Ein weiteres Moment, durch welches die Wiener Steuer— 
zahler belaſtet, oder ich möchte nicht jagen, belaftet, ſondern 
benachtheiligt werden gegenüber den Bewohnern anderer Städte 
und des Landes, liegt darin, dafs bei den Nachläſſen die 20per— 
centige Hauszinsſteuer und die Hausclaſſenſteuer vollkommen gleich— 
geſtellt find der 26 / percentigen Hauszinsſteuer. 

In Wien wird weitaus am meiſten die 26 /öůpercentige Haus: 
zinsſteuer gezahlt; bei dieſer findet ein Nachlaſs von der Beſteue— 
rungsgrundlage für die Erhaltungskoſten lediglich mit 15 Percent 
der Zinsſumme ſtatt. 

Bei der 20percentigen Hauszinsſteuer findet aber ein ſolcher 
Nachlaſs in dem Ausmaße von 30 Percent ſtatt. Wenn nun der 
Steuernachlaſs, der jetzt an dieſen Steuergattungen gewährt wird 
und der für das erſte Jahr mit 10 Percent in Ausſicht genommen 
iſt, gleichmäßig bleibt ſowohl für die eine wie für die andere 
Steuergattung, dazu auch die Hausclaſſenſteuer kommt, welche im 
Verhältnis zu unſerer Gebändeſteuer, die wir in Wien zahlen, eine 
un verhältnismäßig geringe iſt, fo iſt es klar, daſs derjenige erhöhten 
Vortheil hat, der anderswo als in Wien wohnt, und daſs die 
Steuerträger hier gewiſſermaßen abermals benachtheiligt ſind. 

Ein weiteres Moment der Benachtheiligung der Städte— 
bewohner, ſpeciell Wiens, habe ich darin gefunden, daſs jenes 
Präcipuum, welches den Ländern zugewieſen werden ſoll, in einer, 
meines Erachtens nicht ganz richtigen Weiſe aufgetheilt werden 
ſoll. Das Präcipuum von drei Millionen und eventuell mehr, 
welches an die Landesfonde überwieſen werden ſoll, ſoll auf die 
einzelnen Länder vertheilt werden nach der Höhe der Realſteuern. 
Die Realſteuern bilden aber nun nicht das einzige und richtige 
Ausmaß der geſammten Steuerleiſtung eines Landes und es wäre 
viel richtiger zu ſagen, daſs dieſes Präcipuum vertheilt werden 
ſoll nach dem Verhältniſſe der directen Steuerleiſtung des betreffenden 
Landes überhaupt. Nachdem zum Beiſpiel Wien eine außerordentlich 
hohe Steuerleiſtung an Erwerbſteuer und namentlich an Ein— 
kommenſteuer aufzuweiſen hat, ſo wäre, wenn nach dem Grundſatze, 
den ich die Ehre habe, hier zu vertreten und den ich dargelegt 
habe, die Vertheilung ſtattfinden würde, auf das Land Nieder— 
öſterreich von jenen drei Millionen ein viel höherer Betrag ent— 
fallen, als wenn lediglich die Vertheilung nach den Realſteuern 
allein eintreten würde. 

Es iſt endlich eine wohl kaum zu leugnende Thatſache, dais 
die neue Perſonal-Einkommenſteuer in erſter Linie und in hervor— 
ragendſter Weiſe die ſtädtiſche Bevölkerung treffen wird. (Sehr 
richtig! rechts.) Darin erblicke ich auch — und der Stadtrath 
hat mir da beigeſtimmt — eine gewiſſe höhere Belaſtung der 
ſtädtiſchen Steuerträger. 
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Es fragt ſich daher, ob nicht in den bezeichneten Richtungen 
noch irgendein Wunſch an das Abgeordnetenhaus und Herrenhaus 
geſtellt werden kann, damit derſelbe thunlichſte Berückſichtigung bei 
der Berathung der Steuervorlagen finden kann. Ich ſtehe auf dem 
Standpunkte, daſs die Steuervorlagen im allgemeinen inſofern 
zu begrüßen ſind, als ſie ſchreienden Übelſtänden auf dem Gebiete 
unſeres Beſteuerungsweſens abhelfen ſollen. Der Wunſch nach einer 
Steuerreform iſt ein alter, ein begründeter und berechtigter. Es 
wird aber immerhin möglich ſein, ohne das große Reformwerk 
zu tangieren, ohne in ſeine Hauptgrundſätze eine Breſche zu 
ſchießen, noch Verbeſſerungen an demſelben vorzunehmen, welche 
eventuell eine Milderung zu Gunſten der Städtebewohner, ſpeciell 
unſerer Wiener Steuerträger bewirken würden. Aus dieſem Grunde 
finden die Herren in der gedruckten Vorlage noch einige Petita, 
welche ſich meines Erachtens in den Rahmen der heutigen Steuer- 
vorlage ohneweiters einfügen laſſen, ohne die Principien dieſer 
Steuervorlagen irgendwie weſentlich zu tangieren. 

Nachdem ich Ihnen nunmehr die Begründung des Stadt— 
raths⸗Antrages dargelegt habe, werde ich mir erlauben, wenn die 
Herren es wünſchen, denſelben zur Verleſung zu bringen. 

Vice-Pürgermeiſter Dr. Richter: Wird die Verleſung 
gewünſcht? (Rufe Nein!) Gegenſtand der Dehatte ſind alſo die 
Anträge Nr. 76. 

Zum Worte vorgemerkt iſt Herr Gem.-Rath Dr. Stern. 


Gem.-Rath Dr. Stern: Es iſt zu wiederholtenmalen, ſchon 
ſeit einem, zwei Jahren und zuletzt bei der diesjährigen Budget— 
debatte von mir ſowie von anderen Herren auf die Wichtigkeit dieſes 
Gegenſtandes hingewieſen worden. Dieſe Wichtigkeit iſt eine ganz 
bedeutende, und ich möchte Sie daher bitten, daſs Sie doch den 
wenigen Worten, welche ich hier zu ſprechen habe, einige Auf— 
merkſamkeit ſchenken. 

Ich werde mich nicht mit dem erſten Theile des Referenten- 
Antrages beſchäftigen, nämlich mit jenem Theile, welcher den Ein— 
fluſs, den die neuen Steuergeſetze auf die Finanzlage der Commune 
haben, zum Gegenſtande hat, ſondern nur mit dem zweiten 
Theile des Referenten-Antrages, nämlich mit jenem Theile, worin 
von dem Einfluſſe, den dieſe neuen Steuergeſetze auf die Steuer— 
träger, auf unſere Mitbürger haben, die Rede iſt; und da möchte 
ich mir erlauben, Ihnen Folgendes zu bemerken: 

Der Herr Referent ſtellt den Antrag, es ſei darauf hinzu— 
weiſen, dass durch die Gleichſtellung der 20percentigen Hauszins⸗ 
und der Hausclaſſenſteuer mit der 26 / percentigen Hauszinsſteuer 
bei den Nachläſſen in gewiſſem Sinne die Wiener Steuerträger 
benachtheiligt werden, nämlich inſofern, als für die höhere Steuer 
nicht auch höhere Steuernachläſſe bewilligt wurden. 

Das iſt ganz richtig. Aber es iſt noch eine andere Steuer, bei 
welcher nicht allein die gleichen Nachläſſe, ſondern ſogar eventuell 
ein höherer Nachlaſs bewilligt wird, und zwar eine geringere 
Steuer als die 26 ¼ percentige Hauszinsſteuer, und auf dieſe 
andere Steuer, das iſt nämlich die Grundſteuer, mufs ebenfalls 
hingewieſen werden. Ich möchte daher ganz kurz den Antrag 
ſtellen, daſßs es in dem dritten Abſatze auf der zweiten Seite 
heißen ſolle, daßs durch die Gleichſtellung der 20percentigen Haus— 
zins⸗ und der Hausclaſſenſteuer mit der 267‘ ßpercentigen Haus⸗ 
zinsſteuer und durch die Minderſtellung der letzteren gegenüber 
der Grundſteuer bei den Nachläſſen eine Benachtheiligung unſerer 
Steuerträger vorliegt. Das iſt der eine Antrag. 
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Ein zweiter Punkt betrifft den fünften Abſatz der hier ge- | meine Herren, für dieſe meine Auffaſſung bin ich in der Lage, mich 


ſtellten Referenten-Anträge, in welchem es heißt (liest): „. . . Durch 
die kaum zu beſtreitende Thatſache, daſs die Perſonal⸗Einkommen⸗ 
ſteuer zum weitaus größten Theile die ſtädtiſche Bevölkerung 
treffen werde.“ Das iſt ganz richtig. Da müßste aber gerade hin— 
gewieſen werden nicht allein auf die ſtädtiſche Bevölkerung über— 
haupt, ſondern insbeſondere auf die der Stadt Wien. Denn es 
iſt gar kein Zweifel vorhanden, dass eine bedeutende Quote — 
vielleicht mehr als die Hälfte der ganzen Perſonal-Einkommen⸗ 
ſteuer — die Stadt Wien oder die Steuerträger der Stadt Wien 
treffen werde. Ich würde alſo den Antrag ſtellen, daſs dort, wo 
von der Belaſtung der ſtädtiſchen Bevölkerung die Rede iſt, die 
Worte eingeſchaltet werden: „insbeſondere die der Stadt Wien“. 
Welche Conſequenzen die Einſchaltung gerade dieſes Satzes hat, 
wird ſich ſofort aus dem Antrage zeigen, den ich weiter zu ſtellen 
mir erlauben werde. | 

In dem letzten Abſatze wird nämlich von den Überweiſungen 
geſprochen, welche zufolge des Steuergeſetzes den einzelnen Kron— 
ländern zukommen ſollen, und da hat bereits der Herr Referent es ſehr 
richtig begründet, daſs, wenn dieſe überweiſungen den einzelnen 
Kronländern nach Maßgabe ihrer directen Steuerleiſtung, nicht 
bloß nach Maßgabe der Realſteuern zukommen, dann unbedingt 
das Kronland Niederöſterreich eine bedeutendere Quote erhalten 
wird, als es nach dem von dem Steuerausſchuſſe des Abgeordneten— 
hauſes angenommenen Schlüſſel erhalten würde. 

Es verhält ſich dies nämlich in folgender Weiſe. Nach dem 
letzten Staatsbudget wird im geſammten eine directe Steuerleiſtung 
von 110˙3 Millionen angenommen, wovon auf Niederöſterreich 
347 Millionen entfallen. Wird nun der Schlüſſel angenommen, 
welchen uns der Herr Referent beantragt, und welchem wir ja 
auch eventuell — ich ſage eventuell — zuſtimmen, denn ich werde 
noch von einem anderen Schlüſſel ſprechen, ſo erhält das Kron— 
land Niederöſterreich eine 31percentige Quote des Betrages von 
3 Millionen, eventuell des höheren Betrages, welcher den Ländern 
zuzuweiſen iſt. Wenn dagegen der Schlüſſel angewendet wird, 
welcher von Seite des Steuerausſchuſſes des Abgeordnetenhauſes 
hier angenommen worden iſt, ſo ſind folgende Ziffern maßgebend. 
Die Realſteuern des geſammten Oſterreich ſind laut dem letzten 
Staatsbudget mit 68˙6 Millionen angenommen, die Realſteuern 
des Kronlandes Niederöſterreich mit 18 Millionen, d. h. Nieder— 
öſterreich participiert nur mit einer Quote von 26 bis 27 Percent. 
Es würde alſo in letzterem Falle um ungefähr 4 bis 5 Percent des 
Millionenbetrages, der zur Auszahlung an die einzelnen Kronländer 
kommen ſoll, benachtheiligt werden. 

Aber, meine Herren, es gibt noch einen anderen Vertheilungs⸗ 
ſchlüſſel, und zwar einen ſolchen, für welchen ich mich auf eine 
Autorität zu berufen in der Lage bin. Es wäre ja doch recht und billig, 
daſs auf die einzelnen Kronländer nach Maßgabe deſſen, was fie zur 
Perſonal⸗Einkommenſteuer leiſten, die Auftheilung für jene Quoten 
zu entfallen hat. Wenn zur Perſonal-Einkommenſteuer, welche be- 
kanntlich 16 bis 26 Millionen betragen ſoll — ſo iſt ſie vom 
Finanzminiſter auf Grund von verſchiedenen Wahrſcheinlichkeits— 
berechnungen präliminiert worden — ein einzelnes Kronland, ſagen 
wir die Hälfte, alſo 8 bis 13 Millionen, beiträgt, ſo wäre es doch 
recht und billig, daſs nach dieſer Auftheilung nach Maßgabe des 
Erträgniſſes der Perſonal⸗Einkommenſteuer in dem einzelnen Kron⸗ 
lande auch die Quote, welche dieſem einzelnen Kronlande zufällt, 
von den 3 oder x Millionen ebenfalls bemeſſen werden ſoll, und, 


ſogar auf eine Autorität zu berufen, und zwar auf gar keine 
geringere Autorität, als auf die Regierung ſelbſt, welche die Steuer: 
geſetzentwürfe dem Abgeordnetenhauſe vorgelegt hat. 

Sehen Sie, meine hochverehrten Herren, ich habe hier vor 
mir die Steuervorlage der Regierung und die Steuervorlagen, wie 
ſie aus dem Ausſchuſſe des Abgeordnetenhauſes hervorgegangen 
find. Der Steuerausſchuſs des Abgeordnetenhauſes hat allerdings 
jene Auftheilung, jene ſpeciell den Kronländern mit großem Grund— 
beſitze zuträgliche Auftheilung vorgenommen, wie ſie uns vom 
Herrn Referenten geſchildert worden iſt und wodurch auf das 
Kronland Niederöſterreich — wie ich bereits erwähnt habe — nur 
eine 26 bis 30percentige Quote entfallen wird. 

Dies war aber eine Abänderung der urſprünglichen Regierungs— 
vorlage, und in der Regierungsvorlage, und zwar im $ 271 der⸗ 
ſelben findet ſich gerade der von mir hier ausgeſprochene Grund— 
ſatz. Darin heißt es nämlich (liest): 

„Den Landesfonden jener im Reichsrathe vertretenen König- 
reiche und Länder, in welchen durch die Landesgeſetzgebung feſt— 
geſetzt iſt, daſs die autonomen Körper zur Perſonal-Einkommen⸗ 
ſteuer Zuſchläge nicht erheben dürfen“ — das iſt die allgemeine 
Vorausſetzung, jetzt kommt die Auftheilung — „werden jährlich 
20 Percent des im betreffenden Lande und Jahre erzielten Er⸗ 
trägniſſes der Perſonal⸗Einkommenſteuer zu Landeszwecken über⸗ 
wieſen.“ 

Das heißt, die urſprüngliche Regierungsvorlage gieng dahin, 
daſs je nach dem Erträgniſſe der Perſonal-Einkommenſteuer aus 
dem betreffenden Lande und Jahre, nach demſelben Verhältniſſe 
auch das betreffende Kronland an den drei, vier, ſechs oder ſieben 
Millionen participieren ſolle, welche den Ländern zugewieſen werden. 

Dass nun dies für Niederöſterreich, und ſpeciell für Wien der 
günſtigſte Schlüſſel wäre, daran iſt doch gar nicht zu zweifeln. 
(Sehr richtig! rechts.) Denn daran kann man nicht zweifeln, dafs 
Niederöſterreich und ſpeciell Wien in einem weit größeren Maße 
zur Perſonal⸗Einkommenſteuer beitragen wird, als es dermalen 
percentuell zu den directen Steuern beitragen wird, und zwar aus 
dem einfachen Grunde, weil ja die Perſonal-Einkommenſteuer große 
Vermögenſchaften treffen wird und ſoll — das iſt ganz berechtigt — 
welche dermalen nicht genügend, oder welche ſogar dermalen 
eigentlich gar nicht beſteuert ſind. 

Ich möchte mir daher zu dem letzten Abſatze des vorliegenden 
Referenten⸗Antrages folgende Anträge zu ſtellen erlauben: Derſelbe 
habe dahin zu lauten, dafs das für die Überweiſung an die Länder 
in Ausſicht genommene Präcipuum von anfänglich drei Millionen 
Gulden u. ſ. w. nicht nach dem Verhältniſſe der ſtaatlichen Real— 
ſteuern, ſondern nach dem Verhältniſſe des in dem betreffenden 
Lande und Jahre erzielten Erträgniſſes der Perſonal⸗Einkommen⸗ 
ſteuer — 8 271 der urſprünglichen Regierungsvorlage — und 
nach dieſer Einſchaltung dann eventuell nach dem Antrage des 
Herrn Referenten weiter angenommen werde. 

Wir ſtellen uns zuerſt auf den uns Niederöſterreichern und 
ſpeciell uns Wienern günſtigſten Standpunkt der urſprünglichen 
Regierungsvorlage, eventuell acceptieren wir auch den Standpunkt, 
den uns der Herr Referent namens des Stadtrathes vorgeſchlagen 
hat. Nun, meine Herren, möchte ich mir noch ganz kurz zu be— 
merken erlauben, dass ja ein weiterer Zuſatz auch ſchon in den- 
jenigen Anträgen gelegen wäre, welche vom Städtetage angenommen 
worden ſind, und zwar in einem dieſer Anträge, der dahin gieng, 
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dajs an dem Präcipuum, welches den Ländern zuzuweiſen ift, auch 
die Landeshauptſtädte, in dem uns beſchäftigenden Falle auch die 
Stadt Wien einen entſprechenden Antheil zu erhalten habe. 

Endlich ſchiene es mir angezeigt, in der Petition, welche wir 
an die Regierung richten, einen beſonderen Hinweis aufzunehmen 
auf die Bedeutung der Stadt Wien, auf die vielen ſchweren Laſten 
der Stadt Wien und ihrer Steuerträger nach ſo vielfachen Richtungen, 
wie es bereits anlässlich der Budgetdebatte und fo oft im Haufe betont 
wurde, rückſichtlich des übertragenen Wirkungskreiſes, rückſichtlich 
der Verzehrungsſteuer, rückſichtlich der 84percentigen Participation 
an der Landesumlage und ſo weiter. Ein derartiger beſonderer 
Hinweis ſollte ebenfalls in dieſer Petition den geeigneten Platz 
finden. In dieſem Sinne und mit dieſen von mir geſtellten Zuſatz— 
Anträgen erlaube ich mir, die Anträge des Herrn Referenten zur 
Annahme zu empfehlen. (Beifall rechts.) 

Vice-Würgermeiſter Dr. Nichter: Herr Gem.⸗Rath Sebaſtian 
Grünbeck! 

Gem.-Nath Sebaſtian Grünbeck: Jede Reform bei uns 
in Oſterreich iſt eigentlich nichts anderes, wie eine Mehrbelaſtung 
der unteren Schichten. Jetzt wird ein Arbeiter, der 600 fl. ver- 
dient — und das iſt nicht ſo viel — nicht beſteuert und künftig 
wird er beſteuert werden. Von den Nachläſſen an Grund- und 
Gebäudeſteuern haben wir nicht zu viel zu erwarten, denn, wenn 
man die Regierungsvorlage betrachtet, ſieht man ſchon, dass das 
Sinnen und Trachten der Regierung nur dahin geht, eine neue 
größere Einnahmsquelle herbeizuführen, und zwar auf Koſten des 
arbeitenden Volkes, des kleinen Beamtenſtandes, des Gewerbs— 
mannes. Der Staat hat ſchon vorgeſorgt, von dem Mehrertrage 
behält er zwei Drittel und erſt ein Drittel des Mehrertrages 
kommt den Landesfonden zugute. Da wird die Steuerſchraube in 
einer Weiſe in Thätigkeit treten, wie fie überhaupt in Eſterreich 
noch nicht gewirkt hat. Auch vom moraliſchen Standpunkte iſt die 
Sache zu erwägen. Wenn einer ein braves Weib hat, die einen 
kleinen Nebenverdienſt erwirbt, wird er zahlen müſſen, wenn jemand 
brave Söhne hat, mußs er zahlen; wenn er in der unglücklichen 
Lage iſt, Lumpen als Söhne zu haben oder ein Weib, das nichts 
verdient, wird er davon verſchont. Ich mußs ſchon ſagen, dafs ich 
von dieſer ganzen Steuerregulierung und den Steuervorlagen 
bezüglich der Perſonal⸗Einkommenſteuer nicht viel erwarte; nur das 
eine, daſs die unteren Schichten, die heute noch verſchont ſind, 
deſto mehr herbeigezogen werden. 

Ich muſßs nur noch eines betreffs dieſer Petition ſagen: 
Meine Herren! Wie kommen wir dazu, zu bitten? Ich glaube, 
die Commune und überhaupt die gewählten Vertreter ſind in der 
Lage, daßs fie von der Regierung fordern! Warum? Weil wir wiſſen, 
dass dieſe Forderung für das Volk gut iſt, und dafs das dem Volke 
muss angediehen werden. Wenn wir immer bitten, damit richten 
wir nichts aus. Wir wollen einmal einen extremen Standpunkt 
einnehmen und ſagen: Das mußs ſein, um den Staat zu erhalten 
und die Menſchen nicht zu demoraliſieren und ſie dorthin zu führen, 
wo fie bald ſchon hingelangt find. Ich hätte erwartet, daſs gerade 
von Seite der Commune und des löblichen Stadtrathes eine 
ſchärfere Petition mit viel kräftigeren Worten ausgearbeitet werde, 
und dass endlich einmal die Zeit des Bittens vorüber iſt. Wir 
ſind gerecht und wenn man Gerechtes will, kann man ſich auf den 
Standpunkt des Fordernden ſtellen. Auf dieſem Standpunkte ſtehe ich. 

Pice- Bürgermeiflr Dr. Nichter: Herr Gem.⸗Rath 
Dr. Lueger! 
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Gem.-Nath Dr. Tueger: Ich werde mich auf wenige 
Worte beſchränken. Mein unmittelbarer Herr Vorredner hat davon 
geſprochen, daſs der Stadtrath hätte kräftigere Worte finden können. 
Der unmittelbare Herr Vorredner würde noch mehr erſtaunt 
geweſen ſein, wenn er gehört hätte, daſs der Herr Referent, der 
dort am Referententiſche ſteht, ein Bewunderer dieſes ſogenannten 
Reformwerkes iſt, jener Geſetzesvorlagen, welche von Seiten der 
Regierung und des Ausſchuſſes dem Abgeordnetenhauſe unterbreitet 
worden ſind. Es wird in allen möglichen Zeitungen geſagt und 
ſo dargeſtellt, als ob die jetzt geplante neue Steuergeſetzgebung 
eine Entlaſtung des Mittelſtandes und der Armeren wäre und als 
ob zum erſtenmale die Reichen herangezogen würden, um auf dieſe 
Weiſe die arbeitenden Claſſen zu entlaſten. 

Es iſt ſpeciell bezüglich Wiens noch nie eine größere Lüge 
ausgeſprochen worden, als gerade die. Wenn wirklich die Steuer⸗ 
geſetzborlagen Geſetze werden, bedeutet es für Wien geradezu den 
Ruin. Es werden uns ſoviel Unterlagen unſerer Beſteuerung ent⸗ 
zogen, daſs, wenn wir den dadurch entfallenden Betrag herein— 
bringen wollen, die Zuſchläge zur Erwerbſteuer, Hauszinsſteuer 
und eventuell auch Verzehrungsſteuer in bedeutender Weiſe erhöht 
werden müſſen. Dadurch wird gerade der Mittelſtand, der arbeitende 
Stand am allermeiſten belaſtet. Es wäre Pflicht der geſammten 
Bevölkerung Wiens ohne Unterſchied der Parteiſtellung, gegen dieſes 
Machwerk und Attentat gegen die Stadt Wien mit Entſchiedenheit 
Front zu machen (Lebhafter Beifall links.) 

Leider geſchieht das nicht. Mattherzige Petitionen werden 
beſchloſſen und überreicht. Aber eine Agitation wird nicht ent— 
feſſelt, wie ſie entfeſſelt werden ſollte, wenn überhaupt für Wien 
bei dieſer Angelegenheit noch etwas gerettet werden ſollte. Ich 
habe es im Stadtrathe geſagt, dafs es in dieſer Sache Pflicht der 
an der Spitze der Majorität ſtehenden Perſonen wäre, ſich eventuell 


im Einvernehmen mit uns daran zu machen, die Bevölkerung in 


Verſammlungen darüber aufzuklären; dafs es Pflicht wäre, der 
jetzigen Regierung darzuſtellen, daſs das, was fie plant, unheilvoll 
für Wien wäre, ein Verbrechen, das begangen wird. Das wäre 
die Aufgabe der Führer der Majorität, nicht aber, ſo ruhig die 
Sache zu behandeln, als wenn eigentlich gar nichts geſchehen wäre. 
Sie müſſen, wenn Sie überhaupt ſich Ihrer Pflicht bewusst find, 
die Vertreter der Stadt Wien auffordern, für die Intereſſen der 
Stadt Wien im Abgeordnetenhauſe aufzutreten. Sie dürfen es 
nicht dulden, wie bei einer anderen Gelegenheit, wie es gelegent— 
lich des Localbahngeſetzes geſchehen iſt, daſs Vertreter der Stadt 
Wien gegen Ihre Beſchlüſſe ſtimmen. Es iſt folgender Scandal 
vorgekommen: damals hat ein Abgeordneter der Stadt Wien 
(Rufe links: Noske!), dem die Stadt Wien die Petition zur 
Überreichung anvertraute — der nämliche Mann hat gegen die 
Wünſche und Anträge der Stadt Wien geſtimmt. (Hört! und Pfui⸗ 
Rufe links.) 

Wenn, meine Herren, in der Steuerfrage das Gleiche geſchehen 
ſollte, ſo erkläre ich jetzt ſchon diejenigen Abgeordneten der Stadt 
Wien, welche für die neuen Steuergeſetze ſtimmen, als Verräther, 
wie ſie nicht ärger gedacht werden können, als Verräther an dem 
Wohle der Stadt Wien. (Beifall links.) 

Ich erwarte von Ihnen, meine ſehr geehrten Herren, daſs 
Sie mit aller Energie darangehen und Ihre Parteigenoſſen ihre 
Pflicht für Wien erfüllen. Ein Mitglied des Gemeinderathes, des 
Präſidiums, hat im Stadtrathe geſagt, wenn dieſe neuen Steuer⸗ 
vorlagen Geſetze werden, ſteht die Stadt Wien am Rande des 
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Concurſes. Das war nicht ich. das war der erſte Vice-Bürger⸗ 
meiſter Dr. Richter. 


Wenn ich nun weiß, dafs jo etwas bevorſteht, iſt es meine 
Pflicht, darauf hinzuwirken, dafs es nicht geſchieht, und alle Mittel 
zu ergreifen, das Zuſtandekommen eines ſolchen Geſetzes zu ver— 
hindern. 

Was haben Sie denn von dem deutſchen Miniſter Dr. von 
Plener? (Rufe links: Nichts!) Er iſt ein Unglück für Wien. 
(Rufe links: Abdanken!) Jawohl, ein Unglück für Wien iſt der 
Menſch. 

Der Antrag des Herrn Dr. Stern iſt vollſtändig richtig 
und ich werde für die Abänderung des betreffenden Theiles der 
Stadtraths⸗Anträge, wie ſie von Herrn Dr. Stern beantragt 
werden, ſtimmen. 


Zum Schluſſe noch etwas. Meine Herren! Warum iſt die 
Coalition dieſen Steuergeſetzen freundlich geſinnt? Deswegen, 
meine Herren, weil die Polen den größten Profit aus dieſen 
Geſetzen einheimſen. Herr Dr. Stern hat es leider nicht geſagt, 
aber er hätte es ſagen können, der ganze Schlüſſel für die Ver— 
theilung des Präcipuums, das den Ländern gegeben werden ſoll, 
iſt deswegen ſo gewählt, weil die Polen dadurch Vortheile haben, 
und in dieſen Steuervorlagen zahlt die vereinigte, ſogenannte 
deutſche Linke den Polen auf Koſten der Wiener Steuerträger 
einen Tribut dafür, dass die Polen die Güte haben, die deutſche 
Linke zu unterſtützen und es möglich machen, dass ein Paar 
Individuen Miniſter werden und dafs wieder andere Leute Hof— 
räthe u. dgl. werden. (Beifall links.) Das mußs offen geſagt 
werden. Es mufs die ganze Bevölkerung Wiens darauf aufmerkſam 
gemacht werden, in welcher Weiſe Wien hier behandelt werden ſoll. 


Das mußs geſchehen und ich habe im Stadtrathe die An— 
regung gegeben, es möge der Herr Bürgermeiſter ſämmtliche 
Abgeordnete der Stadt Wien einladen und ſie an die Erfüllung 
ihrer Pflicht mahnen, und ich ſtelle heute hier in öffentlicher 
Sitzung den Antrag, der Herr Bürgermeiſter werde beauftragt, 
eine allgemeine Volksverſammlung in die Volkshalle des Rath— 
hauſes einzuberufen, um gegen die neuen Steuergeſetze Stellung 
zu nehmen und das Miniſterium zu zwingen, endlich der Stadt 
Wien Rechnung zu tragen. Wir werden im Intereſſe der Sache 
einmüthig für die Anträge des Stadtrathes mit der Modification 
des Herrn Dr. Stern ſtimmen. (Beifall links.) 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Richter: Herr Gem.⸗Rath Dr. 
Fried jung! 

Gem.-Nath Dr. Friedjung: Meine ſehr geehrten Herren! 
Wir haben jetzt große Worte gehört, wir haben Worte gehört von 
Verräthern (Rufe links: Jawohl!), welche die Abſicht haben, die 
Stadt Wien ins Verderben zu ſtürzen! (Gem.-Rath Hawranek: 
Fangt er ſchon wieder zu frozzeln an!) Eine Volksverſammlung 
ſoll einberufen werden, damit dieſe Steuervorlagen nicht zum 
Geſetze erhoben werden! 


Ich erkläre nun im vorhinein, dafs ich dieſem Antrage nicht 


zuſtimmen werde (Unruhe links), auch deswegen, weil ich nicht 


möchte, daſs die Heranziehung derjenigen, welche ein großes Ein— 
kommen aus dem mobilen Capitale haben und welche bisher zum 
großen Theile einer Steuer nicht unterworfen waren, länger hinaus— 
geſchoben werde. Bei dem Umſtande, dafs alle jene, welche aus 
ſteuerfreien Objecten ein Einkommen beziehen, bisher nicht beſteuert 
werden und von jetzt an beſteuert werden ſollen, könnte ich es nicht 
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über mich bringen, mich einer Action anzuſchließen, welche die 
Anwendung dieſes wichtigen Grundſatzes länger hinausſchiebt. 

Das ſteht mir außerordentlich hoch, jo hoch, dafs ich jeder 
energiſchen Maßregel zuſtimmen werde, um die Belaſtung der 
Commune hintanzuhalten, dass ich aber eine Action gegen die 
Steuerreform für eine unglückliche und das Volk ſchädigende be— 
trachte. Das iſt der Standpunkt, den ich einnehme, und von dieſem 
Standpunkte werde ich mich durch den Vorwurf, daſs ich dadurch 
ein Verbrecher, ein Verräther an dem Volke bin, durchaus nicht 
abſchrecken laſſen. Bei dem Umſtande, dajs die Erwerbſteuerträger 
eine anfängliche 147, reſpective 21- und 28percentige Herabſetzung 
ihrer Steuern erhalten, bei dem Umſtande, daſs dieſe Ver— 
minderung der Steuern bei den Erwerbſteuerträgern eventuell in 
der vierten Claſſe bis auf 35 Percent ſteigt, halte ich es nicht für 
geſtattet, mich irgendeiner Action anzuſchließen, durch welche dieſe 
Entlaſtung hintangehalten wird. Bei dem Umſtande, daßs die 
Majorität des Abgeordnetenhauſes die Einkommenſteuer, und zwar 
bei den größten Vermögen bis auf 5 Percent hinaufgeſetzt hat, 
während früher nur von 3 bis 4 Percent die Rede war, dajs 
alſo ein ſocialpolitiſch ganz richtiger Grundſatz zum Ausdrucke 
gekommen iſt — ich hätte allerdings nichts dagegen, wenn dieſer 
Steuerſatz noch höher wäre — könnte ich mich einer derartigen 
Action, welche eine ſolche wohlthätige Reform hintanzuhalten be— 
abſichtigt, unter keiner Bedingung anſchließen. Das iſt der Stand- 
punkt, welchen ich einnehme und welchen, wenn ich nicht ſehr irre, 
nicht bloß die Mitglieder der Partei im Abgeordnetenhauſe, der 
auch ich angehöre, ſondern auch die Mitglieder der Partei ein— 
nehmen, welche bei den letzten Gemeinderathswahlen gemeinſam 
mit unſeren geehrten Gegnern gegen uns ihre Stimme abgegeben 
hat. Auch die Mitglieder der clericalen Partei — ich verweiſe nur 
darauf, daſs Baron Dipauli der Referent für das Erwerbſteuer— 
geſetz geweſen iſt — auch die Mitglieder dieſer Partei halten dieſe 
Reformen für wohlthätig. Wir müſſen alſo trachten, daſs dieſe 
Reform durchgeführt wird. Wenn Herr Dr. Lue ger beabſichtigt, 
eine große Volksverſammlung einzuberufen, wo darauf hingewieſen 
wird, dass es eine wohlthätige Reform jet und dafs ſie ſchleunigſt 
durchgeführt werden müſſe, dann werde ich mich dieſer Action 
anſchließen. (Gelächter und Lärm links.) Das, meine Herren, 
bezieht ſich auf das Allgemeine. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Richter: Ich bitte, meine Herren, 
Sie müſſen Wert darauf legen, daſs jedes Mitglied der Verſammlung 
ſeine Meinung ungeſtört zum Ausdrucke bringen kann. (Unruhe 
und Zwiſchenrufe links.) 

Gem.-Nath Dr. Friedjung (fortfahrend): Allerdings, meine 
Herren, haben der Stadtrath und ſein Referent auch die Be— 
ſchwerden hervorgehoben, die wir vom Standpunkte der Finanzen 
der Stadt Wien erheben müſſen. Nach dieſer Richtung hin hat 
der Stadtrath alle Zuſatz⸗Anträge — meines Wiſſens, ich bin ja 
nur aus den Zeitungen informiert — die Herr Dr. Lueg er zu 
den Forderungen des Stadtrathes geſtellt hat, acceptiert. Wir 
werden dieſen Zuſatz⸗Anträgen zuſtimmen, ſind alſo bereit, dieſe 
Action zu unterſtützen, und geben uns gar keiner Täuſchung darüber 


hin, daßs nach dieſer Richtung eine gemeinſame Action wohl noth- 


wendig iſt. Nur darf man das Kind nicht mit dem Bade aus— 
ſchütten und eine wohlthätige Reform nicht unmöglich machen, 
welche das ganze Reich und alle Bürger umfasst. 
Nun geſtatten Sie mir aber, einen Gedanken auszuſprechen, 
den ich in den Anträgen des Stadtrathes vermiſſe, und der, wie 
3* 
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ich glaube, in der Zukunft noch eine große Bedeutung haben wird. 
Es iſt bekannt, dafs die Vorlage des Ausſchuſſes herbeiführen will, 
daſs die Einhebung von Zuſchlägen zur Einkommenſteuer zu 
Gunſten der Commune verboten werde. Das iſt im Artikel XIII 
des Einführungsgeſetzes ausgeſprochen. Nun aber — und ich wende 
mich hiebei an unſeren geehrten Referenten und würde ihn ſehr 
bitten, dieſer Frage in ſeinem Schluſsworte näher zu treten — 
möchte ich doch die Aufmerkſamkeit dieſer Verſammlung darauf 
hinlenken, daſs in dem ganzen Geſetze auch nicht ein Paragraph 
vorkommt, durch welchen verboten wird, dafs die Gemeinde Wien 
eine ſelbſtändige Perſonal-Einkommenſteuer auferlege. Das, meine 
Herren, iſt eine überaus wichtige Thatſache. Ich ſpreche hier nicht 
bloß etwas aus, was ich mir aus den Fingern geſogen habe. Ich 
fordere alle diejenigen, welche die Möglichkeit haben, im Abge— 
ordnetenhauſe mit den maßgebenden Perſönlichkeiten, ſowohl mit 
dem Finanzminiſter, wie mit feinen Mitarbeitern im Finanz— 
miniſterium zu ſprechen, auch zu fragen, ob es nicht richtig iſt, 
daſs die Auflegung einer ſelbſtändigen Perſonal-Einkommenſteuer 
noch immer geſtattet iſt, wiewohl die Zuſchläge zur Perſonal— 
Einkommenſteuer verboten ſind. Ich habe hierüber Erkundigungen 
eingehoben und ich glaube, dafs wir ſehr unrecht thäten, wenn 
wir in der Debatte, welche wir über dieſen Gegenſtand führen, 
dieſes Recht der Gemeinde Wien in Frage ſtellen würden. Ich 
weiß wohl, dass die Regierung, falls die Gemeinde Wien eine 
ſelbſtändige Perſonal⸗Einkommenſteuer auferlegen würde, auf Grund— 
lage der Einſchätzungen, welche die ſtaatlichen Steuerbehörden 
machen, jedoch nach einem Steuerfuße, welcher ein anderer ſein 
könnte als der, welchen die Regierung vorſchlägt — ich glaube, 
etwa von einem Einkommen von 3- bis 4000 fl. ab — anfänglich 
einer ſolchen ſelbſtändigen Perſonalſteuer der Gemeinde Wien 
einen Widerſtand entgegenſetzen würde. Jedenfalls hätte die Auf— 
erlegung einer ſolchen ſelbſtändigen Perſonal-Einkommenſteuer ein 
Landesgeſetz und hiebei eine Zuſtimmung der Regierung nothwendig. 
Die Regierung würde anfangs ihr Veto einlegen, aber ich zweifle 
nicht — und bitte die Herren, welche Gelegenheit haben, mit dem 
Finanzminiſter und ſeinen Mitarbeitern zu ſprechen, ſich davon zu 
überzeugen — dass im Finanzminiſterium der Gedanke erwogen worden 
it, dafs in einem ſpäteren Zeitpunkte, wenn ſich die ftaatliche Perſonal— 
Einkommenſteuer eingelebt hat, den Städten geftattet fein ſoll, gleich 
falls eine ſelbſtändige Perſonal⸗Einkommenſtener aufzuerlegen. Ich 
warne diejenigen Herren, welche dies heiter finden, ich warne diejenigen 
Herren, ſich heute ſchon zu präjudicieren, denn es könnte in drei 
bis vier Jahren eine Zeit kommen, wo einer dieſer Herren Bürger— 
meiſter oder Vice⸗Bürgermeiſter der Stadt Wien wäre und in der 
er darauf dringen würde, dass das Geſetz fo ausgelegt werde, wie 
ich glaube, daſs es ausgelegt werden mufs. Ich bitte, nur den 
Wortlaut des Artikels 13 zu prüfen und dieſer Frage ihre Auf— 
merkſamkeit zuzuwenden. Die Regierung hat ja vor allem die 
Aufgabe, das öſterreichiſche Volk dazu zu erziehen, dafs es wahr— 
heitsgetreue Fatierungen auch wirklich gibt (Gelächter links), denn 
Thatſache iſt, der Scandal beſteht ja und in dem Motivenberichte 
des Miniſters Steinbach zu den Steuervorlagen haben wir es 
geleſen, daſs höchſtens ein Drittel des Einkommens ſämmtlicher 
Bewohner Oſterreichs aufrichtig fatiert wird. 

Wenn durch eine jahrelange ſorgſame Eingewöhnung der 
Staatsbürger auch wirklich wahrheitsgetreue Fatierungen für die 
Staatsſteuer gemacht werden, dann wird, davon bin ich überzeugt, 
die Regierung in einer Reihe von Jahren nichts da gegen haben, 
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dafs eine ſolche ſelbſtändige ſtädtiſche Perſonal⸗Einkommenſteuer 
eingeführt werde. Allerdings müsste die Gemeinde Wien dieſe 
ſelbſtändige ſtädtiſche Perſonal⸗Einkommenſteuer von einem viel 
höheren Einkommenſatze aus, als 600 fl., einheben, von einem 
Einkommen, welches nur Wohlhabende treffen ſoll. 

Das, meine Herren, ſind die Anſchauungen, welche ich der 
Erwägung insbeſondere des Herrn Referenten des Stadtrathes 
unterbreite; und es wäre dafür zu ſorgen, dafs wir nicht zu 
weit gehen in dem, was wir beſchließen. Wenn wir das beſchließen, 
was der Stadtrath uns vorgeſchlagen hat, werden wir unſere 
Pflicht erfüllen, beſonders dann, wenn unſere Vertreter im Reichs- 
rathe mit Nachdruck darauf hinweiſen werden, daſss das durch— 
geführt werden wird. Aber dass die Einkommenſteuervorlage, 
wie ſie uns vorliegt, einen Fortſchritt bedeutet gegenüber der 
bisherigen Nichtbeſteuerung des mobilen Capitales, das kann nicht 
bezweifelt werden und keinerlei große Redensart im Gemeinde— 


| rathe oder in einer Volksverſammlung wird dieſe unumſtößlich feit- 


ſtehende Thatſache aus der Welt ſchaffen. (Lebhafter Beifall rechts. 
Gem.⸗Rath Gregorig: Haſte geſeh'n!) 

Vice⸗Bürgermeiſter Dr. Nichter: Herr Gem. = Rath 
Gregorig, das iſt ganz unziemlich. 

Herr Gem.-Rath Dr. Geßmann! 

Gem.-Rath Dr. Geßmann: Verehrte Herren! Es iſt 
niemals eine gröbere Verdrehung der Thatſachen vorgebracht 
worden, als wie in der Rede des unmittelbaren Herrn Vorredners. 
Ich fordere ihn auf, aus den Geſetzen nachzuweiſen, wo irgendein 
Anhaltspunkt vorliegt für eine wirkliche Heranziehung des mobilen 
Capitales. Das iſt gerade der ärgſte, ſchwächſte Punkt. Es ſind 
nicht die geringſten Garantien dafür gegeben, und ich werde 
Ihnen genau ſagen, was die ganze Steuerreform, wie ſie da vor— 
liegt, eigentlich enthält. Sie enthält einen minimalen Schein- 
nachlaſs für die unterſte Kategorie der Gewerbetreibenden, das 
mobile Capital bleibt genau ſo frei und unbeſteuert, wie bisher. 
Wir haben gefragt und wiederholt darauf hingewieſen, welche 
Garantie für die Heranziehung des mobilen Capitales bei der 
Einkommenſteuer gegeben ſei; man iſt uns einfach die Antwort 
darauf ſchuldig geblieben; die Selbſtfaſſionen, das iſt die Garantie, 
die in der Richtung gegeben iſt. Wer wird uns denn weißmachen 
wollen, daſs die Herren, welche die Steuer bis jetzt defraudiert 
haben, die Steuer in Zukunft zahlen werden? Das große mobile 
Capital hat ſich bisher der Beſteuerung entzogen und es wird 
genau bei einem neuen Geſetze auch ſo bleiben. Aber eines wird 
geſchehen: Es wird die unerhörteſte Bedrückung des Mittelſtandes, 
insbeſondere des beſſeren Mittelſtandes herbeigeführt werden. 

Ja, meine Herren, führen Sie dieſe Steuerreform durch — 
ſie wird in der That der Leichenſtein auf das Grab der liberalen 
Partei ſein, und es kann hier nicht genug feſtgenagelt werden, dajs 
die Herren es ſind, welche für dieſe Steuerreform eingetreten ſind. 
Meine Herren! Das mußs der Bevölkerung geſagt werden, das 
iſt, möchte ich ſagen, das ärgſte Attentat, das Sie in dieſer 
Richtung noch begehen. Aber, meine Herren, das iſt unerhört — 
jetzt kommen die Herren und decken ſich mit der Abſtimmung der 
Clericalen. Die Abſtimmung der clericalen Herren Abgeordneten 
kümmert uns gar nichts! Das zeigt ja, meine Herren, wie weit 
Sie herabgekommen ſind. Bei jeder Gelegenheit, ob es ſich um 
die Eiſenbahnverſtaatlichung oder um die Steuerreform handelt, 
verkriecht ſich die große Vereinigte Linke hinter den Conſervativen. 
Ja, jo weit find Sie geſunken, dass Sie Schutz ſuchen müſſen und 
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Ihre Abſtimmung auf eine ſolche Weiſe rechtfertigen müſſen. Die 
Bevölkerung nimmt dieſe Rechtfertigung nicht an; es wird ſich 


auch eine Gelegenheit ergeben, über die Herren, welche für dieſe 


Steuerreform ſtimmen — welcher Partei immer ſie angehören — 
in den Maſſen des Volkes ein entſprechendes Urtheil zu fällen. 
Aber, meine Herren, es iſt traurig, es zeigt, wie tief Sie geſunken 
ſind, daſs eigentlich das einzige Vertheidigungsmoment, das 
Sie hier vorbringen können, der Hinweis iſt: „Auch die ſtimmen 
dafür!“ 

Meine Herren! Wer die Stein bach'ſchen Vorlagen mit 
den neuen Vorlagen vergleicht, der wird ſehen, welch unerhörtes 
Werk gerade unter dem Einfluſſe der liberalen Partei — und von 
dem Augenblicke an, wo Herr v. Plener in das Miniſterium 
getreten iſt — ſich eigentlich vollzogen hat. Alles, was halbwegs 
ausgleichend war, was wirklich den Intereſſen der unteren Volks- 
ſchichten hätte dienen ſollen, iſt geradezu ausgemerzt worden. 
Nehmen Sie nur verſchiedene Beſtimmungen — beiſpielsweiſe über 
die Zuſammenſetzung der Commiſſion u. dgl. — die Sache iſt 
ſo gemacht worden, wie es die „Neue Freie Preſſe“ commandiert 
hat. Damals war furchtbare Feindſchaft gegen die Steinbach'ſche 
Reform — jetzt iſt natürlich in dieſer Richtung vollſtändige Über- 
einſtimmung. Meine Herren, machen Sie nur ſo weiter! Es iſt 
gut — es kann nicht genug feſtgenagelt werden — daſs Herr 
Gem.-Rath Friedjung hier für dieſe Reform ſo eingetreten iſt. 
Wir werden in ein paar Jahren, bis die Steuerreform in Kraft 
getreten ſein wird, die Folgen erleben. Diejenigen, welche Ihnen 
heute noch nachgegangen ſind — aus den reicheren, aus den 
beſſeren Claſſen — werden Sie mit Steinen bewerfen, nämlich 
die Claſſe des beſſeren Mittelſtandes. Das große mobile Capital 
führt jetzt geradezu einen Hexenſabbath auf — es ſind jetzt ärgere 
Zuſtände als vielleicht in den Jahren 1870 bis 1873. Natürlich 
wird noch gemacht, was zu machen möglich iſt; es wird hinein— 
zubringen geſucht, zu ergattern geſucht — wo immer man hinſieht, 
ſieht man dieſen traurigen Proceſs. Gewiſſermaßen die letzte 
Minute ſoll noch ausgebeutet werden. 

Ob es ſich um die Steuerreform oder ob es ſich um die 
Eiſenbahnverſtaatlichung handelt, geräubert wird, wo es geht, um 
den letzten Reſt der Macht auszunützen und auszubeuten. (Zu⸗ 
ſtimmung links.) 

Nun, meine Herren, ich möchte nur auf den letzten Einwurf 
des verehrten Herrn Redners zu ſprechen kommen, der dahin geht, 
daſs wir ja mit der Interpretation dieſer Geſetze uns durchaus 
auf dem Irrwege befinden, und daßs er in der Lage ſei, die 
Intentionen des Herrn v. Plener genau zu kennen; und er 


warnt uns gewiſſermaßen, wir mögen über die Zuſchläge, be⸗ 


ziehungsweiſe über die Einbringung einer ſelbſtändigen Perſonal— 
Einkommenſteuer für die Gemeinde nicht ſo ohneweiters aburtheilen. 
Wer leſen kann, für den muſs es aus dem Wortlaute der Geſetze 
ganz zweifellos hervorgehen, dass die neue Einkommenſteuer erſtens 
einmal ohne alle Zuſchläge gedacht iſt, und das kann doch ver— 
nünftigerweiſe nur den Sinn haben, daſs der Staat gewiſſer— 
maßen auf dieſe Einkommenſteuer als ein ihm ausſchließlich ge— 
höriges Object die Hand legt. Was für Abfichten aber Herr v. 
Plener hat — ich weiß nicht, ob Herr Dr. Fried jung der 
berufene Interpret des Herrn v. Plener iſt (Heiterkeit links), 
es kann ſein, ich beneide den Finanzminiſter um dieſen Interpreten 
nicht (Heiterkeit links), ich ſage nur das eine: was haben wir 
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Finanzminiſter bleiben? Ich glaube es nicht. Gott ſei Dank, dajg 
wir einer anderen Meinung ſein können und hoffentlich in Bälde 
dieſelbe auch realiſiert ſehen werden. 

Was ſoll eine ſolche Zuſage hier im Gemeinderathe bedeuten? 
Das eine aber ſteht feſt, daſs die Gemeinde in der furchtbarſten 
Weiſe geſchädigt wird. Freilich, meine Herren, Sie denken ſich, 
daran liegt uns ja nichts; jetzt kommen die anderen, die ſollen 
ſchauen, wie ſie ſich mit der Sache abfinden. Allein, meine Herren, 
Sie tragen immer die Verantwortung. 

Es kann nicht genug conſtatiert werden, daſs von jener Seite 
für dieſe Steuerreform im Wiener Gemeinderathe eingetreten 
worden iſt, obwohl, wie ganz richtig bemerkt wurde, der finanzielle 
Ruin der Stadt Wien wahrſcheinlich an dieſer Steuerreform hängt. 
Es mag ſich auch die Bevölkerung für ſolche Gemeinderäthe be— 
danken, die einer Reform zuſtimmen, die das Gemeindeweſen 
geradezu zerrüttet und es an den finanziellen Abgrund bringt. 

Wir werden für dieſe Anträge des Stadtrathes, eventuell auch für 
den Zuſatz-Antrag des Herrn Dr. Stern ſtimmen, aber ich glaube, 
der Antrag, den Herr Dr. Lue ger geſtellt hat, iſt geradezu noth- 
wendig. Die Herren wollen freilich nicht, dass die Offentlichkeit 
mit der ganzen Angelegenheit vertraut werde, es handelt ſich 
ihnen darum, den Leuten Sand in die Augen zu ſtreuen; aber 
es muss vor allem ins Auge gefasst werden, daſss die Bevölkerung 
über die Conſequenzen dieſer Steuerreform aufgeklärt werde, und 
daſs namentlich die Wiener Bevölkerung weiß, welche Folgen dieſe 
Steuerreform, insbeſondere mit Rückſicht auf die Finanzen der 
Gemeinde nach ſich zieht, und darum werden wir für den Antrag 
Dr. Lueger ſtimmen, und wenn er nicht angenommen werden 
ſollte, beziehungsweiſe wenn das Präſidium darauf nicht eingeht, 
dafür ſorgen, dafs er in anderer Weiſe zur That werde. (Beifall 
links.) 

Dice-Dürgermeifter Dr. Richter: Herr Gem.-Rath 
Gregorig! 

Gem.-Nath Gregorig: Ich verzichte! 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Richter: 
Steiner! 

Gem.-Nath Steiner: Ich will über die Zuſchläge nicht 
ſprechen, ſondern werde mir erlauben, einiges zu dieſer Steuer⸗ 
reform zu bemerken bezüglich des Wahlrechtes. Es wundert mich 
nur, daſs Dr. Friedjung, der den Clericalismus angezogen 
hat, nicht wieder damit gekommen iſt: wir ſeien die Reactionären. 
Es mufs auch hier feſtgeſtellt werden, dafs die liberale Partei im 
Reichsrathe entgegen den Verſprechungen, das Wahlrecht zu erweitern, 
durch dieſe Steuervorlagen erzwecken will, das Wahlrecht einzu— 
ſchränken. (Widerſpruch rechts.) Das iſt richtig. (Rufe links: Das 
iſt wahr!) Ich unterſtütze aber auch den Antrag Dr. Lueger. 
Dr. Lueger war in Italien, als die liberalen Blätter ihre Be— 
merkungen über die liberalen Führer bezüglich des ſchlechten Aus— 
ganges der Wahl im zweiten Wahlkörper gemacht haben, und wenn 
Dr. Lueger ſämmtliche Blätter geleſen hätte, ſo hätte er ge— 
funden, dafs gar nicht daran zu denken iſt, daßs die liberalen 
Parteiführer in eine Volksverſammlung gehen. Denn Sie ſind alle 
miteinander ausgerüſtet mit dem Muthe chineſiſcher Feldmarſchälle. 
(Heiterkeit links.) Sie ſtellen ſich hübſch weit vom Schuſſe. Den 
Muth werden die Liberalen gar nicht mehr haben, und insbeſondere 
mit ſolchen Vorlagen vor das Volk hinzutreten. Es iſt ja möglich, 


Herr Gem.-Rath 


denn für eine Garantie, glauben Sie, ewig wird Herr v. Plener | wie es jetzt zufällig geſchieht, dafs fie Wählerverſammlungen ein— 
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berufen, hinter geſchloſſenen Thüren und dann in den Blättern für 
ſich Reclame machen laſſen. 

Meine Herren! Bezüglich der Verzehrungsſteuer, da meint 
Herr Gem.-Rath Dr. Fried jung, darf man nicht zu weit 
gehen und nicht allzu große Forderungen ſtellen. Ja, meine Herren, 
wie iſt es dann vor einigen Jahren geweſen bei der Einverleibung 
— man mußs immer auf das Thema zurückkommen — als Herr 
Dr. Lueger den Antrag geſtellt hat, die Gemeinde möge die 
Forderung ſtellen, dafs die Verzehrungsſteuer aufgehoben oder der 
Gemeinde zugeſchrieben werde? Damals hatten Sie nicht den Muth. 
Kürzlich wurde behauptet, man müſſe dafür eintreten, dafs die 
Verzehrungsſteuer für Wien aufgelaſſen werde. Jetzt ſind Sie 
wieder dafür, man darf nicht zu weitgehende Forderungen ſtellen. 

Ich unterſtütze den Antrag des Referenten mit dem Zuſatz— 
Antrage des Collegen Dr. Stern. Ich ſtimme aber auch für 
den Antrag des Herrn Gem.-Rathes Dr. Lueger, weil es ſehr 
intereſſant wäre, wieder einmal die liberalen Parteiführer unter dem 
Volke zu ſehen. (Beifall links.) 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Nichter: Der Herr Bürger- 
meiſter! 

Bürgermeiſter: Ich werde mich gegenüber der politiſchen 
Debatte — welche heute durchgeführr worden iſt, und in welcher wir 
Weisſagungen über die Dauer des Miniſteriums, über das vor— 
ausſichtliche Schickſal desſelben und ſo fort, gehört haben, die ja 
ſehr intereſſant geweſen ſein mögen, aber denn doch, glaube ich, 
nicht ganz zur Sache gehören — ſehr kurz faſſen. 

Es iſt jetzt darauf hingewieſen worden, daſs die Liberalen die 
Intereſſen der Bevölkerung bei Berathung dieſer Vorlage nicht 
vertreten. Ich habe nur die Pflicht und Aufgabe, dasjenige zu 
vertreten, was in der Gemeinde bisher geſchehen iſt, und da glaube 
ich jagen zu können, dass die Partei, der ich anzugehören die Ehre 
habe, der Gemeinderath, der Stadtrath, das Präſidium ihre Pflicht 
gerade in dieſer Frage gründlichſt und genaueſt erfüllt haben. Ich 
habe, als die Vorlage des Miniſteriums erſchienen iſt, ſofort mich 
ſelbſt mit der Vorlage beſchäftigt, ſofort den Referenten beim 
Magiſtrate, bei der Buchhaltung und ſo weiter, alle die Herren, 
welche mit dieſer Sache ſich berufsmäßig zu beſchäftigen haben, 
beauftragt, die Vorlage zu ſtudieren, mir ihre Wahrnehmungen 
bekanntzugeben und überall dort, wo ſie eine Schädigung der 
Gemeindeintereſſen wahrzunehmen in der Lage ſind, ſofort Anträge 
auf Abänderung der Vorlage, beziehungsweiſe die Formulierung 
der diesfälligen Wünſche mir bekanntzugeben. Das iſt geſchehen, 
und zwar ſofort und ohne Verzug. Ich habe die diesfällige Vor⸗ 
lage dann dem Stadtrathe gemacht und habe den Stadtrath erſucht, 
eine Petition an die Regierung auszuarbeiten. Ich habe ſelbſt 
perfönlich dem Finanzminiſter ein Memorandum übergeben, worin 
ich ihn auf gewiſſe Beſtimmungen in dem Entwurfe aufmerkſam 
gemacht habe, welche, wenn ſie durchgeführt werden, eine 
Schmälerung der Einnahmen der Stadt Wien zur Folge hätten. 
Alles das iſt geſchehen aus eigener Initiative und ohne dass ich 
etwa gewartet hätte auf Rathſchläge und Anträge von anderer Seite. 
Das iſt geſchehen, das iſt durchgeführt worden, die Petitionen 
ſind beſchloſſen. 

Es iſt nun von einem Mitgliede dieſer (rechten) Seite des 
Hauſes ein weiterer Antrag eingebracht worden, es iſt neuerlich 
auf den Gegenſtand eingegangen worden, man hat ſich neuerlich 
mit dem Gegenſtande gründlich beſchäftigt. Das Nefultat diefer 
Berathung liegt vor und ich kann mit Befriedigung conſtatieren, 
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daſs man eigentlich — geringe Details ausgenommen — von allen 
Seiten mit dieſer Vorlage einverſtanden iſt. 

Meine Herren, damit iſt die Aufgabe des Gemeinderathes und 
des Bürgermeiſters erſchöpft (Gem.⸗Rath Dr. Lueger: Nein!), 
ich bitte, ich ſpreche meine Anſicht aus, Herr Dr. Lueger kann 
anderer Anſicht fein, das mujs ich ja zugeben, das iſt möglich, 
aber ich ſprechemeine Anſicht aus, ich ſage: damit hat der Ge— 
meinderath, der Bürgermeiſter ſeine Pflicht erfüllt als Gemeinderath 
und als Bürgermeiſter; was jeder von uns außerdem einzeln thut, 
wozu er ſich veranlaſst ſieht, das iſt ja eine andere Sache, das iſt 
ſeine Sache als einzelner Gemeinderath, als Gewählter einer ge— 
wiſſen Wählergruppe, aber nicht als Gemeinderath, als Mitglied 
dieſer Verſammlung und nicht als Bürgermeiſter. 

Ich habe nun die Überzeugung, dafs alles geſchehen iſt, was 
wir thun konnten, ich glaube auch, daſs wir vielleicht noch auf 
einzelne Perſönlichkeiten einwirken können, daſs wir an der be 
treffenden Stelle, um die es ſich handelt, auch noch mündlich 
Vorſtellungen machen, auf die Finanzen der Stadt Wien hin- 
weiſen können, auf die mögliche Entwicklung derſelben u. ſ. f.; 
das wird ja alles auch geſchehen; wenn Sie aber, meine 
Herren, mir den Auftrag geben, ich ſolle eine Volksverſammlung 
einberufen, ſo erkläre ich einfach — und der Herr Antragſteller iſt 
da wenigſtens innerlich ſicher meiner Meinung — das geht nicht. 
(Rufe links: O ja!) Einen ſolchen Auftrag können Sie nach dem 
Statute dem Bürgermeiſter nicht geben, und der Bürgermeiſter 
wird ſich einen ſolchen Auftrag auch nicht geben laſſen. 

Der Bürgermeiſter hat ſeinen ſtatutariſchen Wirkungskreis, 
und es iſt ausgeſchloſſen, dass er ſich Aufträge geben läſst, die 
über dieſen Wirkungskreis hinausgehen. Da könnten Sie ja dem 
Bürgermeiſter x-beliebige Aufträge geben, die mit dem Statute 
und der Gemeindeverwaltung nichts zu thun haben; Sie mögen 
derlei beſchließen, ich werde das aber nicht ausführen. Ich werde 
jeden Gemeinderaths⸗Beſchlufs reſpectieren, der meiner Überzeugung, 
meinem Wirkungskreiſe entſpricht und der nach dem Statute dem 
Gemeinderathe zuſteht. Beſchlüſſe aber, die darüber hinausgehen, 
ich ſetze voraus, dafs keine ſolchen Beſchlüſſe gefafst werden — 
im vorhinein aber ſage ich: ſolche Beſchlüſſe werde ich nicht aus— 
führen, und ich erkläre dies, damit diesfalls ein Zweifel nicht beſteht. 

Eine Volksverſammlung könnte ich als Bürgermeiſter niemals 
einberufen, das müſste ich als einzelner Mann thun, der ſich mit 
einem beſtimmten Programm an eine Volksverſammlung wendet. 
Aufgabe des Bürgermeiſters als ſolcher iſt das nicht. Ich habe 
mit dem Gemeinderathe zu verkehren, ich habe den Gemeinderath 
einzuberufen. Hier iſt meine Thätigkeit, hier iſt meine Aufgabe, 


und die erfülle ich nach beſten Kräften und nach beſtem Gewiſſen. 


Weiter laſſe ich mich nicht drängen und ich werde mir niemals 
einen Auftrag gefallen oder ertheilen laſſen, der nach dem Statute 
nicht zuläſſig iſt. Dieſe Erklärung bitte ich zur Kenntnis zu 
nehmen. (Beifall rechts.) 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Richter: Der Herr Referent zum 
Schluſsworte! 

Referent (zum Schlufsworte) : Ich erkläre zunächſt, dafe ich 
den Anträgen des Collegen Dr. Stern mit Ausnahme eines 
einzigen zuſtimme. College Dr. Stern hat nämlich unter anderem 
auch beantragt, es ſolle verlangt werden, daßs ein Theil des 
Präcipuums der Länder der Stadt Wien überlaſſen werde. 

Nun iſt aber dieſer Antrag nach meinem Dafürhalten in dem 
Stadtraths⸗Antrage enthalten, welchen Sie auf der erſten Seite 


Nr. 33. — 23. April 1895. — Gemeinderaths⸗Sitzung vom 19. April 1895. 


unterſtrichen finden und welcher dahin geht, dass ein Theil des 
Mehrerträgniſſes der directen Steuern der Stadt überlaſſen werde. 
Dieſer Antrag geht weiter als der Antrag des Collegen Dr. Stern, 
welcher quasi begrenzt und der Regierung und dem Abgeordneten— 
hauſe den Weg zeigt, den dieſelben gehen ſollen. Das kümmert 
uns aber nicht, wir verlangen im allgemeinen einen Antheil an 
dem Mehrerträgniſſe; wo er hergenommen wird, von den drei 
Millionen, die den Ländern zugewieſen werden ſollen, oder von 
dem, was darüber iſt, iſt uns ja ganz gleichgiltig. 

Der Herr College Dr. Fried jung hat eine directe Frage 
an mich gerichtet, wie ich ‘den Artikel XIII des Einführungsgeſetzes 
auffaſſe. Nun ich ſtimme da ſeiner Auffaſſung vollkommen bei, 
dais eine ſolche communale Einkommenſteuer durch dieſen Artikel 
nicht ausgeſchloſſen iſt (Gem.-Rath Dr. Fried jung: Bravo!) 
und meines Erachtens nicht ausgeſchloſſen ſein kann, aber den be— 
ſonderen Schwierigkeiten, denen die Einführung einer ſolchen Steuer 
unterliegt, wird Herr Dr. Fried jung ſich ſelbſt nicht verſchließen. 
Wir brauchen dazu ein Landesgeſetz, und ob wir dieſes erwirken 
werden, ſteht freilich noch in Frage. Der ſteuerpolitiſche Gedanke 
der Vorlage würde dadurch meines Erachtens einigermaßen tangiert, 
wenn nebſt der ſtaatlichen Einkommenſteuer eine gleiche communale 
exiſtieren ſollte. Allerdings iſt es möglich, dass in Zukunft, wenn 
ſich die Sache gut abwickelt, die Verhältniſſe ſich anders geſtalten, und 
die Hoffnung des Herrn Dr. Friedjung dürfen wir infolge— 
deſſen nicht fallen laſſen. 

Nun, meine Herren, was die Ausführungen der Herren Gem. 
Räthe Dr. Lueger und Dr. Geßmann betrifft, jo mußs ich 
ſagen, dass ich dieſelben zum großen Theile nicht recht verſtehe. 
(Ruf links: Das glaube ich!) Sie haben ſich früher immer ſo 
außerordentlich als Vertreter des kleinen Mannes geriert und jetzt 
auf einmal drehen Sie den Spieß um und donnern mit einem 
ſolchen Aufwande von Lungenkraft und anderer Kraft (Rufe links: 
Sie haben ja keine!) gegen dieſe Vorlagen, obwohl ſelbſt von 
Ihnen nicht beſtritten werden kann, ja ſogar zugegeben werden 
muss, dafs dieſe Steuervorlagen geeignet find, gerade den kleinen 
Mann zu entlaſten. 

Meine Herren! In dem Punkte hat Herr Collega Geß— 
mann recht; er hat nämlich direct geſagt, die Reicheren werden 
durch dieſe Vorlage belaſtet. Das iſt eine Thatſache und man 
muss anerkennen, daſßs die reicheren Kreiſe bisher ſich gegen dieſe 
Steuervorlage nicht in ſolcher Weiſe gewehrt haben, wie es hier 
von Seite einiger Herren geſchehen iſt. (Heiterkeit und Rufe 
links: Ja, weil es ihnen paſst!) Es iſt anzuerkennen, daſs die 
Herren, welche es angeht, der Pflichten des Beſitzes ſich bewusst 
find und daßs ſie infolgedeſſen ſich nicht gegen ein ſolches Reform— 
werk in toto ſtemmen. Es iſt gewiſſermaßen in lächerlicher Weiſe, 
nämlich von Seite des Herrn Dr. Lueger angeführt worden, 
oder vielmehr, hat er mich damit lächerlich machen wollen, dajs 
er mich als einen „Bewunderer“ dieſer Vorlage hingeſtellt hat. 
Nun, ein Bewunderer der Vorlage bin ich allerdings nicht, aber 
ich anerkenne das Gute, was in dieſem Roformwerke gelegen iſt, 
und ich anerkenne, dass dieſes Reformwerk wirklich ein ganz 
bedeutendes Werk iſt, welches meines Erachtens von jedem 
Patrioten Oſterreichs begrüßt werden ſollte, von dem Stand— 
punkte eben, daſs wir die große Steuermiſere, die wir gegen- 
wärtig haben, doch einigermaßen dadurch verbeſſert bekommen. Ich 
mache darauf aufmerkſam, daſs bereits ſechs Steuerreformen 


geſcheitert ſind: in den Jahren 1863, 1868, 1874, 1879 und 


1031 


ä 


K 


1882, niemals iſt eine Steuerreform zuſtande gekommen. Nun iſt 
eine Steuerreformvorlage da, welche alle möglichen Bedenken, 
die bereits aufgetaucht ſind, ſoviel als möglich zu beſeitigen 
beſtrebt, und jetzt ſoll man wieder aus bloßer Principienreiterei ſich 
auch gegen dieſe Reform erklären! 

Ich mufs ſagen, ich begrüße dieſe Vorlage im allgemeinen 
(Rufe links: Hört! Hört !), wenngleich ich mit manchen Beſtim⸗ 
mungen nicht einverſtanden bin und auf dem Standpunkte ſtehe, 
dass ſpeciell die Steuerträger Wiens in mancher Richtung eine 
Begünſtigung erfahren follten, die es noch möglich iſt in die Vor⸗ 
lage einzubeziehen. (Unruhe und Zwiſchenrufe links. — Rufe links: 
Das iſt eine reine Ironie! Sind Sie von der Regierung her⸗ 
geſchickt?) 

Vice-⸗Nürgermeiſter Dr. Richter: Darf ich bitten, Herr 
Gem.⸗Rath Stehlik, ſich einen Moment zu mäßigen. Welchen 
Eindruck ſoll eine ſolche Petition, die in dieſer Weiſe zuftande 
kommt, auf die Regierung machen? (Rufe links: Wenn ein ſolcher 
Referent dort ſteht!) Es wird das, was der Gemeinderath beſchließt, 
nicht das, was der Referent ſpricht, entſcheiden. (Gelächter links.) 

Neferent: Es iſt jedenfalls bezeichnend, in welcher Weiſe 
die Herren dem Rechte der freien Meinungsäußerung Rechnung 
tragen. (Zwiſchenruf ſeitens des Gem.⸗Rathes Steiner.) 

Vice Bürgermeifler Dr. Richter: Herr Gem. Rath 
Steiner, ich rufe Sie zur Ordnung. Benehmen Sie ſich 
anſtändig. 

Gem.-⸗Nath Steiner: Danke ſchön! 

Referent: Von Seite des Herrn Dr. Geßmann iſt be 
merkt worden, die Anſicht des Collegen Dr. Friedjung, daßs 
eine größere Heranziehung des mobilen Capitales durch dieſe 
Steuervorlage ſtattfindet, ſei nicht richtig. Ich muss da Herrn 
Dr. Geßmann entgegentreten. Er hat gemeint, man habe uns 
auf keine Garantien hinweiſen können. Ich möchte nur darauf 
aufmerkſam machen, daſs die Rentenſteuer z. B. derart formuliert 
iſt, daßs ein großer Theil des mobilen Capitales ſchon durch dieſe 
Rentenſteuer in einer Weiſe herangezogen wird, wie ſie heute nicht 
ſtattfindet. Ich mache ferner darauf aufmerkſam, dass in der Vor⸗ 
lage, insbeſondere in den §§ 244 und 271 gewiſſe Sanctionen 
enthalten find, wodurch auch die Fatierung der Perſonal-Ein— 
kommenſteuer einer gewiſſen Controle unterworfen iſt, die ſehr 
ſcharf iſt. Es werden den Steuerbehörden Handhaben geboten, die 
ſie heute nicht haben, indem bei Verlaſſenſchaften die Gerichte 
u. ſ. w. alle möglichen Behelfe den Steuerbehörden mittheilen müſſen. 

Ich vertrete nochmals den Standpunkt, den ich am Städte: 
tage vertreten habe. Ich glaube, man ſoll bei dieſen Steuer— 
vorlagen alles dasjenige, was erreichbar, was möglich iſt, man 
ſoll den Standpunkt der Gemeinde Wien mit aller Schärfe ver— 
treten. Das iſt aber immerhin möglich, ohne das Reformwerk 
vollſtändig und in toto zu verwerfen. Auf dieſem Standpunkte 
ſtehe ich, das iſt meine Meinung, und ich kann nicht anders. 
(Beifall rechts.) 

Vice Bürgermeifler Dr. Richter: Herr Gem. - Rath 
Hawranek zur Geſchäftsordnung. 

Gem.-Nath Hawranek (zur Geſchäftsordnung): Ich be⸗ 
antrage namentliche Abſtimmung. 

Bice-Hürgermeifter Dr. Nichter: Zur Berichtigung Herr 
Gem.⸗Rath Dr. Lueger. 

Gem.-Nath Dr. Cueger: Ich berichtige zuerſt gegenüber 
dem Herrn Dr. Friedjung thatſächlich, daßs es nicht richtig 
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iſt, daſs ihm zuerſt die Idee einer ſelbſtändigen Perſonal-Ein⸗ 
kommenſteuer für die Gemeinde eingefallen iſt. Dieſe Idee haben 
vor ihm ſchon andere gehabt. (Gem.-Rath Dr. Fried jung: 
Das habe ich nicht geſagt!) 

Ich berichtige weiter thatſächlich, dafs ich gar nicht darüber 
geſprochen habe, ob wir berechtigt ſind, eine ſelbſtändige Perſonal— 
Einkommenſteuer einzuführen oder nicht. Weiters aber glaube ich 
meiner vollen Entrüſtung darüber Ausdruck geben zu müſſen, dafs 
ein Referent in ſeiner Schlufsrede eigentlich das Gegentheil deſſen 


jagt und begründet, was er beantragt hat (Lebhafte Zuftimmung 


links), und dafs auf dieſe Weiſe der Eindruck der Petition voll— 
ſtändig verwiſcht wird. (Sehr richtig! links.) Meine Herren, das 
nennt man doppeltes Spiel gegenüber der Bevölkerung, entweder 
ſo oder ſo, und ein ſolches Gebaren, eine ſolche Haltung eines 
Referenten muss entſchieden gebrandmarkt werden. (Lebhafte Zu— 
ſtimmung links. — Widerſpruch rechts.) 

Vice Bürgermeifler Dr. Nichter: 
Dr. Stern zur Berichtigung. 

Gem.-Nath Dr. Stern: 
zur folgenden Erklärung: 

Nach der Aufklärung des Herrn Referenten zu Punkt IV der 
Petition, zu welchem ich beantragte, daſs auch der Stadt Wien 
ein Antheil an der Überweiſung von Steuern an die Länder zu⸗ 
gewieſen werde, ziehe ich dieſen meinen Antrag zurück, weil es 
allerdings richtig iſt, das der Antrag, wie er von dem Stadt— 
rathe vorgelegt wird, als ein weitergehender erſcheint. 

Vice-Nürgermeiſter Dr. Richter: Herr Referent zu einer 
perſönlichen Bemerkung. 

Referent: Ich muſßs den Vorwurf, den mir College Dr. 
Lueger gemacht hat, auf das allerentſchiedenſte zurückweiſen. 
(Lebhafter Beifall rechts, Widerſpruch links.) Ich bitte, ich ver— 
trete hier die Anträge des Stadtrathes und ſtehe in meiner Schlufg- 
rede vor allem auf demſelben Standpunkte, den ich in meiner 
Eingangsrede eingenommen habe, in welcher ich darauf hingewieſen 
habe, welche Nachtheile einerſeits der Gemeinde, andererſeits be— 
ſonders den Wiener Steuerträgern in manchen Punkten durch dieſe 
Steuervorlagen zukommen, und vertrete daher den Standpunkt, 
daſs von der Gemeindevertretung in dieſer Richtung Petitionen 
an das Abgeordneten- und Herrenhaus gerichtet werden mögen. 
Daraus folgt aber noch nicht, dafs ich in jenen Poſaunenſchall 
einſtimme, den Herr Dr. Lueger und Herr Dr. Geßmann 
gegen dieſes Reformwerk im ganzen angeſtimmt haben. Ich begrüße 
ein Reformwerk, welches überhaupt die gegenwärtige Steuermiſdre 
zu beſeitigen geeignet iſt, wenngleich ich in einzelnen Punkten an 
dieſem Reformwerke Mängel erkenne und auf Abhilfe dieſer Mängel 
dringe. 

Pice-Bürgermeifler Dr. Richter: Zur Berichtigung Herr 
Gem.⸗Rath Dr. Friedjung! 

Gem.-⸗Nath Dr. Friedjung: Ich werde ganz kurz ſein, 
Herr Gem.⸗Rath Dr. Lueger hat behauptet, ich hätte mir an— 
gemaßt, daſs ich der erſte ſei, der eine ſelbſtändige ſtädtiſche 
Perſonal⸗Einkommenſteuer vorgeſchlagen habe. Das habe ich nicht 
gethan, ich habe nur darauf hingewieſen, dass Artikel XIII dieſe 
ſelbſtändige Perſonal-Einkommenſteuer nicht ausſchließt. Sollte in 
dem, was Herr Dr. Lueger geſagt hat, eine wenigſtens theil— 
weile Zu ſtimmung zu meiner Auffaſſung enthalten fein, fo würde 
ich das als eine Correctur der Anſicht ſeines Parteigenoſſen Herrn 
Dr. Geßmann gerne begrüßen. 


Herr Gem.-Rath 


Nicht zur Berichtigung, ſondern 
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Vice⸗Bürgermeiſter Dr. Richter: Herr 
Gregorig zur Berichtigung! 

Gem.-Rath Gregorig: Die Behauptung, dass die großen 
Steuerträger durch die neue Steuerreform zu einer höheren Leiſtung 
herangezogen werden (Referent: Das hat der Herr Dr. Geß— 
mann ſelbſt geſagt!), das hat der Referent geſagt, iſt nicht richtig. 
Durch die Art der Contingentierung, wie ſie im Geſetze geplant 
iſt, wird gerade für die größeren Steuerträger ein Patent gegen 
eine entſprechende Beſteuerung geſchaffen. Durch die unglückliche, 
heute feſtgeſetzte Höchſtbeſteuerung von 1575 fl. iſt niemand in der 
Lage, den Großinduſtriellen ordentlich zu beſteuern. (Referent: 


Gem.⸗Rath 


Einkommenſteuer!) Eine Einkommenſteuer braucht er gar nicht zu 


entrichten. Wenn ein Großinduſtrieller hergeht und heute tauſende 
von Gewerbetreibenden ruiniert und trotzdem kein Einkommen dabei 
hat, ſo können Sie ihn nicht höher beſteuern als mit 1500 fl.; 
er kommt nur in die höchſte Kategorie. Glauben Sie, die Herren 
werden ſich gegenſeitig ſelbſt beſteuern? Nein, ſondern die Höchſt⸗ 
beſteuerten, die Großinduſtriellen haben ein Intereſſe an der 
jetzigen Beſteuerung. 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Nichter: Zur Berichtigung Herr 
Gem.⸗Rath Noske! 

Gem.⸗Rath Noske (zur thatſächlichen Berichtigung): Gegen⸗ 
über den Behauptungen des Herrn Dr. Lueger rückſichtlich meiner 
Haltung in der Localbahnfrage habe ich zu bemerken, dafs Herr 


Dr. Lueger in der Debatte über die Localbahnfrage im Ab: 


geordnetenhauſe ſehr viel, wie gewöhnlich im Abgeordnetenhauſe, 
herumgeſchrien hat, daſs es aber meiner Thätigkeit und meinen 
Beziehungen zur Partei zu danken iſt, dafs einigen der Wünſche, 
welche die Gemeinde Wien ausgeſprochen hat, zum Durchbruche 
verholfen wurde. Ich habe mir ſogar die Überwindung auferlegt, 
für einige der Anträge, die Herr Dr. Lueger geſtellt hat, wenn 


ſie ſich mit denen der Gemeinde Wien gedeckt haben, zu ſtimmen. 


Im übrigen iſt mir das, was Herr Dr. Lueger von mir denkt 
und ſpricht, wie gewöhnlich, vollkommen gleichgiltig. (Gelächter 
und Lärm links. — Gem.⸗Rath Steiner: Conſtantin der 
Große!) 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Richter: Zur Berichtigung Herr 
Gem.⸗Rath Dr. Lueger! 

Gem.-Nath Dr. Tueger (zur thatſächlichen Berichtigung): 
Es iſt mir zwar auch ziemlich gleichgiltig, was Herr Noske 
redet (Gem.-Rath Stehlik: Schnuppel), man mußs ihm aber 
immer gleich, wenn er eine kleine Unwahrheit ſagt, etwas auf die 
Finger klopfen. 

Ich conſtatiere thatſächlich, daſs ich im Abgeordnetenhauſe 
nur jene Anträge geſtellt habe, die in der Petition des Wiener 
Gemeinderathes enthalten waren, und dafs die Vereinigte Linke 
und Herr Noske gegen meine Anträge geſtimmt haben. Das iſt 
die volle Wahrheit, und wenn Herr Noske das beſtreiten will, 
ſo werde ich ihm erſtens das Protokoll vorweiſen, und zweitens 
bin ich in der Lage, ihm ſo viel Zeugen namhaft zu machen, als 
überhaupt damals im Abgeordnetenhauſe anweſend waren. 

Vice-Würgermeiſter Dr. Richter: Aber, meine Herren, 


wir müſſen doch zur Abſtimmung kommen! (Rufe links: Wir 
haben Zeit! — Gem.-Rath Steiner: Er ſoll in die ifraelitifche 
Union gehen!) Herr Gem.-Rath Noske zu einer perſönlichen 
Bemerkung! 

Gem.-Nath Noske (zu einer perſönlichen Bemerkung): Ich 
bin gewiſs eine ruhige Natur (Gelächter links), und ich mußs 
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jagen, dass ich mich zurückhalte, um gegenüber dieſer ganz unglaub- 
lichen Art und Weiſe des Auftretens des Herrn Dr. Lueg er 
meine Ruhe zu bewahren. (Unterbrechung links. — Gem.⸗Rath 
Dr. Mittler: Ruhe! — Lebhafter Widerſpruch links. — Gem. 
Rath Dr. Mittler: So gebt doch Ruhe! — Gem.-Rath 
Gregorig: Die Juden drüben ſollen nicht fo ſchreien!) 

Vice Nürgermeiſter Dr. Richter: Herr Gem.⸗ Rath 
Gregorig, das geht Sie nichts an, Sie haben keine Difeiplinar- 
gewalt, Sie haben ſich ruhig zu verhalten. (Lebhafter Widerſpruch 
links. — Rufe rechts: Keckheit! — Rufe links: Der Lang hat 
geſagt: Kecker Kerl! Der Jud' ſchreit kecker Kerl! — Gem.⸗Rath 
Gregorig: Von einem Juden laſſe ich mich nicht beſchimpfen! 
— Gem. Rath Stehlik: Das find Charaktere! — Heiterkeit 
rechts.) Ich bitte um Ruhe, ſonſt kommen wir nicht zur Ab— 
ſtimmung. (Gem.⸗Rath Strobach: Sollen die nicht anfangen !\ 
Herr Gem.⸗Rath Strobach, miſchen Sie ſich nicht hinein, das 
geht Sie nichts an! (Zu Gem.⸗Rath Noske gewendet:) Ich 
bitte, fortzufahren. 

Gem.-Rath Hoske (fortfahrend): Ich ſage, man hat Mühe, 
ſeine Ruhe zu bewahren ſolchen Behauptungen gegenüber, die 
darauf hinausgehen, dafs, weil die Vereinigte Linke gegen gewiſſe 
Anträge des Herrn Abgeordneten Dr. Lueg er geſtimmt hat, ich auch 
dagegen geſtimmt habe. Ich habe zunächſt dem Herrn Dr. Lueger 
gegenüber meine Abſtimmungen überhaupt nicht zu rechtfertigen; 
aber weil ſchon die Rede davon iſt, fo weiſe ich darauf hin, dafs 
meine unmittelbaren Nachbarn im Abgeordnetenhauſe ſich gewundert 
haben, dafs ich nicht mit der Partei geſtimmt habe, was ich damit 
begründet habe, dass ich als Gemeinderath der Stadt Wien für 
die Anträge, die die Gemeinde Wien geſtellt hat, inſofern ſie ſich 
mit den Dr. Lueger'ſchen gedeckt haben, ſtimme. Natürlich gegen 
eine ſolche Kampfesweiſe iſt man ohnmächtig. Ich kann heute aus 
dem Protokolle ſo wenig meine Abſtimmung beweiſen, wie der 
Herr Dr. Lueger das Gegentheil. (Gem.-Rath Dr. Geß mann: 
Aber aus der Rede!) Es kommt nur darauf an, daſs er mit jener 
(Ruf rechts: Kühnheit!) — ich will den Ausdruck nicht gebrauchen, 
aber er fängt mit „Fr“ an — vorgeht, gegen die ein anſtändiger 
Menſch nicht auftreten kann. 

Vice-Nürgermeiſter Dr. Richter: Hält der Herr Gem.- 
Rath Hawranek ſeinen Antrag auf namentliche Abſtimmung 
aufrecht? (Gem.⸗Rath Hawranek: Nein!) 

Herr Gem.⸗Rath Dr. Stern hat Zuſatz⸗Anträge geſtellt, 
und zwar, dass auf Seite 2 im dritten Abſatze nach dem Worte 
„Hauszinsſteuer“ einzuſchalten ſei: „und die Minderſtellung der⸗ 
ſelben gegenüber der Grundſteuer“, ferner daſs im fünften Abſatze 
nach den Worten: „die ſtädtiſche Bevölkerung“ einzuſchalten ſei: 
„insbeſondere die der Stadt Wien“ und unter Zahl 3 nach den 
Worten: „ſondern nach dem Verhältniſſe“ einzuſchalten: „des in 
dem betreffenden Lande und Jahre erzielten Erträgniſſes der 
Perſonal⸗Einkommenſteuer ($ 271 der urſprünglichen Regierungs- 
vorlage) eventuell nach dem Verhältniſſe der von den einzelnen 
Ländern“ u. ſ. w. Wenn die Verſammlung zuſtimmt, bringe ich 
die Anträge des Herrn Referenten mit Einſchluſs der Zuſatz— 
Anträge des Herrn Dr. Stern unter einem zur Abſtimmung. 
(Zuſtimmung.) 

Ich bitte jene Herren, welche die Anträge des Referenten 
mit den Zuſatz⸗Anträgen Stern annehmen, die Hand zu erheben. 
(Geſchieht.) Ich bitte um die Gegenprobe. (Nach einer Pauſe:) 
Einſtimmig angenommen. 
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Endlich iſt noch vom Gem.⸗Rathe Stern der Antrag geſtellt 
worden, es ſei auf die Bedeutung Wiens für den ganzen Staat, 
auf die beſonders ſchweren Laſten dieſer Stadt und ihrer Steuer: 
träger, den übertragenen Wirkungskreis, die Verzehrungsſteuer, die 
84 Percent der Landesumlage ꝛc. ꝛc. hinzuweiſen. 

Ich bitte die Herren, die dieſen Antrag annehmen, die Hand 
zu erheben. (Geſchieht.) Angenommen. 

Gem.⸗Rath Dr. Lueger hat den Antrag geſtellt, es ſei eine 
Volksverſammlung in Wien einzuberufen, um gegen die Steuer— 
geſetzvorlagen Stellung zu nehmen und die Regierung zur Anderung 
der die Stadt Wien bedrohenden Beſtimmungen zu veranlaſſen. 


Eine Abſtimmung über dieſen Antrag kann nicht erfolgen, 
und zwar begründe ich dies unter Hinweis auf die 88 37, 38 
und 43 des Gemeindeſtatutes. Die Gemeinde hat im natürlichen 
Wirkungskreiſe verſchiedene Obliegenheiten. Zu dieſen Obliegen— 
heiten gehört die Einberufung einer Volksverſammlung nicht. Wir 
würden daher unſeren Wirkungskreis durch Annahme dieſes 
Antrages überſchreiten; daher bedauere ich, denſelben nicht zur 
Abſtimmung bringen zu können. 


Beſchluſs: Es iſt eine Petition an beide Häuſer des Reichs— 
rathes zu richten, in welcher unter Hinweis auf die 
bereits von dem am 21. und 22. Februar 1895 zu 
Wien abgehaltenen Städtetage eingebrachte Petition, 
betreffend die in Berathung der hohen Häuſer ſtehenden 
Steuervorlagen, neuerdings mit Nachdruck hervorgehoben 
wird, welch empfindliche Nachtheile die Gemeinde 
Wien einerſeits durch die infolge der Nachläſſe an 
der Grund-, Gebäude- und Erwerbſteuer, infolge des 
Entfalles der Beſoldungsſteuer bei Bezügen unter 
3200 fl. und infolge der Anderungen in der Be— 
ſteuerung der Eiſenbahnen und in der Beſteuerung der 
Handelsunternehmungen, Creditinſtitute und Ver— 
ſicherungs⸗Anſtalten eintretende Herabminderung der 
Umlagebaſis für die Communalzuſchläge, andererſeits 
durch die in Ausſicht genommene Behinderung der 
Gemeinden, auf die ſtaatliche Perſonal-Einkommen— 
ſteuer Zuſchläge zu legen, zu gewärtigen hat und 
worin neuerlich gebeten wird, entweder das Recht, 
Zuſchläge auf die Perſonal-Einkommenſteuer zu legen, 
mindeſtens bei Einkommen von 3200 fl. aufwärts den 
Gemeinden zu belaſſen oder der Gemeinde Wien für 
den ihr erwachſenden Entgang an Umlagen eine Ent— 
ſchädigung zu gewähren, wobei auf die in den 
Petitionen des Städtetages beantragte Überweifung 
eines Theiles des Mehrerträgniffes der directen 
Steuern und die Überlaſſung des Ertrages der Ver— 
zehrungsſteuer hinzuweiſen iſt. 

In letzterem Falle hätte das Geſetz wegen Über— 
laſſung der Verzehrungsſteuer gleichzeitig mit dem 
Geſetze, betreffend die Reform der directen Perſonal— 
ſteuer, ins Leben zu treten. 

Auch wäre die Beibehaltung der jetzigen Normen 
rückſichtlich der Beſteuerung der Eiſenbahnen, dann der 
Fabriken, Handelsunternehmungen, Creditinſtitute 
und Verſicherungsanſtalten, welche mehrere Betriebs: 
ſtätten in verſchiedenen Gemeinden haben, zu ver— 
langen. 
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In der Petition ift weiters in Bezug auf die 
Rückwirkung der neuen Steuergeſetze auf die Steuer⸗ 
träger Wiens hervorzuheben, daS dieſelben 

durch die Stabiliſierung der dermaligen Mehr— 
belaſtung der Wiener Gewerbetreibenden infolge der 
Art der Durchführung des Principes der Contin— 
gentierung bei der allgemeinen Erwerbſteuer, 

durch die Gleichſtellung der 20percentigen Haus⸗ 
zins⸗ und der Hausclaſſenſteuer mit der 26 / percentigen 
Hauszinsſteuer und die Minderſtellung derſelben gegen- 
über der Grundſteuer bei den Nachläſſen, 

durch die Methode der Auftheilung des in Ausſicht 
genommenen Präcipuums für die Länder nach dem 
Verhältniſſe der Realſteuern, 


durch die kaum zu beſtreitende Thatſache, dad 
locale der letzteren in folgender Weiſe beſtimmt: 


die Perſonal⸗Einkommenſteuer zum weitaus größeren 
Theile die ſtädtiſche Bevölkerung, insbeſondere in der 
Stadt Wien treffen wird, belaſtet werden, und es iſt 
deshalb zu bitten, daſs mindeſtens folgende Petition 
bei der Berathung der Steuervorlagen noch berückiichtigt 
werden: 

1. daſs bei der 26¼ percentigen Hauszinsſteuer 
ein höherer percentueller Nachlaſs als bei der 20per— 
centigen Hauszinsſteuer und der Hausclaſſenſteuer ein— 
zutreten habe; 

2. daſs bei der 26¼ percentigen Hauszinsſteuer 
der ſteuerfreie Abzug für die Erhaltungs- und Amorti— 
ſationskoſten auf 30 Percent erhöht werde; 

3. daſs das für die Überweiſung an die Länder 
in Ausſicht genommene Präcipuum von anfänglich drei 
Millionen nicht nach dem Verhältniſſe der ſtaatlichen 
Realſteuern, ſondern nach dem Verhältniſſe des in dem 
betreffenden Lande und Jahre erzielten Erträgniſſes 
der Perſonal⸗Einkommenſteuer (§ 271 der urſprünglichen 
Regierungsvorlage), eventuell nach dem Verhältniſſe 
der von den einzelnen Ländern gezahlten geſammten 
directen Steuern auf die einzelnen Länder aufgetheilt 
werde. 

In der Petition iſt an geeigneter Stelle auch auf 
die Bedeutung Wiens für den ganzen Staat, auf die 
beſonders ſchweren Laſten dieſer Stadt und ihrer 
Steuerträger rückſichtlich des übertragenen Wirkungs⸗ 
kreiſes, rückſichtlich der Verzehrungsſteuer, rückſichtlich 
der SApercentigen Participation an der Landesumlage ꝛc. 


hinzuweiſen. 
Vice-Bürgermeiſter Dr. Richter: Die Sitzung iſt ge— 
ſchloſſen. 
(Schluss der Sitzung 8 Uhr 30 Minuten abends.) 
**. + 
# 


(Richtigſtellung.) In der Stadtraths⸗Sitzung vom 9. April 1895 
wurde das Referat, betreffend die Errichtung eines Schöpfwerkes zu Straßen— 
beſpritzungszwecken an der Preſsburger Reichsſtraße im XI. Bezirke, vom 
St.⸗R. Schneiderhan erſtattet. Es hat daher im Amtsblatte Nr. 32 auf 
Seite 996, 1. Spalte, Zeile 28 von oben, anſtatt „Derſelbe“ zu heißen: „StR. 


Schneiderhan“. 
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Allgemeine Nachrichten. 
Reichsrathswahl. 


(Ergänzungswahl eines Reichsraths⸗Abgeordneten für den 
III. Bezirk.) Statthalter Graf Kielmansegg hat. unterm 
17. April 1895 Nachſtehendes kundgemacht: 

Mit Beziehung auf die Kundmachung vom 27. März 1895, 
mit welcher die Ergänzungswahl eines Reichsraths-Abgeordneten 
für den III. Bezirk der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt Wien 
für den 7. Mai 1895 anberaumt wurde, wird Nachſtehendes zur 
allgemeinen Kenntnis gebracht: 

Die Wahlberechtigten wurden nach den Anfangsbuchſtaben 
ihrer Namen in Sectionen eingetheilt und Umfang und Wahl— 


Anzahl „ 
Section der nn Wahllocale 
Wähler Anfangs⸗ 
buchſtaben 
| Gemeindehaus, III., Gemeinde⸗ 
I 1232 A—E platz 3, großer Sitzungsſaal im 
2. Stocke 
Gemeindehaus, III., Gemeinde⸗ 
II 1461 F—H platz 3, kleiner Sitzungsſaal im 
1. Stocke 
| Gemeindehaus, III., Gemeinde— 
III | 1074 I—K platz 3, Armeninſtitutslocale im 
| Parterre 
Mädchen-Bürgerſchule, 
IV 1107 L-0 III., Rochusgaſſe 16, 1. Claſſe A, 
1. Stock, Thür 39 
Au. = 8 I 2 ee 
| | Mädchen-Bürgerſchule, 
V 965 P= R III., Rochusgaſſe 16, Zeichenſaal, 
2. Stock, Thür 50 
Knaben-Bürgerſchule, III., Sechs— 
"1 1170 > krügelgaſſe 11, Turnſaal | 
Knaben-Bürgerſchule, III., Sechs— | 
VII 974 T—2 krügelgaſſe 11, 1. Claſſe A, 1. Stock, 
| Thür 39 


Die Stimmenabgabe dauert von 8 Uhr morgens bis 4 Uhr 
nachmittags. 

Jeder zur Abſtimmung aufgerufene Wähler hat unter Vor⸗ 
weiſung ſeiner Legitimationskarte ſeinen Stimmzettel, auf welchem 
der Name eines Gewählten zu verzeichnen iſt, der Wahlcommiſſion 
zu übergeben. Hiebei darf ſich jedoch nur ſolcher Stimmzettel 
bedient werden, welche mit dem Amtsſiegel des Magiſtrates der 
Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt Wien verſehen ſind, da jeder 
andere nicht behördlich ausgegebene Stimmzettel als ungiltig. 
behandelt werden würde. | 

Anftatt verloren gegangener oder unbrauchbar gewordener 
Stimmzettel werden den Wahlberechtigten auf Verlangen vom 
Magiſtrate oder am Tage der Wahl vom Wahlcommiſſär andere 
Stimmzettel ausgefolgt. (§S 31 R.⸗W.⸗O.) 

Die Wähler werden in der Reihenfolge, wie ihre Namen in 
der Wählerliſte eingetragen ſind, zur Stimmgebung aufgerufen. 
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Wahlberechtigte, welche nach geſchehenem Aufrufe ihres | 
Namens in die Wahlverſammlung kommen, haben erſt, wenn die 


ganze Wählerliſte durchgeſehen iſt, ihren Stimmzettel abzugeben. 
(8 42 R.⸗W.⸗O.) 

Jeder Wähler kann ſein Wahlrecht nur perſönlich ausüben. 
($ 12 R.⸗W.⸗O.) 

Sofort nach Schluſs der Stimmgebung beginnt das Scru— 
tinium, und zwar nimmt die für jede einzelne Section beſtellte 


der Wahlcommiſſionen aller Sectionen zuſammengeſtellt und ſofort 
kundgemacht. 

Kommt bei dem Abſtimmungsacte am 7. Mai 1895 eine 
abſolute Stimmenmehrheit nicht zuſtande, fo wird gemäß § 52 
der Reichsraths⸗Wahlordnung die engere Wahl von dem Wahl⸗ 
commiffär der erſten Section eingeleitet und nach Durchführung 
derſelben zur Ermittlung ihres Geſammtergebniſſes wie bei der 
erſten Wahl vorgegangen. 


Vezirksausſchuſswahlen. 


Ergebnis der am 22. April 1895 vom erſten Wahlkörper des 
V. Gemeindebezirkes vorgenommenen Wahlen für den Bezirks⸗ 
ausſchuſs mit der Functionsdauer bis 1897. 


— 
28.8 2852 32 8 
Ra 7 2 2 5 2 
25 Mit abſoluter 5 3 8 8 
25 g 77 — 5 — 
285 wurden gewählt GER | 


Hedier Karl, Bürger, Holzhändler und Haus⸗ 


beſitzer, V., Reinprechtsdorferſtraße 31... 90 
Blaſchke Jakob jun., Maſchinenfabrikant, V., 

Rampersdorfergaſſe t vt : 87 

4 164 

Kalous Joſef, Hausbeſitzer, V., Kettenbrücken⸗ 

gaſſe tiT iͤ˖-˖ss 86 
Defer Franz, Clavierfabrikant und Hausbeſitzer, 

V., Obere Bräuhausgaſſe k.. 85 


Commiſſton für Berkehrsanlagen. 
20. April 1895. 


In der abgelaufenen Woche wurden bei der Ausführung der 
Wiener Verkehrsanlagen 2130 Arbeiter verwendet; hievon waren 489 
beim Bau des Schleuſencanales nächſt Nufsdorf, 915 beim Bau der 
Gürtel⸗, Vororte⸗ und Wienthallinie der Stadtbahn, 63 bei der 
Wienfluſs⸗Regulierung, 236 beim Haupt⸗Sammelcanale rechts des 
Donaucanales, 427 bei den Sammelcanälen am linken und rechten 
Wienfluſsufer beſchäftigt; außerdem ſtanden in Verwendung beim 
Schleuſenbau 7 Dampfmaſchinen und 1 Fuhrwerk, beim Haupt⸗ 
Sammelcanale rechts des Donaucanales 16 Fuhrwerke, bei den 
Sammelcanälen am linken und rechten Wienfluſsufer 37 Fuhrwerke, 
bei den Bahnbauten 60 Fuhrwerke und 4 Dampfmaſchinen. 


Nindfleiſch 
Wahlcommiſſion die Stimmenzählung für ihre Section ſelbſtändig 
vor. Sobald die Stimmenzählung in ſämmtlichen Sectionen 
beendet iſt, wird das in den einzelnen Sectionen erzielte Wahl⸗ 
reſultat in dem Wahlorte der erſten Section unter Intervention 
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Approvifionierung. 


Der tägliche Fleiſchmarkt. 


der Großmarkthalle eingelangte Fleiſch⸗ 
waren vom 14. April bis 20. April 1895. 


1. Fleiſchſendungen: 


Für den täglichen Fleiſchmarkt. 

. . 238.168 kg (Davon aus Niederöſterreich — 174.394; 
aus Ober⸗Oſterreich — 1192; aus Steier⸗ 
mark — —; aus Tirol — —; aus Mähren 
— 3624; aus Galizien — 49.562; aus 
Ungarn — 8796; aus der Bukowina — 
600; aus Krain — —; aus Croatien —; 
aus Böhmen — — kg) 

(Davon aus Nieder-Ofterreich — 1498; aus 
Ober⸗Oſterreich — —; aus Mähren — 347; 
aus Galizien — 22.505; aus Ungarn — 335; 
aus der Bukowina — — kg) 
(Davon aus Nieder⸗Oſterreich — 100; aus 
Ober⸗Oſterreich — —; aus Mähren — —; 
aus Galizien — 79; aus Ungarn — 878; 
aus Croatien — — kg) 
41.468 „ (Davon aus Nieder⸗Oſterreich — 31.418; 
aus Ober⸗Oſterreich — —; aus Böhmen — 
329; aus Steiermark — —; aus Mähren 
— 650; aus Galizien — 3.180; aus 
Ungarn — 5.891; aus Croatien —; aus 
der Bukowina — — kg) 
1138 Stück (Davon aus Nieder-⸗Oſterreich — 247; aus 
Ober⸗Oſterreich — 38; aus Salzburg — 
—; aus Mähren 18; aus Galizien — 
805; aus Ungarn — 30; aus der Buko⸗ 
wina — ; aus Croatien — — St.) 
(Davon aus Nieder⸗Oſterreich — 98; aus 
Ober⸗Oſterreich — —; aus Kürnten — —; 
aus Mähren —; aus Galizien — —; aus 
der Bukowina — —; aus Ungarn — —; 
aus Croatien — — St.) 
(Davon aus Nieder⸗Oſterreich — 56; aus 
Mähren — 15; aus Galizien — 78; 
aus Böhmen — —; aus Ungarn — 17 St.) 
(Davon aus Nieder⸗Oſterreich — 92; aus 
Mähren — 1; aus Galizien — 9; aus 
Ungarn — 67 St.) 


Die Zufuhren für den Approviſionierungs verein 
ſind bereits in den obigen Summen enthalten. 


.. 24.685 „ 


Schaffleiſch „ 


Schweinfleiſch. 


Kälber 


Schafe 


Schweine.. 


2. Preisbewegung: 


a Siedfleiſch von 30 bis 70 kr. per Kg. 
Rindfleisch Roſtbraten u. Rieden „ 50 „ ͤ 95 „ „ „ 
Kalbfleiſcgg eee . e e e e e 
Schaffleiſch rr i SOR ze Se 
Schweinflih.. eee I A ea ey 
Kälbeeer nr „ 580, 00 
Che, een ae u 2: 5.40: 36, 
Schweinnne . „ 48 „ 60 „ „„ 
Lämmee n. „ 2½ „ F6,fl. per Stück. 


Die Zufuhr an Fleiſchwaren war im Vergleich zu jener der 
Vorwoche bedeutend geringer, und war der Verkehr die ganze 
Woche hindurch, mit Ausnahme des letzten Tages, äußerſt matt. 
Es wurden für Schweine- und Kalbfleiſch um 4 kr. und für 
Kälber und Schafe 6 kr. per Kilogramm gegen die verfloſſene 
Woche beſſere Preiſe erzielt, während alle übrigen Fleiſchwaren 
unverändert blieben. 
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Pferdemarkt vom 19. April 1895. 


Zum Verkaufe wurden gebracht: 382 Pferde (5 Eſeh. 


Preis: für Gebrauchs pferde 80 530 fl. per Stück. 
„ Schlacht pferde. 30 — 80 „ „ . 
Der Markt war ſehr lebhaft. 
* * 


Schlachtviehmarkt vom 22. April 1895. 
1. Auftrieb. 
Maſtvieh 3157, Weidevieh —, Beinlvieh 881. 


Summa . 4038. 
Davon — nach Racen: 


Ungariſche Thiere. . . 1652 
Galiziſche „ 698 
Deutſche 5 1644 
Büffel 44 
Davon — nach Gattungen: 
Ochſenn 3001 
Stiere 341 
Kühe 696 


2. Preisbewegung. 
a) Preis per 100 kg Lebendgewicht mit Percentabzug: 


Ungar. Schlachtthiere von 52 bis 61 fl. den bein Pane beengte 
| (ertrem „ 62 „ 66 „) / Rae (uf dem 4 
Galiz. Schlachtthiere „ 52 „ 59 „ men ere e 
(extrem on 60 ” 66 „) 9 1 Schlachtung; 
Deutſche Schlachtthiere,, 53 „ 63 „| » 990 e e b 
"IR (extrem. „ 64 „ 67 2 e) fir ie wertloßen Stoffe, 
Weidevieh „ — „ - „ en ee were Daru- 
b) Preis per 100 kg Lebendgewicht ohne Percentabzug: 
Ochſen von 21 bis 33 fl. 
Stiere „ 24 „ 35 „ 
Kühe „ e e 
Büffel „ 23 „ 30½ „ 
Beinlvieh. . . . „ 18 „ 22 1 


c) Preis per Stück: 
Beinlvieh . . . von 40 bis 80 fl. 


Nach dem Modus auf Schlachtgewicht wurde nichts gehandelt. 
Un verkauft blieben: 
Ochſen (Maſt⸗). . . . 19 Stück 
Beinlvieh 51 „ 

Gegen den letzten Montagsmarkt wurden um 128 Stück 
Schlachtthiere weniger aufgetrieben. Die Kaufluſt war ziemlich 
lebhaft; trotzdem erfuhren die vorwöchentlichen Preiſe mit Rückſicht 
auf die gegen die Vorwoche bedeutend beſſeren Qualitäten keine 
weſentliche Anderung. Nur einzelne Partien Prima wurden um 
½ bis 1 fl. theuerer gehandelt. 


** * 
* 


Preisbewegung an der Börſe für landwirtſchaftliche 
Producte in Wien vom 20, April 1895. 


a) Getreide. 
Weizen (Qualitätsgewicht per 1 bl 78 82 kg) 


von 6 fl. 45 kr. bis 7 fl. 95 kr. 


Roggen Mm 1 7 72— 8 77 „  B 2 nn „ 70 77 

05 / EEE ir : 0 > in. 3 
„„ ͤ¾ ùk UU r 7 71 " 

EEE , Ge ae 0 
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b) Mahlproducte. 


121 von 12 u. — kr. bis 13 fl. 80 kr. 
; neue Tyvgcree „ 75, 30 „ „ẽ 12 „ 60, 
Weizenmehl alte 5 een „ 1880 
Roggenmehl „ „% „„ „ „ ee M 7 „ — „ „ 1 M 50 n 
Weizenkleie ee m 4 7 50 nn 4 77 90 Mm 
Roggenfleie ....... 4, 60 „ „ 4,80, 
* * 
4 
Bierpreiſe im Monate März 1895. 
En gros. 

Abzug, Wiener JJ. 10 bis 11½ fl. 8.50 bis fl. 9.50 
„ böhmiſches, oberöſterr. II. 9 „ 100 „ 8.40 „ „ 8.75 
Lager, Wiener 12 „ 130 „ 13.— „ „ 14.— 
Märzen, Wiener (Export) 13 „ 14½ „ 14.— „ „ 15.— 
Böhmiſches nach Pilsner Art 11 „ 1% „ 15.— „ „16.50 
Pilsner 11 „ 120 „ 17.— „ „ 17.50 
Bayriſches (importiert) e „„ — „ — 55. „„ „. 


(Dieſe Preiſe verſtehen ſich franco Zuſtellung, inch, Verzehrungsſteuer, netto 
Caſſa, ohne jeden Sconto.) 


En detail. 


Mn 12 bis 14 kr. per Liter über die Gaſſe, 
•˙—＋94ù ũqkſdd BE Be 12 „ | „ im Locale, 
Lager und Märzen 20 „ 30 „ „ „ über die Gaſſe, 
„ „ F „„ „„ 26 „ 32 „ „ „ im Locale, 
Böhmiſches (Pilsner) eo „ „„ „„ 6 „ — „ 7) ” 
Bayriſches (importiert) EEE, a 
Flaſchenbier⸗Preiſe. 
Abzug in Flaſchen zu ½ Liter. per Liter 11 bis 14 kr. 
Lager ” ” "nu )) ” ” 18 ” 24 75 
Pilsner 75 ” „ 1. . „ 70 1 24 ” 30 n 
Städtiſches Lagerhaus. 
Vom 11. April bis 18. April 1895. 
Waren eingelagert . . 2.2... 29.298 Meter⸗Centner 
„ ausgelageerr 29.695 1 


Die durchſchnittliche Tagesbewegung bezifferte ſich auf 
9832 Meter⸗Centner. 


Lagerſtand vom 18. April 1895: 209.403 Meter⸗Centner, und zwar 
40.613 Meter⸗Centner Weizen, 40.686 Meter⸗Centner Roggen, 


36.506 5 Gerſte, 23.943 5 Hafer, 

2.700 5 Mais, 19.469 x Olſaaten, 
6.625 5 Mehl u. Kleie, 1.854 f Wein, 

7.216 N Zucker, — Hektoliter à 100% Spiritus. 


Der Aſſecuranzwert dieſer Waren ſtellt ſich auf 2, 183.170 fl. öſt. Währ. 


Militär- Angelegenheiten. 


(Waffenübungen der Reſervemänner und Erſatzreſerviſten im 
Jahre 1895.) Der Wiener Magiſtrat hat unterm 13. April 1895, 
3. 67280/ XVI, Nachſtehendes kundgemacht: 

Zu den Waffenübungen der Reſervemänner und Erſatzreſerviſten 
ſind im heurigen Jahre verpflichtet: 

A. Die Reſervemänner der Aſſentjahrg änge 1886, 
1888 und 1890; 

B. die Erſatzreſerviſten der Aſſentjahrgänge 1886, 
1888, 1890 und 1892; 

C. die in den Mannſchaftsſtand der Reſerve überſetzten ehe⸗ 
maligen Einjährig⸗Freiwilligen der übrigen Aſſentjahrgänge, welchen 
durch längeren Aufſchub des Präſenzdienſtes eine geringere als 
ſiebenjährige Reſervedienſtpflicht obliegt, und die noch zu mehr 
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Waffenübungen verpflichtet ſind, als nach ihren Aſſentjahrgängen 
auf ſie entfallen würden; 

D. jene Reſervemänner, welche die Waffenübung des Jahres 
1894 nachzutragen haben. 

Zeit und Ort des Beginnes der Waffenübungen bei den ver- 
ſchiedenen Waffengattungen iſt aus der nachſtehenden Überficht zu 
entnehmen: 

— LI 
Beginn der Waffenübung für 


uppen- \ 
Trupp — 1 Station 
körper Reſerve⸗ Erſatz⸗ 
2 männer reſerviſten 
22. April glau 
4 22. April Brünn | 
6. Mai 1. April Wien 
Infanterie⸗ 22. April W 
Regiment 5 Wiener⸗Neuſtadt 
6. Mai 
84 . 
22. April 
- Wöllersdorf 
6. Mai 
10 | 22. April 1. April St. Pölten 
Foldläger⸗ 22. April Brünn 
Pataiſſon 21 he 
1. April Wien 
6. Mai 
20. Mai 
2 4. Juni 22. April 
Corps» 8. Juli 
Artillerie- 22. Juli Wien 
Regiment 22. April 
6. Mai 
14 . 20. Mai 
20. Mai 
4. rer 
22 — [ 22. ApriJ 
6. Mai 0 0 
20. Mai a 
4. Juni 
Diviſtons⸗ ep 
Artillerie 6 6. Mai 22. April Mien 
Regiment I. vo Mi Mai 
22. April 22. April 
6. Mai Mai 
42 - 20. Mat 
20. Mai Mai 
4. . 
16. April 16. April 16. April 
29. April 29. April 29. April 
13. Mai Mai 13. Mai 
27. Mai Mai 27. Mai 
n 10. 10. Juni 
Nein 24. Juni 24. Juni 24. Juni 
8. Juli S. Juli 8. Juli 
22. Jul Juli 22. Juli 
5. Auguſt 5. Auguſt 
19. Auguſt 19. Auguft | 


| 
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Beginn der Waffenübung für 
Fruppen⸗ Station 
Rörper Reſerve⸗ Erſatz⸗ 
a männer reſerviſten 
5 Kloſterneuburg 
Pionnier⸗ 6 f . Krems 
Pataiſſon 13 6. Mai N Hainburg 
15 Kloſterneuburg 
Eiſenbahn⸗ u 6. Mai 6. Mai 
Tefegrapgen- 3 Korneuburg 
Regiment 20. Mai 1. Juli 
5. Auguſt 
1 19. Auguſt 1. April 
Sanitäts- 2. Sept. a 
2 1 19. Auguſt 1. April 
2. Sept. 


Waffenübungsperiode für die Fahrſoldaten der 
Infanterie, Jäger⸗ und Pionniertruppen bei der 
Train⸗Diviſion Nr. 2 in Wien: 

a) Fahrſoldaten des Infanterie-Regimentes Nr. 4 vom 18. 
bis 30. April; 

b) Fahrſoldaten des Infanterie-Regimentes Nr. 84 und Feld⸗ 
jäger⸗Bataillons Nr. 10 vom 29. Juli bis 10. Auguſt; 

c) Fahrſoldaten des Feldjäger⸗Bataillons Nr. 21 und der 
Pionniertruppen vom 19. bis 31. Auguſt. 


Jene fremdzuſtändigen Reſervemänner der 
Infanterie⸗ und Jägertruppe, deren Truppenkörper, zu 
welchem ſelbe zur Waffenübung einberufen ſind, außerhalb des 
Corpsbereiches und von Wien über 150 km entfernt iſt, haben 
dieſe Übung hierorts nur im Herbſte abzuleiſten und wird der 
diesbezügliche Termin ſeinerzeit bekanntgegeben werden. 


Dieſe Reſervemänner haben ſich daher an den Einrückungs⸗ 
tagen, um 7 Uhr früh, beim k. u. k. Ergänzungsbezirks⸗Commando 
Nr. 4 in Wien, III. Bezirk, Rennweger Artilleriekaſerne, zur Prä— 
ſentierung zu melden. 


Nur jene fremdzuſtändigen Erſatzreſerviſten der 
Infanterie- und Jägertruppe, welche für die Dauer 
von 13 Tagen zu einem Truppenkörper einberufen ſind, welcher 
außerhalb des Corpsbereiches und von Wien über 150 km entfernt 
iſt, können die Waffenübung in Wien in den nachbezeichneten 
Perioden mitmachen, und zwar vom 6. bis 18. Mai und vom 
20. Mai bis 1. Juni. 


übrigens erhalten die nach Wien evidenzzuſtändigen, ſowie 
die nicht nach Wien evidenzzuſtändigen, jedoch im Gemeindegebiete 
Wien wohnhaften, zur Waffenübung berufenen Reſervemänner 
durch das hieſige Conſcriptionsamt Einberufungskarte, in welchen 
auch Zeit und Ort der Waffenübung angegeben iſt. 

Diejenigen, welchen die Einberufungskarten bis 14 Tage vor 
dem Beginne der Waffenübung noch nicht zugeſtellt worden ſein 
ſollten, haben ſich wegen Erlangung derſelben bei dem magiſtrati⸗ 
er Bezirksamte ihres Wohnortes zu melden, woſelbſt auch alle 
auf die Einberufung und Einrückung zur Waffenübung bezug⸗ 
habenden Auskünfte und Anweiſungen ertheilt werden. 
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Bezüglich der Geſuche um Enthebung von der Waffenübung 
wird auf die im Militärpaſſe enthaltene Belehrung aufmerkſam 
gemacht und iſt in letzterer Beziehung insbeſondere Nachſtehendes 
zu beachten: 

1. Geſuche um Enthebung von der Waffenübung werden nur 
bis 14 Tage vor der betreffenden Übungsperiode 
angenommen und find mit den erforderlichen Nach weiſen 
zu belegen. Nicht gehörig inſtruierte, dann ver- 
ſpätet einlangende Geſuche, inſofern die letzteren nicht 
nachträglich eingetretene Hinderniſſe betreffen, werden zurück— 
gewieſen und es können Enthebungen von der Waffenübung 
überhaupt nur in den im § 38, Punkt 5 der Wehrvorſchriften, 
II. Theil, angeführten Fällen bewilligt werden. 


2. Bittſteller, denen bis zum Tage der Einrückung eine Er⸗ 


ledigung ihrer Enthebungsgeſuche nicht zugekommen iſt, haben die 
Erledigung nicht weiter abzuwarten, ſondern einzu— 
rücken. 

3. Wer ohne Bewilligung von der Waffenübung wegbleibt, 
wird unnachſichtlich beſtraft und hat dieſelbe in der nächſten Waffen⸗ 
übungsperiode nachzutragen. 

Schließlich wird noch auf die im Militärpaſſe enthaltene Be- 
lehrung hinſichtlich der Meldevorſchriften hingewieſen, wonach jeder 
Reſervemann und Erſatzreſerviſt, welcher zur Waffen: 
übung einberufen wird, ſich vor dem Abgehen bei dem 
Gemeindevorſteher des Aufenthaltsortes — in Wien bei den 
magiſtratiſchen Bezirksämtern — ab⸗ und nach be— 
endigter übung wieder anzumelden hat. 


Baubewegung. 


(Die in Klammern eingeſtellten Zahlen ſind die Geſchäftsnummern der 
Actenſtücke im Baudepartement des Magiſtrates für den I. bis IX. Bezirk. — 
Für den X. bis XIX. Bezirk bedeuten die eingeklammerten Zahlen die Geſchäfts⸗ 
nummern der betreffenden magiſtratiſchen Bezirksämter.) 


Geſuche um Baubewilligungen wurden überreicht: 
vom 18. April bis 22. April 1895: 
Für Neubauten: 
IV. Bezirk: Haus, e 16, von Joſef Spil ka, Baumeiſter 
(2205). 
V. Bezirk: Haus, Hundsthurmerſtraße 46, von Adolf Jäger, XVIII., 
Gürtelſtraße 51, Bauführer Th. Bauer (2203). 
XI. Bezirk: Hölzerne Schupfe, Simmering, Mitterweg 174, von Joſef 
Floh, ebenda, Bauführer Ferdinand Kaindl (6217). 
Bezirk: Haus (Seitentract), Unter-Meidling, Einl.⸗Z. 1310, Cat.⸗ 
Parc. 19/19, Bauſt. 20 Aichholzgaſſe, von Joſef und Julie 
Lang, XII., Unter⸗Meidling, Schönbrunnerſtr. 94, Bau- 
führer Karl Brunner (12738). 
Bezirk: Haus, Neulerchenfeld, Herbſtſtraße 17, von Jakob Haus⸗ 
wirth, ebenda, Bauführer Theodor Weninger (21251). 
Bezirk: Haus, Hernals, Lobenhauerng. 38, von Magdalena Richter, 
Bauführer Thomas Hofer (14708). 
Bezirk: Haus, Währing, Gymnaſiumſtraße 3, von Eduard und Anna 
Rauch, ebenda, Bauführer Joh. Ev. Hattey (12816). 


Für Zubauten: 
XI. Bezirk: Hölzerne Wagenſchupfe, Simmering, Kopalgaſſe 49, von Joſef 
und Joſefine Schmelzer, Bauführer Ferdinand Kaindl 
(6373). 
Bezirk: Zwei Stock hoher Zubau, Sechshaus, Stiegergaſſe 18, von 
Adalbert und Marie Ripka, XIV., Sechshaus, Stieger- 
gaſſe 16, Bauführer Otto Ettmayer (11970). 


Für Adaptierungen: 
I. Bezirk: Walfiſchgaſſe 5, von Dr. W. Obermayer, noe. ruſſiſche 
Botſchaft, Bauführer Em. Kamenicky (2283). 
II. Bezirk: Ferdinaudsſtraße 28, von Amalia Bardach, Bauführer L. 
Doby (2207). | 
Caſtellezgaſſe 8, von Rudolf Herrmann, Bauführer Anton 
Hofmann (2255). 


XIV. 
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III. Bezirk: Ungargaſſe 37, vom Convent der barmherzigen 
Brüder, Taborſtraße 16, Bauführer Ed. Horn (2189). 

Jacquingaſſe 6, von Ludwig Schoderböck, Baumeiſter 
(2256). 

Krongaſſe 19, von Marie Altmann, Bauführer Joſef 
Härtl (2196). u 

Zieglergaſſe 67, von Joſef Zweigelt, Bauführer Franz 
Prokeſch (2226). 

Kaiſer⸗Ebersdorf, Conſer.⸗Nr. 37, Or.⸗Nr. 278, von Joſef 
Tichel, Bauführer Hugo Steiner (6230). 

Altmannsdorf, Breitenfurterſtraße 125, von Marie Tüchler, 
Bauführer Michael Weilgony (12818). 

Neulerchenfeld, Neulerchenfelderſtraße 61, Conſer.-Nr. 42, 
Einl.⸗Z. 155, von Johann Müllner, ebenda, Bauführer 
Thomas Mann (20984). . 

Hernals, Hernalſer Hauptſtraße 75, von Konrad Wierl, 
ebenda, Bauführer Karl Haas (14597). 


Für diverſe (aeringere) Bauten: 


V. Bezirk: 
VII. Bezirk: 
XI. Bezirk: 
XII. Bezirk: 
XVI. Bezirk: 


XVII. Bezirk: 


I. Bezirk: Geſchäftsportale, Tuchlauben 22, von Ferd. Dehm & F. 
Olbricht, Baumeiſter (2184). | 
7 Geſchäftsportale, Graben 27, von Francisca Münz, Bau— 
führer 2 (2230). 
17 nr Facaderenovierung, Franciscanerkirche, von Ed. Frauen— 
feld & Berghof, Baumeiſter (2264). 
II. Bezirk: Rohrcanal, Czerningaſſe 22, von Dr. Heinrich Ritt. v. 


Zeißberg, Bauführer G. Parthila (2215). 
Canalreconſtruction, Schiffamtsgaſſe 6, von Franz Reit 
bauer, Maurermeiſter (2216). 
Zwergkeſſel⸗Aufſtellung, Obere Amtshausgaſſe 42, von Anton 
Brouſek, Bauführer Ed. Schätz (2232). 
Feuermauer-Reconſtruction, Neubaugaſſe 7, vom Weber⸗ 
witwen-Penſions-Inſtitut, Bauführer Adolf 
Langer (2188). 
Schupfe, Neubaugaſſe 29, von Joſef und S. Rubinſtein, 
Bauführer Chr. Gatty (2252). 
IX. Bezirk: Geſimsreconſtruction, Kolingaſſe 20, von Johann Pecival, 
Baumeiſter (2214). 
Rohrcanal, Beethovengaffe 6—8, von Bertha Heißler, 
Bauführer Ed. Schwarzer (2260). 
XIV. Bezirk: Erbauung einer Schupfe, Rudolfsheim, Sechshauſerſtraße 66, 
von Johanu Hänfling, ebenda, Bauführer Johann 
Heyny (11836). 
XVIII. Bezirk: Schupfe, Währing, Anaſtaſius Grüngaſſe 25, von Wenzel 
Marik, ebenda, Bauführer Georg Kowakxik (13355). 


Für Stockwerks⸗Aufſetzungen: 
V. Bezirk: Schloſsgaſſe 12, von Joſefine Thomas, 
Schneider (2262). 


Geſuche um Varcellierung wurden überreicht: 


XI. Bezirk: Simmering, Grundb.⸗Einl. 603, von Ignaz und Anna 
Semrad, durch Dr. Franz Schewzik (2198). 


Geſuche um Nelaanntgabe der Baulinie wurden überreicht: 


X. Bezirk: Puchsbaumgaſſe, Einl.⸗Z. 1302/X, von Jakob S. Straß⸗ 
berg (15674). 
XII. Bezirk: Gaudenzdorf, Storchengaſſe 12, von Marie Philipowsky 
(12930). 
XIII. Bezirk: Breitenſee, Hütteldorferſtraße 102, Cat.⸗Parc. 417/1, Einl.⸗ 
Z. 442, Cat.⸗Parc. 416/2, Einl.⸗Z. 440, von Albert 
Lehmann (11849). 
XVI. Bezirk: Ottakring, Stephanieplatz 5, von Roſa Tropper, ebenda 
(21072). 
Ottakring, Enenkelgaſſe 32, von Oskar Tſchelnitz und 
Karoline Schmütz, IX., Porzellangaſſe 48 (21384). 
XVII. Bezirk: Bauplatz, Hernals, Lobenhauerngaſſe 38, von Magdalena 
Richter (14595). 


Demolierungsanzeigen wurden überreicht: 


XII. Bezirk: Unter⸗Meidling, Gerichtsſtraße 124, von Joſef Sommer, 
Demolierender Ferd. Kellner (12929). 
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V. Bezirk: 
VII. Bezirk: 
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Gewerbeanmeldungen vom 12. April 1895. 


Strnad Katharina — Herrenkleidermachergewerbe — XIV., Arnſteing. 14. 

Spitz Thereſia — Kleinhandel mit Brennholz, Kohlen ꝛc. — XVI., 
Bauplatz, Ecke der Degengaſſe und Stephanieplatz. 

Leopold Karl — Marktfahrer — XV., Victoriagaſſe 3. 

Pfeiffer Joſef — Marktfierantie — XV., Wurzbachgaſſe 24. 

Tröſcher Marie — Marktvictualien-Verſchleiß — I., Am Hof, Markt. 

Ziegler Barbara — Milch-Verſchleiß — XV., Dingelſtedtgaſſe 5 und 7. 

Schummel Joſef — Muſiker — XVII., Klopſtockgaſſe 56. 

Pollak Auna — Pfaidlerin — XVII., Taubergaſſe 9. 

Kral Ferdinand — Photograph — X., Himbergerſtraße 61. 


Nr. 33. — 23. April 1895. — Allgemeine Nachrichten zc. 


IN — — . —— ——— KEA 


gan! Johann — Provifionsweifer Gebäck⸗Verſchleiß — XVI., Yppen- 
1 | 


latz. 11. 
Fried Moſes — Einſammeln von Abonnenten, Pränumeranten und 
Subſeribenten — XVI., Hippgaſſe 41. 
Pachtmann Nathan — Sammeln von Pränumeranten auf Druckwerke 

in Niederöſterreich — XVI., RNeinhartsgaſſe 10 a. 

Fuchs Johann — Schloſſer — XVI., Gaullachergaſſe 36. 

Hlobil Ignaz — Schloſſer — XVI., Gaullachergaſſe 36. 

Klement Anna — Selchwaren⸗Verſchleiß — X., Quellengaſſe 68. 

Schuſchitz Wendelin, Schuhmann Heinrich Georg — Tapeten-Erzeugung 


— XIV., Felberſtraße 80. 
Waniſch Karoline — Trödlerin — XVI., Neulerchenfelderſtraße 49. 
Verſchleiß von Pferdefleiſch und Pferdefleiſch— 


Dlouhn Francisca —- 
würſteln — XI., Grillgaſſe 4. 
Grünwald Siegmund — Waſſerleitungsinſtallateaur — IX., Thurngaſſe 2. 
Dirtl Leopold — Ziergärtner — XIII., Faſangartenſtraße 70. 
Wagner Anton — Zuckerbäcker — XVI., Schellhammergaſſe 23 


* 4 
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Gewerbeanmeldungen vom 13. April 1895. 


Schmidt Matthäus — Erzeugung von künſtlichem Marmor — IX., 
Sechsſchimmelgaſſe 5. | 

Brüggler Marie — Feinputzer i — VIII., Lerchengaſſe 29. 

Thern Auna — Fiaker (Lie.⸗Nr. 793) — III., Wälliſchgaſſe 35. 

Hanak Joſef — Frachtentransport mit dem Kleinfuhrwerk — V., Krie- 
hubergaſſe 15. 

Gretſchy Anton — Gaſtwirt — XVIII., Lerchenfelderſtraße 132. 

Aumann Katharina — Gaſtwirtsgewerbe — XVIII., Schumanngaſſe 45. 

Stärk Moriz — Gemiſchtwaren⸗Verſchleiß — XIV., Schönbrunnerſtr. 87. 

Bamharter Franz — Goldarbe ter — XIV., Grimmigaſſe 23. | 

Ludaſſy Julius, v., Dr. — Herausgabe der periodiſchen Druckſchrift 
„Wiener Allgemeine Zeitung“ — IX., Univerſitätsſtraße 6. 

Kayſer Jette — Kaffee ſiederin — III., Rennweg 33a. N 

Hruby Anna — Herrenkleidermacherin — XV., Robert Hamerling— 
ſtraße 15. 

Fuka Franz — Schneider — XII., Wertheimſteingaſſe 5. 

Bock Anton — Stroͤhhandel — III., Wälliſchgaſſe 17. 

Blaſchek Thomas — Deichgräber — X., Himbergerſtraße 144. 

Fellmann Francisca — Verſchleiß von Bier und 
geſchloſſenen Gefäßen — III., Marxergaſſe 15 a. 

Geißler Marie — Verſchleiß von Gebäck im Umherzieheu — X., Hum— 
boldtgaſſe 22. 

Hahn Joſef — Ziergärtner — XI., Ebersdorferſtraße 222. 


* * 
% 


Gewerbeaumeldungen vom 16. April 1895. 


Reuter Katharina — Färberei — XIV., Hollergaſſe 12. 
Beer Wenzel — Feigenkaffee-Erzeugung — III., Erdbergſtraße 28. 
Frömel Thereſe — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — VIII., Skodagaſſe 7. 
Karner Rudolf — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — X., Herndlgaſſe 9. 
Triel Karl Wilhelm — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — VIII., Etolgen- 
thalergaſſe 26. 
Kampfmüller Alois — Muſiker — XVII., Kaſtnergaſſe 19. 
Selka Max — Pfaidler — XIV., Sechshauſerſtraße 54. 
Köcher Franz — Pränumerantenſammler — XIV., Schweglerſtraße 24. 
Knotek Matthias — Schuhmacher — XVII., Tuchgaſſe 13. 
Reeiß Emil Ernſt — Verſchleiß von Wein in handelsüblich verſchloſſenen 
Gefäßen — VI., Amerlingſtraße 5. 
Kurka Franz — Zeitungs⸗Verſchleiß — XIII., Linzerſtraße 393. 


** * 
* 


Gewerbeaumeldungen vom 17. April 1895. 


Popper Alexander — Betrieb von Börſegeſchäften — J., Börſe. 

Reisner Julius Emil — Betrieb von Börfeeffecten — I, Wiener 
Effectenbörſe. 

Oujezdsky Valentin — Bürſteumacher — XVII., Leopold Ernſtgaſſe 11. 

Liſchke Moriz — Erzeugung von kosmetiſchen und Parfumerie-Artikeln 
— II., Große Stadtgutgaſſe 29. 

Frankl Moriz — Erzeugung von 
graphien — II., Schmelzgaſſe 2. 

Kohn Salomon — Erzeugung von Waſchblau, Tinte und Schuhwichs — 
II., Rueppgaſſe 26. | | | 

Kirpal Karl — Fiaker — II., Rauſcherſtraße 19. 

Beiwl Anna — Fleiſch⸗Verſchleißerin — XIX., Döblinger Hauptſtr. 14. 

Streletz Francisca — Futteralmachergewerbe — VI., Kopernikusgaſſe 6. 

Bannert Franz — Friſeur — XVI., Neulerchenfelderſtraße 92. 

Guggenberger Eliſabeth — Gaſtwirtin — II., Taborſtraße 57. 

Krammer Johann — Gaſtwirt — XVIII., Schopenhauerſtraße 78. 


Porträts in Kreide und Ol nach Photo— 


Enengel Thereſe — Gemiſchtwaren⸗Verſchleiß — II., Jägerſtraße 3. 
Goldmann Samuel — Gemiſchtwaren-Verſchleß — J., Adlergaſſe 3. 
Kaſparek Franz — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — XVI., Weyprechtgaſſe 6. 


Wein in handelsüblich 


| 
| 
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Mauchler Marie Anna — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — XIII., Winkel- 
mannſtraße 4. 
Max Peter — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — II., Jägerſtraße 26. 
9 Adelheid — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — XIV., Sechshauſer⸗ 
ſtraße 22. 
Nikolits Helene — Gemiſchtwaren⸗Verſchleiß — II., Sachſenplatz 8. 
Pauli Georg Johann — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — I., Fichtegaſſe 7. 
Ripper Franz — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — II., Caſtellezgaſſe 14. 
Stiasny Franz — Gemiſchtwaren⸗Verſchleiß — I., Tuchlauben 8. 
Weiß Adolf — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — I., Rabenplatz 2. 
Weißinger Marie — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — III., Trübelgaſſe 12. 
Werner Marcus — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — II., Wallenſteinſtraße 40. 
Zack Marie — Gemiſchtwaren⸗Verſchleiß — XIV., Huglgaſſe 14. 
Zaubek Thereſia — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — XVII., Gilmgaſſe 1. 
Woititz Bernhard — Getreide-Agentie — II., Frucht- und Mehlbörſe. 
Stein Moriz — Gold- und Juwelenarbeiter — VL, Mariahilferſtr. 45. 
Biberſchek Joſef — Handelsagentie in Pferden — XII., Ruckergaſſe 41. 
Bix Eduard, Tr. — Hof- und Gerichtsadvocat — II., Komödiengaſſe 6. 
Redlich Jakob — Kaffeeſieder — II., Herminengaſſe 23. 
Roßet Katharina — Kaffeeſiederin — II., Obere Donauſtraße 81. 
Eibeck Marie — Damenkleidermacherin — II., Traunfelsgaſſe 2. 
Hübner Karoline — Damenkleidermacherin — II., Fugbachgaſſe 14. 
Kckpek Joſef — Schneider — XVIII., Leitermayergaſſe 28. 
Prohazka Franz — Herrenkleidermacher — IL, Hannovergaſſe 31. 
Sommer Johann — Herrenkleidermacher — II., Kloſterneuburgerſtr. 42. 
Frießnecker Karl — Kleinfuhrwerk — XIII., Einwanggaſſe 39. 
Schreiber Joſef — Kleinfuhrwerk — XIX., Barawitzkagaſſe 17. 
Breitſchopf Aloiſia — Kleinhandel mit Brennholz und Kohlen — XIV., 
Sechshauſergürtel 5. 
Pichler Frauz — 
brunnerſtraße. 
Sternberg Wolf — Verſchleiß von Marktvictualien — II., Karmelitermarkt. 
Steiner Ernſt — Mehl- und Grieß-Verſchleiß — XVI., Ottakringer⸗ 
ſtraße 124. 
Milterer Joſefa — Milch- und Gebäck-Verſchleiß — XVI., Thaliaſtr. 19. 
Sarai Emerich — Muſiker — II., Obere Donauſtraße 63. 
Löw Arnold, Stein Salomon — Naturproductenhandel — II., Prater- 


Marktvictualienhandel — XIV., Rampe der Schön— 


| ſtraße 39. 


Grünhut Arnold — Papier-Verſchleiß — J., Bauernmarkt 8. 

Berger Joſef — Pferdehandel — XVI., Wattgaſſe 49. 

Laufer Michael — Pferdehaudel — II., Dresdnerſtraße 120. 

Domnanitz Gregor — Selchwaren-Verſchleiß — II., Salzachſtraße 37. 

Viertel Simon David — Sonnen- und Regenſchirm-Erzeuger — II., 
Rothen Sterngaſſe 16. 

Kraus Anton — Spengler — XII., Steinackergaſſe 2/4. 

Manhart Franz — Spengler — XIX., Hardtgaſſe 27. 

Schicke Rudolf — Tapezierer — II., Taborſtraße 22. 

Stern Adolf — Tapezierer — II., Große Mohrengaſſe 18. 

Sücke Joſef — Tiſchler — II., Rothen Sterngaſſe 16. 

Fackler Emil — Uhrenhandel — III., Löwengaſſe 5. 

Kohn Barbara — Verabreichung von Kaffee, anderen warmen Getränken 
und Erfriſchungen, Ausſchank von Bier, Wein und Liqueuren — II., Prater 166. 

Rothmann Beile — Verabreichung von Speiſen — II., Tabo.ftraße 45. 

Zwillinger Bertha — Verabreichung von Kaffee, Thee, Chocolate, anderen 
warmen Getränken und Erfriſchungen und Haltung erlaubter Spiele — II., 
Stephanieſtraße 4. 

Kauf Wilhelm — Verſchleiß von Gold- und Silberwaren — XIV., 
Sechshauſerſtraße 3. 

Hoſchek Thomas — Verſchleiß von Spirituoſen und Flaſchenbier — X, 
Senefeldergaſſe 41. 

Rejcek Marie — Victualien-Verſchleiß — IL, Kloſterneuburgerſtraße 14. 

Kahn Rudolf — Zimmermaler — XVII., Teichgaſſe 8. 

Hinner Alois — Zimmermaler — XVIII., Staudgaſſe 65. 

Ruzek Robert — Zimmermaler — XVIII., Johann Nepomuk Voglplatz 7. 


* * 
* 


Gewerbeanmeldungen vom 18. April 1895. 


Färber Natalie — Auskocherei — II., Rothen Sterngaſſe 12. 

Turesany Minna — Auskocherei — II., Glockengaſſe 9. 

Tourneur Chriſtine — Kalligraphie — VII., Neuſtiftgaſſe 36. 

Stummer Johaun — Eierhandel — II., Große Sperlgaſſe 26. 

Plaß Vincenz — Gas- und Waſſerinſtallateur — IX., Bleichergaſſe 1. 

Braun Anna — Gaſtwirtin — II., Kronprinz Rudolfſtraße 202. 

Kohout Heinrich — Gaſtwirt — II., Prater, Freudenau, bei den Stal⸗ 
lungen des Jockey⸗Clubs. 

Olbrich Joſef — Gaſtwirt — II., Große Sperlgaſſe 10. 

Mönch Roſalia — Geflügel⸗ und Wildbrethandel — IV., Kärnthner⸗ 
thormarkt. 

Käfer Rupert — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — VIII., Joſefſtädterſtr. 25. 

Kohnberger Johann — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — XVI., Römerg. 15. 

Kühtreiber Rudolf — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — III., Paulusgaſſe 7. 

Reindl Joſef — GemiſchtwarenVerſchleiß — IX., Hahngaſſe 25 a. 

Schaufler Joſef — Gemiſchtwaren⸗Verſchleiß — I., Fleiſchmarkt 14. 

Stieger Franz — Geſchirr⸗Verſchleiß — II., Kronprinz Rudolfſtraße 17. 

Reininger Karoline — Hallentrödlerin — IX., Trödlerhalle, Zelle 107, 
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Hoffmann Karl — Handel mit Sägeſpänen im Umherziehen von Haus 
zu Haus — XIII., Linzerſtraße 57. a 

Sonnenſchein Hugo — Handelsagent in Fettwaren — II., Bazmaniten- 
aſſe 28. 
of Sonnauer Joſef — Häuſeradminiſtration — VII., Bernardgaſſe 3. 

Antoſch Francisca — Damenkleidermacherin — VII., Bandgaſſe 41. 

Hochmeiſter Hildegarde — Damenkleidermacherin — VII., Mariahilfer⸗ 
ſtraße 94. 

Leonhartsberger Johaun, Feldmann Ludwig — Herrenkleidermacher — 
II., Praterſtraße 16. 

Mras Joſefa — Damenkleidermacherin — II., Othmargaſſe 13. 

Schillinger Anna — Kleinfuhrwerk — IV., Favoritenſtraße 2. 

Hertl Anna — Kleinhandel mit Holz, Kohle und Coaks — XVIII., 
Schumanngaſſe 8. 

Ellend Bernhard — Küchengeräthe⸗Verſchleiß — VII., Burggaſſe 22. 

Ebert Karl — Kürſchner — VII., Neuſtiftgaſſe 37. 

Pichler Johann — Ledergalanteriewaren⸗Erzeuger — VII., Seideng. 26. 

Krebs Antonia — Marktfierantie — X., Himbergerſtraße 51. 

Rauſch Henriette — Marktvictualien-Verſchleiß — II, Karmelitermarkt. 

Viereckl Francisca — Marktvictualienhandel — XVIII., Markt in der 
Kutſchkergaſſe. 

Wurſt Cäcilie — Marktvictualienhandel — 
Markt. . 

Kohl Joſef — Obſt⸗ und Grünwarenverkauf — XVIII., Markt in der 
Kreutzgaſſe. 

Tauſſig Maria — Pfaidlerin — IX., Pramergaſſe 12. 

Opawsky Auguſt — Sandgewinnung — XVI., Teufelskoth, Einl.-Nr. 79. 

Seidl Ignaz — Schankgewerbe — II., Kleine Pfarrgaſſe 29. 

Stark Johann — Schuhmacher — II., Wintergaſſe 41. 

Willert Anton — Schuhmacher — XII., Schönbrunnerſtraße 3. 

Bauer Johann — Stadtträger (Lic.-Nr. 577) — VII., Faſszieherg. 9. 

Lutter Karl — Verſchleiß von Bilderbüchern — VII., Mariahilferſtr. 76. 

Gottwald Franz — Verſchleiß von Fahrrädern — XV., Schönbrunner⸗ 
ſtraße 42. 

Wagner Joſef — Verſchleiß von Fahrrädern und ſonſtigen Sportartikeln 
— VII., Neuſtiftgaſſe 62. 

Stowaſſer Heinrich — Verſchleiß von Kurz- und Galanteriewaren — VII., 
Burggaſſe 20. 

J Greiner Anna — Verſchleiß von Milch und Gebäck — II., Springer— 
gaſſe 20. 

Wolf Francisca — Verſchleiß von Obſt und Südfrüchten — VIII., 
Transportabler Stand bei dem Durchbruche in der Verlängerung der Lerchen— 
felderſtraße. 

Koch Wendelin — Verſchleiß von Pferdefleiſch und Pferdefleiſchſelchwaren 
— XVII., Beronilagaffe 44. 

Schreiber Kathi — Verſchleiß von Wein und Spirituoſen in handels— 
üblich verſchloſſenen Gefäßen — II., Jägerſtraße 12. 

Heim Marie — Victualien⸗Verſchleiß — III., Barichgaſſe 4. 

Nigrin Auguſtine — Victualien⸗Verſchleiß — VII., Bandgaſſe 3. 

Nitſchmann Lucia — Victualien-Verſchleiß — VIII., Joſefſtädterſtr. 23. 

Redl Max — Victualien⸗Verſchleiß — XVI., Wilhelminenſtraße 3. 

Houſtecka Antonie — Wäſche⸗ und Feinputzerei — IV., Freundgaſſe 5. 

Ries Joſef — Wagenlackierer — IX., Sobieskygaſſe 17. 

Reiſchl Gottfried — Weinſchank — XVIII., Hildebrandgaſſe 37. 

Kölbig Katharina — Weißnäherin — IX., Mariannengaſſe 32. 

Rott recte Kramplhuber Cäcilie — Wohnungsvermietung gegen Kün⸗ 
digung — VIII., Wickenburggaſſe 26. 

Sirganidis Elia — Wohnungsvermietung an ſtändige Mieter und Ver⸗ 
köſtigung am gemeinſamen Tiſche — VIII., Schlöſſelgaſſe 22. 

Laa Leopold Matthias — Zeitungs⸗Verſchleiß — IV., Starhemberg. 26. 

Demel Karl — Zuckerbäcker — II., Prater, Lawn Tennisplatz beim 
Thiergarten. 


XV., Schönbrunnerſtraße, 


* * 
* 


Gewerbeanmeldungen vom 19. April 1895. 

Kabil Johann — Baumeiſter — V., Diehlgaſſe 52. 

Nahunek Karl — Bildhauer — V., Siebertgaſſe 16. 

Mayer Thereſia — Canditen⸗ und Zuckerbäckerwaren⸗Verſchleiß — VI., 
Gumpendorferſtraße 116. (Das weitere folgt.) 
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